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[ . Mitteilung des Senats vom 25 . Juli 1947 :
. Verfassung der Freien Hansestadt Bremen . 253

II . Mitteilung des Senats vom 15 . Juli 1947 :
• 1 . Notgesetz zur Säuberung der Wirtschaft . —

2 . Gesetz über die Überprüfung und Zulas¬
sung gewerblicher Betriebe ..... . . —

III . Interpellation : Verfahren gegen Polizeibe¬
amte ,

' ...... .
"

. -. ., . . . . . .

Präsident : A . Hagedorn . ; .
Eröffnung der Sitzung 9 Uhr .
Präsident : Herr Degener teilt mir soeben mit,daß

die Straßenbahn heute , morgen nicht regelmäßig ge¬
fahren ist lind deshalb einige Abgeordnete später
kommen werden . Auch ist mir gesagt worden , daß
die Abgeordneten aus Vegesack und Blumenthal wohl
erst gegen zehn Uhr hier sein werden . Trotzdem
müssen wir jetzt schon in die Verhandlung ein¬
treten .

Einsendungen gegen die Niederschrift der letzten
Sitzung sind nicht erhoben .

Eingegangen ist eine Mitteilung des Senats vom
26 . Juli 1947 :

~ G rundstückstausdi zwischen
der Stadt Bremen und dem - Bauern Mey -
b o h m . Der Senat hat um dringliche Behandlung der
Vorlage gebeten . Die Druckvorlage wird den Damen
und Herren rechtzeitig zugeleitet werden . Die Frak¬
tionsführer sind einverstanden , daß die Vorlage heute
oder morgen verabschiedet wird . Ich werde die Vor¬
lage nach Punkt II unserer Tagesordnung zur Ver¬
handlung stellen .

Der Generalsekretär beim Länderrat
teilt mir mit : .

Für die Mitglieder des Parlamentarischen Rats
sowie für jene Herren Abgeordneten , die dienstlich
in Stuttgart beim Länderrat zu tun haben, , haben
wir Zimmer 17 im II . Stock der Villa Reitzenstein
in Stuttgart , Richard -Wagner -Straße 15 , als Aufent¬
haltsraum bereitgestellt . Dieses Zimmer steht den

1 Herren Abgeordneten täglich zum Aufenthalt zur
Verfügung .

Ich bitte , die Herren Abgeordneten hiervon zu
verständigen .

Viea-fliatnidiê t; Seite '

IV . Dringlichkeitsantrag : Torfeinfuhr nach Bre¬
men . . . -. v . . . . . . : . " . . : .

. V . Dringlichkeit §antrag : Baugenehmigungen . . —

VI . Dringlichkeitsantrag : Einsetzung eines Aus -
- . Schusses zur Wahrung des öffentlichen -In¬

teresses . . . . . . ;
*

■ ■
' "~

. • . —

VII . Antrag 50 : Abhilfe der Gefährdung keimen¬
den Lebens . .. . . . . . . . . . . . ■—

Wir treten in die Tagesordnung ein .

I . Mitteilung des Senats ' vom 25. Juli 1947 :
- Verfassung der Freien Hansestadt Bremen . "

Präsident : Senatskommissar ist Herr Bürgermeister
Dr . S p i 11 a , den ich hiermit herzlich begrüße . Bei¬
geordnet ist ihm Herr .Oberregierungsrat D r . Fein e.

Meine Damön und Herren ! A ] s erster Redner wird "

Herr Bürgermeister Dr . Spitta zur Begründung der
Vorlage ' das Wort nehmen . Alsdann werden wir in
die Generalaüsspräche eintreten . Nach einer , inter¬
fraktionellen Vereinbarung erhalten dabei die Frak¬
tionsredner eine Redezeit von 50 Minuten . Ich gedenke
dabei nicht kleinlich zu verfahren . Die Reihen¬
folge der Redner wird sein : Herr Stockhinger für die
SPD ., Herr Degener für die .CDU ., Herr Dr . Lueken
für die BDV , Herr . Rafoth für die KPD . und

^
Herr

Hollmann für die FDP . In der Einzelaussprache wird
jedem Redner eine Redezeit von 10 Minuten zuge¬
standen . Vor der Abstimmung werden die Fraktionen, ,
wenn es gewünscht wird , in der umgekehrten Rei¬
henfolge wie bei der Generalaussprache nochmals , je
10 Minuten zu-vWort kommen . Herr Bürgermeister Df .
Spitta wird dann das Schlußwort sprechen . Ich sehe
keine Bedenken , daß wir die Verfassung in einmaliger
Lesung verabschieden . Widerspruch erhebt sich .nicht ;
die Bürgerschaft ist damit also einverstanden , ich
stelle das ausdrücklich fest . Im Anschluß an die Ver¬
abschiedung der Verfassung wird über das Gesetz
betreffend den Volksentscheid urid ^-die gleichzeitige
Wahl der Bürgerschaft verhandelt werden . Wir wer¬
den heute bis etwa 19 Uhr tagen bei einer Mittags¬
pause von 14 bis 16 Uhr . Morgen früh urrt 9 Uhr
werden wir dann unsere Verhandlung fortsetzen . Ich
bitte jetzt Herrn Bürgermeister Dr . Spitta , das Wort
zu nehmen .
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Herr Bürgermeister Dr . Spitta : Herr Präsident ,
meine Damen und Herren ! Wenn ich als Sach¬
bearbeiter des Senats und als Vorsitzer der Ver -
fussungsdeputation zur Verfassungsfrage das Wort
nehme , fühle ich als erste Pflicht , allen Mitgliedern
der Verfassungsdeputation für ihre umfangreiche ,
hingebende Arbeit zu danken . Wir haben in der
Verfassungsdeputation 35 Sitzungen gehabt , IT Sit¬
zungen der Gesamtdeputation und 18 Sitzungen
der Unterausschüsse . Jede Sitzung hat mehrere
Stunden gedauert , eine Sitzung sogar 5 1/» Stunden .
Von Sitzung zu Sitzung mußten Ausarbeitungen ge¬
macht , Vorschläge geprüft , neue Formulierungen ge¬
funden und besprochen werden . Ein erheblicher Teil
dieser Arbeitslast , besonders bei den Ausarbeitungen
und bei der umfangreichen Abfassung der Proto¬
kolle , fiel auf meinen Mitarbeiter Herrn Dr . Feine ,
dessen Hilfe von allen Mitgliedern der Deputation
dankbar anerkannt ist .

' Nehmen Sie hinzu die häu¬
figen Erörterungen außerhalb der Deputation im
kleinen Kreise oder in den Fraktionen , so können
Sie sich eine Vorstellung von dem Umfang und der
Intensität der Arbeit der Verfassungsdeputation
machen . (

Was sind nun Ursache und Sinn dieses großen ,
so viel Zeit erfordernden Arbeitsaufwandes ?

Jedes Gesetz , besonders aber eine Verfassung , die
für lange Zeit gelten und die Grundlage des öffent¬
lichen Lebens eines Landes sein soll , verlangt eine
sorgfältige Prüfung jedes Artikels jn sachlicher und
formeller Beziehung . <So ist verfahren . Es Jagen vier
verschiedene vollständige Verfassungsentwürfe vor ,
der Entwurf des Senatsreferenten und die Entwürfe
der SPD ., der KPD . und der CDU . Bei jedem Gegen¬
stand der Verhandlung waren alle »vier Entwürfe zu
vergleichen und nebeneinander zu behandeln . Jetzt
scheinen viele Artikel nach Inhalt und Form selbst¬
verständlich , als könnten sie gar nicht anders lau¬
ten . Und doch hat mancher dieser Artikel viel Mühe
und Beratungen erfordert , und es ist vielleicht (Ins
größte Lob . das man der Verfassungsdeputation spen¬
den kann , wenn man diesen Artikeln nicht mehr an¬
merkt , w ie viele Mühe es gekostet hat , sie in . diese
Form zu bringen .

Selbstverständlich mußte befdieser wichtigen Vor¬
lage auch allen Parteien im weitesten Maße Gelegen¬
heit gegeben werden , ihre Ansichten darzulegen und
ihre Anträge zu stellen . Wir haben auch von vorn¬
herein festgelegt , daß jedes Mitglied der Verfassungs -

'deputation sich ganz frei äußern könne , ohne be¬
fürchten zu müssen , daß ihm oder seiner Partei spä¬
ter diese oder jene Ansicht oder Äußerung oder ein
Wechsel seiner Meinung vorgehalten werde . Wir
haben so eine offene und vertrauensvolle Aussprache
erreicht , bei der auch die Mitglieder der einzelnen
Parteien sich nicht immer einheitlich äußerten . Diese
freie und rein sachliche Auseinandersetzung habe
ich stets besonders dankbar empfunden , sie ist auch
unserer Arbeit besonders förderlich gewesen .

Wenn schon diese Art der Behandlung , diese
Gründlichkeit und Freiheit der Erörterung es aus¬
schloß , die Verfassung in der Deputation rasch zu¬
stande zu bringen , so nahm besonders eines die Zeit
und Kraft der Deputation in Anspruch : das war das
Bestreben aller Parteien und Deputationsmitglieder .
in allen Fragen eine Regelung zu finden , die von

allen Parteien angenommen werden könnte . Ea liegt
auf der Hand , daß wir sehr viel schneller fertig ge¬
worden wären , wenn wir,bei den strittigen Fragen
nach : ausreichender Erörterung zur Abstimmung ge¬
schritten wären , ohne langwierige Verständigungs¬
versuche zu machen . So ist nicht verfahren . Es ist bei

t manchen schwierigen Fragen wieder und - wieder ver ^
- sucht , zu einer Einigung zu kommen . So lagen z . B .

bei der Frage der Sozialis '
ierung nacheinander wohl

etwa ein Dutzend Formulierungen vor . Immer wie¬
der standen wir vor scheinbar unüberwindlichen
Gegensätzen ., Schließlich ist es doch gelungen , für die
Sozialisierüng eine Fassung zu finden , der alle Par -

' teien zugestimmt haben . .
Diese Bemühungen aller Parteien , zu einer Ver¬

ständigung zu kommen , rührten wahrlich nicht da¬
her , daß man vorhandene politische , soziale oder
geistige Gegensätze verwischen oder gar einem poli¬
tischen Kampfe um jeden Preis ausweichen wollte .
Wenn ich recht sehe , liegt diesem Bestreben zweier¬
lei zu Grunde .

Einmal die Erkenntnis unserer Lage in Deutsch¬
land , vielleicht kann man sagen : in. Europa . Es ist
politisch , wirtschaftlich , geistig und sittlich eine Welt
zusammengebrochen . Über Deutschland ist ' ein maß¬
loses Elend gekommen , äußerlich und innerlich . Wir
Deutsche stehen vor der Frage , ob es überhaupt mög¬
lich sein wird , unserem Volk in den nächsten Jahren
das nackte Leben zu » erhalten / ob es möglich sein
wird , unser Deutschland auf neuer Grundlage im
Rahmen eines neu zu ordnenden Europas als Glied
einer friedlichen Völkergemeinschaft staatsrechtlich ,
wirtschaftlich , sozial , politisch und kulturell wieder

. aufzubauen . Noch leben wir in einer friedlosen Welt . -
Noch ist äußerlich und innerlich , materiell und gei¬
stig alles in Bewegung . Neues wird kommen ; wie es
aussehen wird , weiß heute noch niemand . Sicher ist
nur . daß das Alte nicht wiederkommt und daher auch
die alten Doktrinen und die alten Parteiprogramme
keinen Zukunftswert mehr haben . Neue Ideen und
Vorschläge tauchen auf , was davon Gestalt gewinnen
Wird, kann noch niemand sagen . Wenn überhaupt ,
ist jedenfalls jetzt noch nicht die Zeit , die künftige
Entwicklung , den Geist der Zukunft , in Formeln und
Verfassungsartikel zu fassen .

. . ihr fesselt den Geist in ein tönend Wort ,
doch der Freie schreitet im Sturme fort "

heißt es bei Schiller . In solcher Lage sollte jeder be¬
scheidener werden in dem Glauben , daß seine An¬
sicht die allein richtige sei , daß allein in seinem Pro¬
gramm das Heil der Zukunft liege .

Das ist das eine , was geneigt machen sollte und
gewiß auch die Neigung verstärkt hat , bei den Ver -
fassurigsverhandlungen eine Verständigung auf brei¬
ter Basis zu versuchen .

Das andere liegt uns vielleicht noch näher . Wir stehen
in unserem Bremen selbst in einem schweren Kampf
um unser Dasein , um unser staatsrechtliches und
wirtschaftliches Dasein . Wir gehen einem harten , leid¬
vollen Winter entgegen . Wir haben noch Jahre vor
uns . in denen es um das tägliche Brot , um Ernäh¬
rung , Kleidung und Obdadi unserer Bevölkerung
geht , um die Lrhultung und Wiederbelebung der nöt¬
wendigsten Zweige der Wirtschaft , um eine notdürf¬
tige Erhälturtg unserer Schulen und kulturellen Ein -
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richtungen . Die kommende Währungsreform wird
jedem enthüllen , wie arm , wie bettelarm wir alle
geworden sind , Staat und Privatleute , Unternehmer
und Arbeiter . Diese vor uns liegende Zeit können
wir nur bestehen , die Fülle von Aufgaben , die auf
uns einstürmen , können wir nur bewältigen , wenn
wir alle zusammenstehen , alle gemeinsam Hand an¬
legen : alle politischen Parteien , die Arbeitnehmer
und Arbeitgeber , : Handarbeiter und Kopfarbeiter ,
Männer und Frauen . Das Gesetz der Schicksals - , Leid -
und Pflichtgemeinschaft muß uns alle beherrschen .
Unter diesen großen Gesichtspunkten müssen wir
auch die Verfassungsverhandlungen führen , damit
nicht durch den Wahlkampf und den Volksentscheid
zwischen den einzelnen Parteien Klüfte aufgerissen
werden , die die so bitter notwendige spätere Zu¬
sammenarbeit und die Regierungsbildung auf breiter
Grundlage erschweren oder gar unmöglich machen .

Ls kommt hinzu , daß nichts so zur Stärkung des
demokratischen Gedankens und . des Vertrauens zur
demokratischen Staatsform beitragen würde , als ,
wenn diese Verfassung von allen Parteien genehmigt
und als Grundlage unseres künftigen öffentlichen
Lebens . anerkannt werden könnte . Nichts würde da¬
gegen die noch zarte Pflanze der deutschen Demo¬
kratie so beeinträchtigen , als . wenn die Verfassung
mit einer Mehrheit von 51 Prozent gegen 49 Pro/cm
der Stimmen angenommen würde , und wenn später
sich die Verhandlungen über eine Regierungsbildung
Wochen und Monate hinausziehen oder sogar schei¬
tern würden .

Fs gilt daher , die Bestimmungen der Verfassung
so zu fassen , daß sie freilich der völlig veränderten
Lage der Welt Rechnung tragen , daß sie in die Zu¬
kunft weisen , daß sie aber im einzelnen nichts dog¬
matisch festlegen , weder etwas Vergangenes noch
etwas , das die eine oder andere Partei als Zukunft
ansieht . Vielmehr muß in dieser Zeit mehr als je
auch in der Verfassung bei der Formulierung der
einzelnen Artikel der Entwicklung freier Raum ge¬
lassen werden . Dies gilt besonders von den Ge¬
bieten , auf denen offensichtlich noch alles im Fluß
ist , vom sozialen , vom wirtschaftlichen , vom geistigen
und damit auch vom Schulwesen . Wie wir uns selbst
für die Zukunft innerlich offen halten müssen , so
dürfen auch die Bestimmungen der Verfassung nicht
die Zukunft verbauen .

Von diesen und ähnlichen Gedanken und Erwä¬
gungen geleitet , hat sich die V.erfassungsdeputation
bemüht , bei der Entscheidung der vielen , zur Erör¬
terung stehenden Fragen und bei der Fassung der
einzelnen Artikel möglichst eine Einstimmigkeit zu
erzielen . Das war in weitem Umfange möglich , weil
die Grundeinstellung der Parteien , bei aller Ver¬
schiedenheit in der Auffassung im einzelnen , auf
großen Gebieten des Verfassungsrechts gleich oder
verwandt war :

Das ist der Fall bei den wichtigen Bestimmungen
über die Menschenrechte , in unserer Verfassung als
„ Grundrechte und Grundpflichten

" bezeichnet und
im Ersten Hauptteil . Artikel 1 bis 20 , behandelt .

Die Menschenrechte haben eine lange Geschichte
hinter sich , von den Tagen ihrer ersten Formulierung
im Unabhängigkeitskampfe der Vereinigten Staaten
von Amerika 1776 und in der Französischen Revo¬
lution 1789 bis zu den Versuchen einer Neuformulie¬

rung in unseren Tagen , etwa 1 in der neuen franzö¬
sischen Verfassung öder durch den Ausschuß der
UNü . Die Menschenrechte haben seit ihrer ersten
Formulierung im Rechts - und Verfässungsleben
immer eine besondere Stellung gehabt . Sie sollten

.die allgemeinen Rechtsordnungen , auch die Rechts -.
Ordnung der - Verfassung erst wahrhaft begründen
und zugleich begrenzen . Es handelt sich bei den
Menschenrechten darum , eine der staatlichen Ein¬
flußnahme entrückte Freiheitssphäre des einzelnen
Menschen und der Vereinigungen von Menschen zu
schaffen und zu wahren . Insoweit richten sich daher
die Menschenrechte aller Verfassungen gegen die un¬
beschränkte Allmacht des Staates , auch gegen die
Allmacht eines demokratischen Staates und eines
demokratischen Parlaments .

Den Amerikanern von 1776 und den Franzosen von
1789 lag der Gedanke fern , daß sich die von ihnen
formulierten Menschenrechte im Laufe der Zeit wan¬
deln könnten . Sie hielten sie für unabänderlich , für
ein ewiges Recht , das nicht den staatlichen Rechts¬
ordnungen entspringe , sondern ihnen vorausgehe
und sie erst begründe . Seitdem haben wir in den
letzten 150 Jahren in Europa eine ungeheure I rn -
wälzUng erlebt . Die Bevölkerung Europas ist von
etwa 187 Millionen auf 534 Millionen angewachsen ,
die vermehrten Menschenmassen sind Inst ausschliel !-
lich in den Städten angehäuft , die eine bis dahin un¬
bekannte Vergrößerung erfuhren . Die Technik cn
faltete sich hl erstaunlicher Weise und "machte ,
mit einer gewissen Eigengesetzlichkeit äußerlich
gesehen, ' glänzende und bestechende Fortschritte .
Eine gewaltige .. industrielle Wirtschaft ist empor¬
gewachsen , ein Großkapitalismus mit weltweiten
Verpflichtungen , dem gegenüber steht , daß die Zahl
der wirtschaftlich unselbständigen abhängigen Exi¬
stenzen ständig wuchs . Die Freibeil der Wirlsciiafl
führte vielfach zur Zerstörung der freien Wirtschaft '

durch Bildungvon Trusts , Syndikaten und Ka rlelleu .
die Freiheit des Eigentums führte zum Mißbrauch
des Eigentums , die Vertragsfreiheit . zur Ausbeutung ,
des wirtschaftlich Schwachen . So entstand ein Mili
Verhältnis zwischen den verkündeten Freiheiten der
Menschenrechte und den tatsächlichen Abhängig¬
keiten , insbesondere den wirtschaftlichen Lebens¬
bedingungen und wirtschaftlichen Abhängigkeiten .
Die1 formale rechtliche Freiheit und rechtliche .Gleich¬
heit führte vielfach dahin , tatsächlich neue Unfrei¬
heit und neue Ungleichheil zu schaffen . Wir können
daher die Menschenrechte , wenn wir ihren eigent¬
lichen , tieferen Sinn aufrechterhalten « ollen , nicht
einfach in der Fassung übernehmen , die sie vor
160 Jahren erhalten haben . Es muß Vorsorge ge¬
troffen werden , daß die öffentlich - rechtliche Gleich¬
berechtigung und die Freiheit der einzelnen nicht
durch privatrechtliche Verhältnisse der Uber - und
Unterordnung oder durch das wirtschaftliche Über¬
gewicht einzelner unterhöhlt , eingeschränkt oder tat¬
sächlich aufgehoben werden . Ebenso muß Vorsorge
getroffen werden , daß nicht ein totalitärer Staat oder
allmächtige politische und wirtschaftliche Behörden
nach Art eines totalitären Staates das Eigenleben des
einzelnen Menschen auslöschenr " -

Der eigentliche und tiefe Sinn der Menschen rechte
ist der , daß in allem staatlichen , wirtschaftlichen und
sozialen Leben , im geistigen , sittlichen und religiösen
der Mensdi die Hauptsache ist ..
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Gewiii ist jeder Mensch eingeordnet in Familien
'Gemeinde und Staat und kann nur leben in und
durch die Gemeinschaft , der er sich dienend und hel¬
lend einzufügen hat . Die Menschenrechte aber wollen

■dem Menschen eine Privatsphäre des Lebens sichern ,
ohne die die Menschen Maschinenteile eines großen
Räderwerks , Arbeitsameisen in einem / Termiten¬
staat oder wenn nicht rechtlich , so doch tatsächlich
Sklaven , sei es des Staates oder privater Machthaber ,

- wären . ' ' ' .
Wir haben daher die Menschenrechte in dem Ersten

liaupiteil neu gefaßt , indem wir versuchten , sie
ihrem Wesen nach aufrechtzuerhalten , sie aber durch
Pflichten des Staates und der Gemeinde wie der ein¬
zelnen zu ergänzen und sie zugleich zu Zwecken des
Gemeinwohls wie zum Schutze anderer zu begrenzen .

- Als Beispiel, , wie das gemeint ist , führe ich das
Eigentum an . Im Artikel 2 der französischen Men¬
schenrechte von 1789 wird das Eigentum ohne jede

.Einschränkung als natürliches und ewiges Menschen¬
recht bezeichnet , und im Artikel 17 der französischen
Aienschenrechte ist ebenso uneingeschränkt gesagt :

„Da das Eigentum ein heiliges und unverletz¬
liches Recht ist , kann niemand dessen beraubt
werden .

"

Vergleichen Sie damit unseren Artikel 13 des Ver¬
fassungsentwurfes ; da ist gesagt :

..
•
.Eigentum Verpflichtet gegenüber der Gemein¬

schaft . Sein Gebrauch darf dem Gemeinwohl nicht
zuwiderlaufen . Unter diesen Voraussetzungen wei¬
den Eigentum und Erbrecht gewährleistet .

"

Dieser Vergleich macht deutlich , in welchem Sinn
die ursprünglichen Menschenrechte der Französischen
Revolution in unserer Verfassung begrenzt sind . Es
galt , den richtigen Mittelweg zwischen der Freiheit
des einzelnen und den Anforderungen der Allgemein¬
heit zu finden , es galt , die Freiheit des einzelnen
einzuschränken , zur Erhaltung der Freiheit .

,~ Auf weitere Einzelheiten der Menschenrechte will '
idi nicht eingehen und möchte nur als Besonderheit
unserer Verfassung noch zwei Artikel anführen . Der
Artikel 1 der Verfassung bestimmt :

„Gesetzgebung , Verwaltung und Rechtsprechung
sind an die Gebote der Sittlichkeit und Menschlich¬
keit gebunden .

" , #
^ .

Dieser Artikel ist unabänderlich . Unter diesem
Grundgedanken steht also die ganze Verfassung . Was
gegen die Gebote der Sittlichkeit und Menschlichkeit
verstößt , ist verfassungswidrig .

Die andere Besonderheit unserer Verfassung ist
der Artikel 12 ; er bestimmt :

„Der Mensch steht höher als Technik und Ma¬
schine . Zum Schutz der menschlichen Persönlichkeil
und des menschlichen Zusammenlebens kann durch
Gesetz die Benutzung wissenschaftlicher Erfin¬
dungen und technischer Einrichtungen unter staat¬
liche Aufsicht und Lenkung gestellt sowie be¬
schränkt und untersagt werden .

"

Da ist also der Grundsatz , daß es um den Menschen
geht , daß es auf den Menschen ankommt , in dem
Sonderfall der Technik noch besonders hervor¬
gehoben .

Was ist nun . die rechtliche Bedeutung der Menschen¬
rechte , der Grundrechte und Grundpflichten unserer
Verfassung ? Das erklärt der Artikel 20, Abs . 2 .
Anders als in der Weimarer Verfassung , in der viele
Grundrechte nur den Charakter einer programma¬
tischen Erklärung hatten , ohne unmittelbar binden¬
des Recht zu schaffen » ist in Artikel 20ugesagt :

„Die Grundrechte und Gründpflichten binden
den Gesetzgeber , den Verwaltungsbeamten uiid
Richter unmittelbar .

"

Was also , gegen die Grundrechte und Grundpflidi -
teh verstößt , darf das Parlament als Gesetzgeber
nicht beschließen . Im Widerspruch zu diesen Grund - ,
rechten beschlossene Gesetze wären ungültig , der
Verwaltungsbeamte darf solche Gesetze nicht an.-

'

wenden , der Richter darf sie nicht seinem Urteil zu¬
grunde legen .

Wächter und Hüter der Menschenrechte wie der
ganzen Verfassung ist vor allem der Staatsgerichis -
höf , dem Zweifels - und Streitfragen der Verfassung
unterbreitet werden körinen .

Über diese vorliegende Fassung der Menschen¬
rechte in den Artikeln 1 bis 20 haben wir uns iii der
Verfassungsdeputation nach eingehender Beratung
geeinigt , Die Menschenrechte sollen die Wiederkehr
einer Zeit , wie Wir sie zwölf Jahre lang erlebt und
erlitten haben , verhindern , soweit das durch Ver -
lassungsbestimmungen möglich ist , im Sinne des Vor¬
spruchs unserer Verfassung :

.
'.Erschüttert von der Vernichtung , die die autori¬

täre Regierung der Nationalsozialisten unter .Miß¬
achtung der persönlichen Freiheit und der Würde
des Menschen in der - jahrhundertealten Freien
Hansestadt Bremen verursacht hat , sind die Bürger
dieses Landes willens , eine Ordnung * des gesell¬
schaftlichen Lebens zu schaffen ,
in der die soziale Gerechtigkeit , die Menschlich¬
keit und der Friede gepflegt werden ,
in der der wirtschaftlich Schwache vor Ausbeutung
geschützt und allen Arbeitswilligen ein menschen¬
würdiges Dasein gesichert wird .

"

Die letzten Worte des Vorspruchs greifen schon
auf das Gebiet der Arbeit und Wirtschaft über .

Betrachten Sie in dem Verfassungsentwurf die da¬
für gegebenen Bestimmungen der Verfassung , so
wird niemand bestreiten können , daß Sie Regeln ent¬
halten , die noch in der Zeit der Weimarer Republik

' ausgeschlossen gewesen wären , daß sie vor allem von
einem sozialen Geiste getragen sind .

Für die Wirtschaft ist der wichtige Grundsatz der
Bedarfs Wirtschaft aufgestellt . Artikel 38 , Ab¬
satz 1 , sagt :

„Die Wirtschaft hat dem .Wohl des ganzen Vol¬
kes und der Befriedigung seines Bedarfs zu
dienen .

"

In Artikel 39 ist bestimmt :
"

„Der Staat hat die Pflicht , die Wirtschaft , zu för¬
dern , eine sinnvolle Lenkung der Erzeugung , der
Verarbeitung und des Warenverkehrs durch Gesetz
zu schaffen , jedermann einen gerechten Anteil an
dem wirtschaftlichen Ertrag aller Arbeit zu sichern
und ihn vor Ausbeutung zu schützen .

> I Im Rahmen der ! hierdurch gezogenen Grenzen
ist die wirtschaftliche Betätigung frei .

"



31 . Juli 1947 257

Gerade die Formulierung dieses Artikels hat .uns
viel Mühe gekostet . Wir waren einig darin , daß
eine sinnvolle Lenkung der Wirtschaft nicht zu ent¬
behren sei , haben aber das Maß der Lenkung nicht
festgelegt ' und ebenso nicht , daß der Staat durch
seine Behörden die Lenkung vornehmen solle . JEs
war bei uns keinerlei Neigung für eine Bürokrati -
sierung der Wirtschaft . Durch , staatliches Gesetz soll
nur die Grundlage für die sinnvolle Lenkung ge¬
schaffen werden . Es ist die Möglichkeit offen ge¬
blieben , die Lenkung selbst durch Selbstverwaltungs¬
körper der Wirtschaft vornehmen zu lassen .

Ebenso wollten wir bei den sozialisierten Betrie¬
ben keinen staatlichen Betrieb durch eine bürokra¬
tische Behörde . Es ist in Artikel 43 für die soziali¬
sierten Betriebe ausdrücklich vorgeschrieben :

. .Die Verwaltung des in Gemeineigentum über ;
führten Betriebes ist unter Wahrung der im Wirt¬
schaftsleben erforderlichen Entschlußkraft und
selbständigen Betätigung der Leitung so zu gestal¬
ten , daß eine höchste Leistungsfähigkeit erzielt

. wird .
" ■ -

.»
■

Die selbständigen Unternehmer sollen auch keines¬
wegs beseitigt werden . Der Unternehmer ist sozial
gebunden und soll mit seinen Arbeitnehmern zu¬
sammenarbeiten : aber es heifit in Artikel 40 :

. .Selbständige Klein - und Mittelbetriebe in Land¬
wirtschaft , Industrie , Handwerk . Handel und Schiff¬
fahrt sind durch Gesetzgebung und Verwaltung zu
schützen und zu fördern .

"

Monopole und wirtschaftliche Machtstellungen sol¬
len verhindert werden . Die Entschlußkraft und selb¬
ständige Betätigung in der Wirtschaft aber soll zum
Vorteil der Gesamtheit erhalten bleiben . Insbeson¬
dere soll der Entwicklung einer Wirtschaft , die auf
selbständigen , mittleren und kleineren Unternehmen
und auf einem reich gegliederten Genossenschafts¬
wesen beruht , freie Bahn geschaffen werden .

Es war unsere Aufgabe , in der Wirtschaft die rieh -
tigo Mitte zwischen deii beiden Polen zu finden , zwi¬
schen denen sich das menschliche Leben überhaupt
bewegt : zwischen der Freiheit des einzelnen und der
Bindung durch die Gemeinschaft . Das hat uns auch
bei der Gestaltung des Arbeitsrechtes geleitet .

Man darf wohl sagen , daß im Arbeitsrecht unseres
Verfassungsentwurfs das Schwergewicht bei den An¬
forderungen der Gemeinschaft und des sozialen
Schutzes licet . Neben den unmittelbar geltenden
sozialen Bestimm Tineen sind auch Ziele für ein künf -
figes soziales Arbeitsrecht , für das .Schlichtungswesen
und für eine , das ganze,Volk verbindende Sozial¬
versicherung aufgestellt . Die Einzelheiten aber woll¬
ten und konnten wir nicht überall reeein . teils weil
das ein umfangreiches Gesetz erfordert , teils weil
die -Regelung sich nicht auf Bremen beschränken
kann , sondern weite Gebiete , möglichst ganz Deutsch¬
land , umfassen muß . teils auch , weil die Verhält¬
nisse noch im Fluß sind . Hervorheben möchte ich aber
die Einmütigkeit , die bei diesen sozialen Bestim¬
mungen , abgesehen von der Frage der Betriebsräte
und ihres Mitbestimmnnesr ' nfMs . in der Yerfassunes -
denutation durchweg geherrscht hat .

Auf die Fraee der Retriebsvorfroiuneen . bei der
■sich Arbeitsrecht und Wirtschnftsrecht schneiden nn 'l
starke Gegensätze hervortraten , komme ich nachher
zurück .

Bei dem Dritten '
Hauptteil der Verfassung , der den

Aufbau und die Aufgaben des Staates behandelt ,
sind , wie nicht anders zu erwarten war , auch Gegen¬

sätze und verschiedene Auffassungen vorhanden ge¬
wesen . Sie sind aber alle durch gegenseitige Zuge¬
ständnisse überbrückt - worden und bilden für keine
Partei ein Hindernis für die Zustimmung v .ir Ver¬
fassung .

Von mir selbst muß ich sagen , daß ich persönlich
z . B . schwere Bedenken "

gegen einzelne Bestimmun¬
gen über die Stellung der Richter habe . Ich bin
überzeugt , daß die Geschichte Englands und Ameri¬
kas , dieser beiden größten und ältesten Demokra¬
tien der neueren Zeit , lehrt , daß die hohe und unab¬
hängige . Stellung,der lebenslänglich angestellten und
unabsetzbaren Bundesrichter in England i: nd der
ebenfalls lebenslänglich angestellten und unabsetz¬
baren Bundesrichter in den Vereinigten Sta lten der
stärkste Schutz der Verfassung und der Bechte der .
Bürger gegen Übergriffe des Staates gewesen sind
und noch sind .

Die Verfassungsdeputation hat sich aber schließ¬
lich über alle Artikel dieses Dritten Hauptteils ge¬
einigt . Ich brauche daher wohl auf Einzelheilen nicht
einzugehen und möchte nur no*fch hinsichtlich unserei
nach Bremen heimgekehrten Hafenstadt Bremer
haven . der Schöpfung des großen bremischen Hürger -
•neisters Johann Smidt , hervorheben , daß Bremer¬
haven nach unserer Verfassung die weites *gehende
Selbstverwaltung erhält und sich seine Siadtverfas -
sung selbst schaffen soll . Die Stadt Bremen begrüßt
Bremerhaven als gleichberechtigte Schwester im
Rahmen des Landes Bremen , und das Land Bremen
wird Bremerhaven nach besten Kräften zu fördern
versuchen . . v

Schließlich möchte ich noch auf einen Sniz hin¬
weisen , der an der Spitze dieses Dritten H .mpiteils
der Verfassung steht . Der Artikel 64 besäet :

. .Der bremische Staat führt den Namen „Ereie
Hansestadt Bremen " und ist ein Glied der deut¬
schen Republik .

"

Wir wollten damit auch in unserer Verfassung das
unverjährbare Recht des deutschen Volkes auf
nolifische und wirtschaftliche Einheit festlegen , auf
ein Eigenleben im Rahmen der VölkerfamH ' « Furn -
nas . wie es auch die anderen Völker führen In wel¬
chem Geiste wir uns dieses Eigenleben denken ; ist
im folgenden Artikel (fl ausgesprochen . Der Ar¬
tikel fr? lautet :

. .Die Freie Hansestadt Bremen bekennt sich zu
Demokratie , sozialer Gerechtiekeit . Freiheit . Frie¬
den und Völkerverständigung .

"
,

Herr Präsident ! Das Ergebnis der langwierigen
Verbandluneen der Verfassnnesdepntatiou war da¬
nach , daß wir uns über 152 Artikel der Verf ^ wn «
verstä " diet hatten . 1 "»5 Artikel enthält die Verfas -
sniv Fs waren also 3 Artikel , allerdings sehr w-irh -
iurn und entscheidende .Artikel ührieeeblieben . hei
denen , wir in der Verfassnpesdenutntion zu keiner
rv .iitmng kommen konnten und die Fntschcie ' 'in «'
.•r-MInftlJoli durch die Stimmen der beiden sovialicii -

Parteien allein .getroffen wurde . Fs nudelt
r-'.' rJi rlon .ni einmal um den schon erwärmten Artikel
über das Mitbestimmungsrecht der Retriobsverfre -
tun ^en und sodann ' um zwei . Artikel des Schnlrechls
im Abschnitt Erziehung und Unterricht .
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.Der Artikel 4? des Verfassungsentwurfs über das
Mitbestimmungsrecht der Betriebsvertretungen hat
drei Absätze und lautet jetzt nach dem Beschluß der
Verfassungsdeputation :

1 . Absatz : „Arbeiter , Angestellte und Beamte in
allen Betrieben und Behörden erhalten gemein -
sante Betriebsvertretungen , die in allgemeiner ,
gleicher , geheimer und ' unmittelbarer Wahl von
den Arbeitnehmern zu wählen sind :

"

2 . Absatz : „Die Betriebsvertretungen sind dazu
berufen , im Benehmen mit den Gewerkschaften
gleichberechtigt , mit den Unternehmern in allen
wirtschaftlichen , sozialen und personellen Fragen
des Betriebes mitzubestimmen .

"

3 . Absatz : „Das Nähere regelt das Gesetz , unter
Wahrung der öffentlich - rechtlichen Befugnisse der
zuständigen Stellen des Landes und der Gemein¬
den sowie der parlamentarischen Verantwortlich¬
keit bei den Behörden und bei den Betrieben , die
in öffentlicher Hand sind .

" .
Über den 1. und ' 3 . Absatz herrschte in der Depu¬

tation Übereinstimmung . Nur . der 2 . Absatz war
streifig . Die SPD ., die Sozialdemokratie , hatte ur¬
sprünglich - den 2 . Absatz wie folgt vorgeschlagen :

„Die Betriebsvertretungen $ind dazu berufen ,
im Rahmen der Gesetze und Betriebsvereinbarun¬
gen in allen wirtschaftlichen , sozialen und perso¬
nellen Fragen des Betriebes mitzubestimmen .

"

Bei den Beratungen waren die nichtsoziäl istischen
Parteien der Verfassungsdeputation schließlich be¬
reit , diese Fassung anzunehmen , also die Fassung ,
die die SPD . in ihrem ' gedruckt vorliegenden Ver¬
fassungsentwurf Vorgeschlagen hatte . Die SPD . ging
dann aber über ihren früheren Entwurf hinaus und
trat für die Fassung ein , die jetzt in der Vorlage
enthalten ist . Dagegen haben flann die nichtsoziali -
sfischen Parteien geschlossen gestimmt .

Ebenso standen sich bei den beiden Schulartikeln
die Gegensätze gegenüber . Dabei war eine Ver¬
ständigung besonders schwierig , weil es sich bei
diesen Artikeln um Fragen der Erziehung und des
Geisteslebens handelt , also um Fragen, ' die sich nicht
mit Logik und Schlußfolgerungen lösen lassen , son¬
dern Unwägbares betreffen , Überlieferung , Gefühle ,
sittliche und religiöse Vorstellungen und Werte . Es
ist -ein Gebiet , auf dem mit Mehrheitsbeschlüssen und
juristischem Zwang wohl äußerlich etwas erreicht
werden kann , aber nicht innerlich und dem Wesen
nach , ein Gebiet , das daher ganz besonders im Zei¬
chen der Freiheit stehen sollte .

Die Meinungsverschiedenheiten betrafen zwei
Hauptfragen des Schulwesens . Ich halte mich für
ver'pflichitet , sie , nachdem sie im Bericht der Verfas -
su'ngsdepütation behandelt sind , und für das Schick¬
sal der Verfassung überhaupt so große Bedeutung
erlängt haben , auch hier in breitester Öffentlichkeit
kurz sachlich darzulegen .

Die erste
^Frage ist die nach dem Charakter unse¬

rer öffentlichen Schulen . Es standen sich drei An¬
sichten gegenüber ; Auf der einen Seite wurde die .
Ansicht vertreten , daß lediglich " Gemeinschaftsschu¬
len einzurichten seien . Das war der Standpunkt der
SPD . Dein gegenüber stand die Ansicht der CDU .,dal ! gleichberechtigt nebeneinander Gemeinschafts¬
schulen und Bekenntnisschulen zu schaffen seien

und die Eltern die Entscheidung darüber haben soll¬
ten , in welche Schule sie ihre Kinder schicken woll¬
ten . Einen Mittelweg schlug der Entwurf des Senats -
referenteri ein , danach sollte die Gemeinschafts¬
schule die Regelschule sein , wie es auch früher in
Bremen der Fall gewesen war . Es war aber in dem
Referentenentwurf außerdem vorgesehen : „Unter
welchen Voraussetzungen öffentliche Bekenntnis¬
schulen oder Weltanschauungsschulen eingerichtet
werden können , bestimmt das Schulgesetz unter Be¬
rücksichtigung des Willens der Erziehungsberech¬
tigten "

. Durch die Stimme der sozialistischen Par «- '
teien ist dann für die öffentlichen Schulen die Aus -
schließliqhkeit der Gemeinschaftsschule festgelegt .
Es heißt ' jetzt in dem Ihnen vorliegenden Entwurf in
dem Artikel 32 :

„Die allgemeinbildenden öffentlichen Schulen
sind Gemeinschaftschulen mit bekenntnismäfiig
nicht gebundenem Unterricht in biblischer Ge -
schichie .

" „
Die BDV . hatte beantragt , hinzuzufügen , daß der

Unterricht in biblischer Geschichte auf allgemein
christlicher Grundlage gegeben werden solle ; der
Antrag ist mit den Stimmen der sozialistischen Par -
ieien abgelehnt worden .

Die zweite Frage war die , in welchem Umfange
und . unter welchen Voraussetzungen Privatschulen
zugelassen werden sollten . Die Gründung von Pri¬
vatschulen kommt nicht nur in Frage , wenn es sich
um konfessionelle oder weltanschauliche Schulen
handelt , sondern auch , wenn neue pädagogische,Me¬
thoden durchgeführt werden sollen , für die in den
öffentlichen Schulen kein Raum oder noch kein
Raum ist . Auch hier gingen die Meinungen der Par¬
teien weit auseinander . Die CDU . .wollte , daß jede .
Privatschule , die bestimmte Voraussetzungen bezüg¬
lich der Lehrkräfte , der Unterrichtsmittel usw . er¬
füllte , zugelassen werden sollte . Die SPD . wollte
Pfivatschulen . als Ersatz für öffentliche Schulen
überhaupt nicht zulassen . Der Entwurf des1 Senats¬
referenten schlug auch hier einen Mittelweg ein . Die
SPD . ist dann den Wünschen der bürgerlichen Par¬
teien insoweit entgegengekommen , als sie die Frage
einem künftigen Gesetz überlassen wollte . Dem¬
gemäß ist jetzt in dem vorliegenden Entwurf der
Verfassung in Artikel 29 bestimmt :

„Privatschulen bedürfen der -Genehmigung des
•Staates . Das Nähere bestimmt das Gesetz " .
Zu diesem Artikel hat die BDV .( in der Verfas¬

sungsdeputation einen Zusatz beantragt , wonach das
Gesetz den Willen der Erziehungsberechtigten be¬
rücksichtigen solle . Der Antrag hat keine Mehrheit
gefunden .

Eine Unterfrage der Frage der Privatschulen war
schließlich noch , ob die katholischen Volksschulen ,
die in der Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft
gegen den Willen der Erziehungsberechtigten durch
die Nationalsozialisten beseitigt worden sind , als
Priyatschtilen wiederhergestellt werden sollten .
Die BDV . hat in dieser Beziehung beantragt , in die
Schlußbestimmungen der Verfassung folgenden Ar¬
tikel aufzunehmen :

„Auf Antrag der Erziehungsberechtigten katho¬
lischer Kinder sind katholische Volksschulen an
Stelle von katholischen privaten oder öffentlichen
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Volksschulen , die am 30 . Januar 1933 vorhanden
wnren und in der Zeit der nationalsozialistischen
Herrschaft beseitigt worden sind . . als Privatschu -
len zuzulassen .

' '

Der Antrag verfiel ebenfalls der Ablehnung .

Diese Entscheidungen der Verfassungsdeputation ,
die in der Schulfrage und in der Frage des Mitbe¬
stimmungsrechts der Betriebvertretungen getroffen

, sirfd , haben dazu geführt , daß die ganze Verfassung
in der Verfassungsdeputation nur mit den Stimmen
der beiden sozialistischen Parteien angenommen
worden ist , während die CDU . und die BDV . gegen
die Verfassung gestimmt haben und die beiden Ver -
i reter der FDP . sich der Stimme enthielten .

Herr Präsident ! Dieser Ausgang der Verhandlun¬
gen in der Verfassimgsdeputation ist tief bedauer¬
lich . Es haben dann ja auch sofort nach Abschluß
der Depuiatiohsberatungen Bemühungen eingesetzt ,
doch noch zu einer Verständigung zu kommen . Der
Senai würde es aus allgemeinen politischen Grün¬
den sehr beklagen , wenn die Bürgerschaft bei der
Abstimmung über die Gesamtverfassung ebenso
auseinanderfiele wie die Verfassungsdepufation . Die 1

Verhandlungen der letzten Tage geben aber keine
Hoffnung , daß es zu einem guten ^Ausgang kommt .

Getragen vom Gefühl höchster Verantwortung
und von der Sorge um Bremens Zukunft hat Herr
Bürgermeister Kaisen gestern Abend und wohl auch
letzte Nacht noch einmal die strittigen Artikel der .
Verfassung durchdacht und möchte einen neuen
Vorschlag zur Verständigung machen . Die Bürger¬
schaft wird zu entscheiden haben , ob sie sogleich
die Sitzung unterbrechen will , damit die Parteien
im kleinen Kreise den Vorschlag des Herrn Bürger¬
meister Kaisen kennenlernen und besprechen , kön¬
nen , oder ob die Parteien zunächst in der General¬
debatte ihren grundsätzlichen Standpunkt zur Ver¬
fassung darlegen wollen . Die Entscheidung über die
Verfassung muß aber auf jeden FaH jetzt fallen ,
heute oder morgen in der Bürgerschaft , im Oktober
im Volksentscheid .

Herr Präsident ! Wie auch immer die Bürgerschaft
und das Volk entscheiden werden,/wir werden uns
darüber kla 'r sein müssen : es ist nur der erste Schritt
auf dem einzuschlagenden demokratischen und sozi¬
alen Wege , wenn wir uns durch Gesetz diese Ver¬
fassung geben . Sie bleibt uns immer aufgegeben ,
aufgegeben als eine Pflicht und ein Ziel , aus der
juristischen Geltung eine allgemeine politische und
menschliche Geltung zu machen . Die juristischen
Vorschriften der Verfassung sind nur eine Grund -

Inge , teils Abwehr und | Schutz gegen die Wieder¬
kehr dessen , was wir durch -die nationalsozialisti¬
sche Herrschaft erfahren und erlitten haben , teils
Ausdruck dessen , was uns jetzl bewegt , teils auch

Hoffnung und Ahnung des Kommenden . Aber nur
wenn wir uns selbst wandeln und im Sinne der Ver¬

fassung und der Menschenrechte erziehen , wenn wir
alle Vorurteile des Standes . Besitzes und Schulwis¬
sens ablegen , die Arbeiter aber auch alle Vorurteile ,
die bei ihnen vielfach noch gegen die Unternehmer
vorhanden sind , wenn wir die Rechte anderer aner¬
kennen und jede ehrliche Überzeugung achten ,
wenn wir mit einein Worte in Menschlichkeit und

Gemeinschaftsgeist zusammenstehen , sind Demo¬

kratie und soziale Gerechtigkeit , die die Leitsterne
■Unserer Arbeit waren , gesichert . Was in den Arti¬
keln der Verfassung niedergelegt ist , muß lebendi¬
ger Besitz jedes einzelnen und der Parteien , muß
politische und menschliche Selbstverständlichkeit
unseres Zusammenlebens werden . Nur dann werden
die Menschenrechte , die immer in Gefahr sind . zu
juristischen Formeln oder gar zu politischen Phra¬
sen herabzusinken , eine unser ganzes politisches
und gesellschaftliches Leben durchdringende und
beherrschende sittliche Kraft . Nur dann wird diese
demokratische und soziale Verfassung , die wir uns
geben wollen , eine lebendige Wirklichkeit . (Leb¬
hafter Beifall .)

Herr Stockhinger (SPD .) Herr Präsident , meine
Damefi und Herren ! Nachdem Herr Bürgermeister
Dr . Spitta die Mitteilung gemacht hat . daß von Herrn
Bürgermeister Kaisen an die einzelnen Fraktionen
ein neuer Vermittlungsvorschlag ergangen ist , darf
ich annehmen ; daß die einzelnen Fraktionen zu die¬
sem Vorschlag sofort Stellung zu nehmen v iinschen .
Denn wenn wir vorher erst in die Generaldebatte
eintreten , werden dadurch unnötige Verzögerungen
eintreten , die eine nachträgliche Einigung erschweren
würden . Ich bitte also , daß - die Bürgerschaft sich so¬
fort vertagt , damit die Fraktionen sieh besprechen -
können .

JPräsident : Ich möchte vorschlagen , daß sich die

Bürgerschaft bis 10% Uhr vertagt .

Herr Bürgermeister Kaisen : Es wäre wohl das
beste , wenn sich die Herren Fraktionsfiihrer in mei¬
nem Zimmer träfen .

Präsident : Herr Bürgermeister Kaisen bittet die
Fraktionsführer , in sein Zimmer zu kommen

Herr Hollmann (FDP .) : Ich möchte vorschlagen , daß
wir uns bis um 103/4 Uhr vertagen , damit wir uns in
Ruhe aussprechen ' können . .

Präsident : Ich vertage also die Sitzung bis \ 0 *U Uhr .

(50 Minuten Pause )

Präsident : Die Sitzung der Bürgerschaft ist wieder
eröffnet . Wir treten in die Generalaussprache ein . Ich

bitte Herrn Stockhinger , das Wort zu nehmen .

Herr Stockhinger (SPD .) : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Als im April dieses Jahres die

Bürgerschaft auf meinen Antrag hin einen 15gliedri -

gen Ausschuß einsetzte , um *tfür das Land -Bremen '

eine Verfassung zu beraten , die in Zukunft Richt¬
schnur des gesellschaftlichen Lebens im Lande Bre¬
men sein sollte , waren wir uns darüber klar , daß die
Zeiten des Wiener Kongresses vorbei sind , indem
man glaubte , einem Volke von außen her seine Ver¬
fassung und das Staatsgefüge diktieren zu können . Wir
waren uns darüber klar , daß wir eine Verfassung zu
schaffen hätten , die gelingen sein müsse von dem
Willen des deutschen Volkes seihst . Und die Mitglie¬
der des Verfassungsausschusses haben dann , Ich möchte
bald sagen in mühevoller Arbeit , Stunde für Stunde
das Bestreben gezeigt , für Bremen eine Verfassung
zu schaffen , die für alle Bevölkeriingsieüe Bremens
annehmbar vväcc Es ist mir ein Bedürfnis , im
Zusammenhang hiermit zu erklären , daß Herr Bür¬
germeister Spitta trotz seines hohen Alters gemein¬
sam mit seinem Mitarbeiter Oberregierungsrat Dr
Feine alles getan hat , um die vorhandenen Gegen¬
sätze zu überbrücken und eine einheitliche Gestaltung
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der Leitsätze herbeizuführen . Ich möchte daher , ich
kann , wohl in diesem Falle im Namen aller - Parteien .
sprechen , Herrn Bürgermeister . Spitta nochmals un¬
seren Dank aussprechen .

Von Anfang an war sich die SPD . — aber auch alle
anderen Parteien —, darin einig,* daß Bremen nicht
eine Verfassung schaffen könne , die nicht zum Aus¬
druck brächte , dafi^ remen alle eigeugn Interessen ir¬
den Hintergrund stellt und gewillt ist , sich immer nur
;) !•; Mitglied des . gesamten Deutschlands zu Betrach - .
ton . Wir haben daher auch im Zweiten Hauptteil der
Vor fassung , im Artikel 64 , ganz klar gesagt : Der .bre¬
mische .Staat führt den Namen Freie ' Hansestadt Bre¬
men und ist ein -Glied der deu tscheji^Republik . Wir .
wollten dami 't^zum- Sü^ oTGck̂ Mingenrdafi kein Bre - '

mer daran denkt , Sonder -Länder -Interessen zu ver¬
treten , sondern dal ! uns der hohe Gedanke der Reichs¬
einheit bei all unseren Bemühungen leiten muß . Es
wird auch später nochmals zum Ausdruck gebracht ,
daß , wenn durch eine künftig zu schaffende Reichs -

'verfassung einzelne Artikel der bremischen Verfas¬
sung nußer Kraft treten oder überholt .erscheinen ,
diese Artikel automatisch für uns als nicht , mehr exi¬
stierend zu betrachten sind ^ Wir haben aber auch im
Vorsprach der Präambel zum Ausdruck gebracht , daß
wir uns abkehren von der Willkürherrschaft , wie sie

In den 12 ' Jahren der Hitler -Diktatur zum Ausdruck
gekommen ist, » daß w,ir schaffen ' vwollen ein G68^ 2 '
das den Gesetzen der Menschlichkeit Rechnung ' trägt
und allen Bevölkerüngskreise 'n das gibt , was frucht¬
bar ist für die Allgemeinheit . •

Wir habeji das im Ersten Hauptteil , der die Grund¬
rechte und Grundpflichten regelt , besonders deutlich
und klar gesagt , und ich glaube , es gibt keine Par¬
tei , die von diesem Ersten .Haupiteil abweicht , die

' bereit wäre , nicht soweit , wie wir es getan haben ,
die Menschenrechte zu verankern und "gesetzlich fest¬
zulegen . Aber wir sind darüber hinaus , der Ansicht ,
daß auch in dem Dritten Hauptteil , der von . der Ge¬
staltung des sozialen Lebens spricht und dabei beson¬
ders bei dem Artikel , der von Wirtschaft und Arbeit
spricht , zum Ausdruck kommen muß . was in der Prä¬
ambel gesagt ist . .Und da steht , daß auch der wirt¬
schaftlich Schwache vor Ausbeutung geschützt werden '
soll . Das muß aber auch im übrigen Teil der Ver¬
fassung klar umrissen sein . Und das kann nur ge¬
schehen in einer gesunden Wirtschafts ^ ê ^ ratie , jn
der gesetzlich untermauert ist . daß die Arbeiterschaft
weitgehendes Mitbestimmt !ngsrochi in der Gestaltung ,
des wirtschaftlichen und sozialen Lebens erhält . Wir
haben daher in Artikel 47 der Verfassung , klar nie¬
dergelegt , wie wir das wünschen . Es war für uns von-
vornherein klar , daß besonders dieser Artikel 47 zu
Gegensätzen führen würde .
. Es standen da einmal die Partei der SPD . und der
KPD ., die die Schicht der völlig Mittellosen vertreten
gegenüber den Interessengruppen der - übrigen Par¬
teien , die immerhin weit durchsetzt sind mit dem
Unternehmergeist . Uns war kjar .

' daß da .gehwcr zyLÜher-
brückende Gegensätze auftauchen würden . Unser , das
will Ich zugeben , sehr weitgehender Antrag ist denn
auch von allen bürgerlichen Parteien - abgelehnt wor¬
den . Es ist aber nicht so gewesen , daß wir gleich zu
einer Kampfabstimmung geschritten wären . Wir
haben Wochen und Monate um diesen Artikel ge-
inngen . Wir haben aber geglaubt , daß wir nicht den
Grundsatz fallen lassen dürfen , der Arbeiterschaft das
Mitbestimmungsrecht zu geben . WlrtaBen ~trotz aller

, Bemühungen nicht erreichen können , den bürgerlichen
Parteien unsere Meinung verständlich zu machen . Ich
muß ausdrücklich feststellen , daß ich außerordentlich
überrascht war , daß die ersten e Eii;wendungen gegen
diesen Artikel nicht etwa von den Vertretern der
BDV . und FDP ., die viel mehr als die übrigen Par¬
teien als Vertreter kapitalistischer Interessen . zu gel¬
ten haben , kamen , sondern zuerst von der CDU ., da¬
zu noch von' einem Vertreter der früheren Christlich -
Sozialen Gewerkschaft . Ich habe das nicht verstanden
und habe dieser Verwunderung auch in der Depu -
fationssitzung Ausdruck gegeben . Herr Degener , um
ihn handelte es sich nämlich , hat mir darauf hin er -

.klärt : Ich bin zwar Gewerkschaftler , aber nicht wi ' t -
schaftsfremd . Wenn Herr Degener glaubt , daß " wir
wirtschaftsfremd sind , dann bezweifle ich, daß er je¬
mals ein guter - Gewerkschaftler war . Da muß ich fest¬
stellen , daß die Entwicklung der Jahre vor 1933 , die
gerade dadurch , daß sie vom vorgenannten christ¬
lichen Unternehmerstandpunkt weitgehend mit getra¬
gen und unterstützt wurden , einfach zur Katastrophe
führen mußten .

Wir haben aber durch einen neuen Vermittlungs¬
vorschlag nochmals versucht ; die Meinung der Par¬
teien zu ändern , indem wir darauf verzichtet . haben ,
daß die Betriebsräte im Benehmen mit den Ge¬
werkschaften . zu wirken hätten . Wir haben uns die¬
sen Verzicht erlauben zu "können geglaubt , weil
wir wissen , daß ohne die Mitwirkung der Gewerk¬
schaften die Betriebsräte ja doch nicht arbeitsfähig
sind , daß also nicht , wie . von uns zuerst gefordert
war , auch in der Verfassung festgelegt werden
sollte , daß die Arbeit der Betriebsräte im Benehmen
mit den Gewerkschaften zu erfolgen hätte . Dies war
bestimmt nicht vom Arbeitnehmerinteresse diktiert .
Wir waren überzeugt , daß alle Parteien zu .der Über¬
zeugung , kommen würden , daß gerade dadurch , daß
die Betriebsvertretungen im Benehmen mit den Ge¬
werkschaften zu arbeiten hätten , eine Sicherung da¬
hingehend geschaffen würde , daß nicht wilde Ein¬
zelaktionen das . Wirtschaftsgefüge - zum Erliegen '
bringen würden . Das war unser Vorschlag . Die an¬
deren Parteien sind nicht darauf eingegangen .

Die bürgerlichen Parteien haben diesen Verschlag
abgelehnt . Wir waren uns aber auch von vornherein
darüber klar , daß bei der Gestaltung der Verfassung
in bezug auf Erziehung und Schule die Gegensätze
zwischen SPD . und KPD , einerseits und der CDU . an¬
derseits scharf aufeinanderprallen würden . Wir
hatten allerdings nicht angenommen , däfi BDV . und
FDP . sich nun restlos an die Rockschöße der CDU . in
dieser Frage hängen würden , -da wir von der Vor¬
aussetzung ausgingen , daß der traditionelle Geist des
Liberalismus , der ' doch in Bremen eigentlich immer
noch vorhanden sein sollte , auch noch in der Haltung
dieser Parteien seinen Ausdruck finden würde . Um
hier nun Klarheit zu schaffen , hatten wir uns ge¬
stattet , einen Vermittlungsvorschlag zu machen . Wir
halten vorgeschlagen , den Artikel 29 "wie folgt zu
fassen : p •

„Private Sdiulen bedürfen der Genehmigung des
Staates . Das Nähere bestimmt ein Gesetz unter
Berücksichtigung des Willens der Erziehungsbe¬
rechtigten .

"

Damit hatten ^ wir die Möglichkeit offengelassen , in
der t Gestaltung der bremischen Schulverhältnisse
auch den Wünschen der Erziehungsberechtigten zu
ihrem Recht zu verhelfen .
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Zum . ersten Satz des Artikels möchte ich erwäh¬
nen , daß , wenn es durch Gesetz zur Zulassung von
privaten katholischen Schulen gekommen wäre , dann
die Mittel des Staates für diese Schule in Anspruch
genommen worden wären . Ich . stelle fest , daß vor
1935 die katholischen Schulen in Bremen bis zu 95%
Pom Staate unterhalten wurden , ohne daß aber der
Staat auf die ' Gestaltung der Schulpläne irgend¬
welchen Einfluß genommen hätte . Wir sind heute
aber nicht gewillt , die sehr knappen Mittel des
Staates wieder hierfür zur Verfügung zu stellen ,
ohne daß der Staat dabei seinen Einfluß auf die Ge - -
stajtung der "Schulen geltend machen kann . Unser
Vorschlag ging aber weiter :

„Auf Antrag der Erziehungsberechtigten ist für
katholische Kinder in den Grundschulen ein be¬
kenntnismäßig , gebundener Religionsunterricht nach
den Grundsätzen der katholischen Kirche einzu¬
richten .

"

Artikel 32, der der umstrittenste ist , sollte nach
unserm "Vorschlage wie folgt lauten :

„Die bremisdien Sdiulen , soweit sie vom Staat
oder Gemeinde ganz oder ' teilweise unterhalten
werden , sind Gemeinschaftsschulen mit konfes
sionell nidit gebundenem Unterricht in biblischer
Geschichte , auf allgemeiner Grundlage . Auf An¬
trag der Erziehungsberechtigten ist für katholische
Kinder .in den Grundschulen ein bekenntnismäßig
gebundener Religionsunterricht nädi den Grund¬
sätzen der katholisdien Kirche einzurichten .

"
Das war ein Recht , das wir den Katholiken zu¬

billigen wollten , das sie in Bremen noch niemals
gehabt haben . Wir wollten dadurch ermöglichen, - daß
in der Grundschule katholischer Religionsunterricht
etteilt würde . Aber auch dieser eigentlich weit über
die Grenzen des Erträglichen hinausgehende Ver -
mitlliingsvqrsdiläg ist von der CDU . abgelehnt
worden .

Wir glauben , daß wir als Sozialdemokraten mit
diesem Komprom .ißvorsch 'lag bis an die Grenzen des
Erträglichen gegangen sind , und es sind in unsern
eigenen Reihen sehr starke Bedenken dagegen laut
geworden ; aber unsere Haltung war immer getragen
von dem Gefühl , daß es in Notzeiten , wie wir sie
heute wahrhaftig erleben , gerechtfertigt erscheint ,
alles Trennende , soweit es nur eben möglich ist , hin -
ten anzustellen und aus geschichtlichem Verantwor¬
tungsgefühl zu versuchen , doch noch zu einer Eini¬
gung zu kommen . Die CDU . - hat ' aber bereits in den
Vorverhandlungen klar zum Ausdruck gebracht , daß
sie unter gar keinen Umständen bereit ist , unser Ent¬
gegenkommen zu . würdigen .

' Daraufhin halsen wir
unsern ursprünglichen Vorschlag zurückgezogen , was
ja auch ganz natürlich ist , denn wir können doch
nicht jemandem Konzessionen anbieten , die er über¬
haupt nicht haben will , und wir haben uns dann w ie¬
der auf unsere grundsätzliche Stellungnahme zu¬
rückgezogen .

Wir haben dann vorgestern noch einmal auf 12 Uhr
die Fraktionsführer der Parteien -zu einer kurzen Be¬
sprechung gebeten und ich habe dabei nochmals eine
kurze Begründung für unsern Vorschlag gegeben und
gebeten , nach Beendigung der Mittagspause wieder
zusammenzutreten und mit einer klaren Stellung¬
nahme aufzuwarten . Ich stelle hiermit ausdrücklich
fest , daß ich drei Viertelstunden auf - die übrigen
Herren gewartet habe , daß ich dann einen Ratsdiener

zu • den Tibrigen Fraktionen geschickt habe , daß mir
aber mitgeteilt worden ist , man habe an einer per¬
sönlichen Aussprache kein Interesse mehr . Idi habe
eine schriftliche Antwort bekommen , die folgender¬
maßen lautet :

An die Fraktion der SPD . :
Die uns zu den strittigen Fragen gemachten Vor¬

schläge sind für die unterzeichneten Fraktionen
unannehmbar .

Die Fraktionen halten an den nachstehend for¬
mulierten Vorschlägen unabdingbar fest :

Zu § 47 :
„Die Betriebsvertretungen sind dazu berufen » im

Rahmen der Gesetze und Betriebsvereinbarungen
in allen wirtschaftlichen , sozialen und personellen
Fragen des Betriebes mitzubestimmen , in sozialen
Fragen gleidiberechtigt mit dem Unternehmer .

"
Wir weisen besonders darauf hin , daß wir bei

der Mitbestimmung in wirtschaftlichen und perso -
i nellen Fragen eine Gleichberechtigung nicht zu¬

erkennen können .
Zu § 29 :
„Private Schulen bedürfen der Genehmigung des

Staates . Das Nähere bestimmt ein Gesetz unter Be¬
rücksichtigung des Willens der Erziehungsberech¬
tigten .

"

Neuer Artikel in den Schlufibestimniuiigen :
„Auf Antrag der Erziehungsberechtigten sind kon¬

fessionelle , private oder öffentlidie Volksschulen ,
die am 30 . Januar 1933 vorhanden waren und in der
Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft beseitigt
worden sind , als Privatschulen " zuzulassen .

".
Zu § 32 : Abs . 1 :

. „Die allgemein bildenden öffentlidicn - Sdiulen
sind Gemeinschaftsschulen mit bekeuntnismäßig

. nicht gebundenem Unterricht in biblischer Ge -
sdiiehte auf allgemein diristlidier Grundlage .

"

Bremen , 29. Juli 1947.
Für die BDV. Für die CDU . Für die FDP ,
gez . Bote '

.gez . Emil R ex gez . Grabau
(Hörti ' Hört ! links .)

Meine Damen und Herren ! Wir werden der bre¬
mischen Bevölkerung im Wahlkampf diese Antwort
zur Kenntnis bringen (Beifall links , Unruhe und Zu¬
rufe redits ) , und wir sind überzeugt , daß ein Sturm
der Entrüstung durch die bremisdie arbeitende Be¬
völkerung gehen wird . Wir sind auch überzeugt , daß
kein christlidier Gewerksdiaftler es wagen wird , sidi
hinzustellen und vor einer Arbeitersdiaft diesen hier
zum Ausdruck gebraditen Standpunkt zu vertreten .
Wir sind überzeugt , daß die CDU. uns durch diese
ihre Stellungnahme für den kommenden Wahlknmpf
eine Plattform gegeben hat , von der sie uns nur sehr
schwer wird verdrängen können . Iii der Sdiulfrnge
ist uns von der CDU . mitgeteilt worden , daß sie '
ihre Zustimmung nicht geben könne und einen ent¬
sprechenden Antrag nodi einbringen werde , insbe¬
sondere im Rahmen des Gesetzes , das zu schaffen ist
über die Betriebsvertretung . Wir sind aber nidit be¬
reit , unsere Stellungnahme zu den Betriebsräten da¬
von abhängig , zu madien von unserer Stellung zu den
Sdiulfragen .

Es ist gesagt worden , daß man die katholisdien
Sdiulen , wie sie früher bestanden , wiedererrichten
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will . Ich "habe schon gesagt , daß diese damaligen ka¬
tholischen Schulen gar nicht Privatschulen waren , son¬
dern unterhalten wurden von der Allgemeinheit .
Denn wenn es Tatsache ist, - daß im Jahre 1933 bei der
Wahl zur Bürgerschaft die Katholiken , vertreten
durch das katholische Zentrum , 5000 Wählerstimmen
auf sidi vereinigten , daß aber anderseits 95% der
Ausgaben für die katholischen Schulen von dem pro¬
testantischen Teil der Bevölkerung getragen werden
mußten , dann müssen Sie sich wohl klar darüber
sein , daß ein derartiger Zustand sich nicht wieder¬
holen darf und grundsätzlich abgelehnt werden muß .
Ich " erkläre Ihnen ganz offen : Wenn der katholische
Bevölkeruugsteil in Bremen nunmehr stark behindert
ist , in ' der Unterweisung der Kinder im katholischen
Religionsunterricht , dann ist das nicht unsere Schuld ,
sondern eine Folge des Verhaltens der CDU . (Unruhe
und Zurufe rechts ) .

Ich gebe aber weiter bekannt , daß es von uns als
eine Herausforderung betrachtet werden muß , wenn
hier diese Erklärung unterzeichnet ist von der BQV

*.
und der FDP . Wir sehen hier aufs deutlichste , daß
sich wieder etwas Ähnliches , zu entwickeln beginnt
wie vor 1933 : eine Bürgerblockbewegung von Seiten
derselben Parteien wie damals , die mit dem Lippen - ,
bekenntnis zur Volksgemeinschaft hausieren gehen
( Unruhe und Zurufe rechts ) . Wir Sozialdemokraten
haben auch eine kurze Zeit lang davon geträumt , daß
die Not der Zeit uns zusammenschließen müsse zu
einer wirklichen Volksgemeinschaft , von der Adolf
linier immer nur geredet hat , um sie in Wirklichkeit
zu zerschlagen . Und wir haben immer interfraktio¬
nelle Besprechungen mit der KPD . abgelehnt , weil wir
nicht den Eindruck erwecken wollten , als ob wir ' einen
Sozialistenbloek einrichten wollten . Wir haben immer
klar , zum Ausdruck gebracht , was wir unter Volks¬
gemeinschaft verstehen , und haben es immer abge¬
lehnt , die Bevölkerung in ' zwei gegeneinander ste¬
hende Klassen aufzuspalten . Ich stelle fest , daß im
kommenden Wahlkampf dieser Bürgerblock noch
w irksamer ' in die Erscheinung treten wird . Ich be¬
tone aber gleichzeitig , daß dann auch wir keine Ge¬
legenheit versäumen werden , der Bevölkerung klar
aufzuzeigen , wohin diese Entwicklung die Bevölkerung
Bremens , Deutschlands und der Welt geführt hat und
führt , und wohin es führt , wenn man die Arbeiterinter¬
essen glaubt unberücksichtigt lassen zu können und
immer ' nur die Besitzinteressen fördert . Wir werden
diesen kommenden Wahlkampf genau so kämpfen , wie
wir es vor 1933 getan haben . Damals hatte das Volk
uns nicht geglaubt . Wir werden immer wieder die
Wähler darauf hinweisen , daß die Situation jetzt so ist .
und daß wir heute dieselbe Entwicklung zu verzeich¬
nen haben wie - vor 1953 . Nach dem Zusammenbruch
haben die Vertreter aller , bürgerlichen Parteien er¬
klärt , daß man dem Volk geben müsse , was man ihm
bisher vorenthalten habe . Man glaubt heute so etwas
wie die Morgenröte einer neuen , besseren Zukunft an
die Wand malen zu können . In Wirklichkeit ist aber
in Deutschland ein latenter Bürgerkrieg Untergrund - ,
mäßig bereits im vollen Gange , nur daß es nicht ge¬
rade mit Revolvern und Kanonen , sondern mit wirt¬
schaftlichen Mitteln und mit den Mitteln der Bürokratie
ausgetragen wird . Aber dieser latente Bürgerkrieg
wird ausgetragen mit einer Erbitterung ohnegleichen ,
weil er um Besitzinteressen geht . Dabei sind in Wirk¬
lichkeit alle Machtmittel der Bürokratie und der Wirt¬

schaft in Deutschland mit Wissen und Willen der Be¬
satzungsmächte in den Händen unserer Klassengegner .

Meine Damen und Herren ! Die Verweigerung der
Gleichberechtigung der Arbeiterschaft an der Gestal¬
tung der Wirtschaft ist doch nur der Ausdruck dafür ,
daß es heute darum geht , die Interessen einzelner
kleiner Besitzerkreise über die Iriteressen des Allge¬
meinwohls zu stellen . Derartigen Gedankengängen zu
folgen , sind wir aber durchaus nicht beVeit , und das
werden wir .mit der nötigen Klarheit und Deutlichkeit
der Bevölkerung zur Beschlußfassung unterbreiten .

Bei der Gestaltung der Verfassung hat die - SPD .
aber auch dem Dritten Hauptteil ihr besonderes Augen¬
merk gewidmet , insbesondere auch soweit er die Ge¬
staltung der Rechtspflege , sagen wir ruhig , der Justiz ,
betrifft . Auch in dieser Beziehung gilt , und zwar mit
besonderer Betonung , unser Grundsatz , daß man keine
Verfassung schaffen soll , diq auf die Interessen nur
eines Teiles der Bevölkerung zugeschnitten ist . Wir
sind bereit , das zu konzedieren , was die übrigen Par¬
teien an Wünschen vorgetragen haben , soweit das der
Mehrheit unserer Bevölkerung Irgendwie tragbar und
vertretbar ist .

Loh erkläre ausdrücklich , daß schon einmal die SPD .
jut 1955 in der Verteidigung des demokratischen
Staatsgedankens fast bis zur Selbstaufgabe gegangen
ist . Wir sind nicht bereit , wieder soweit zu gehen , wen
w ir darin das neue Aufkommen einer Gefahr erblicken .
Wir sind vielmehr .gewöhnt , die Arbeiterschaft ganz
besonders , aber darüber hinaus . die gesamte Be¬
völkerung aufzurufen , in der fortschrittlichen Gestal¬
tung der Verfassung ein Instrument zü erblicken , das
alle kömmenden reaktionären Anstürme « aufhalten
muß , und das Aufkommen derartiger Anstürme von
vorherein verhindert . Wir wissen ganz genau , als Par¬
tei gesehen , welch ungeheure Verantwortung uns zu¬
fällt . Wir wissen , daß bei der kommenden , Gestaltung
der Demokratie , bei der kommenden -Gesetzgebung es
darauf ankommt , die Interessen der Besitzlosen zu
verteidigen . Wir wissen ganz genau , daß das Bestre¬
ben vorhanden ist , einen gesunden Lastenausgleich in
Zukunft zu verhindern . Wir wissen , daß . reaktionäre
Kreise , die ihre Sachwerte gerettet haben , über den
Krieg und über den Zusammenbruch hinaus heute be¬
strebt , sind , in den Besitz dieser Sachwerte ein Sonder¬
recht zu erblicken und nicht gewillt sind , durch den
Besitz dieser Sachwerte am Aufbau einer neuen Ge¬
meinschaft teilzunehmen . WTir sijid "uns unserer Ver¬
antwortung bewußt und wir werden jederzeit und zu
jeder Stunde und Minute die Interessen der Besitz¬
losen vertreten . Das ist unsere höchste Aufgabe , die
wir haben , und wir sind darüber hinaus der Ansicht ,
daß das nicht gut nur mit den alten Mitteln geschehen
kann . Wir wissen ,s daß wir eines Tages die Arbeiter¬
schaft und damit das äufbauwillige Bürgertum auf
rufen müssen . , zur Verteidigung der Menschenrechte
in die Schranken zu treten . Wir glauben nicht daran ,
daß im lernst alle Kreise des deutsehen Volkes bereit
wären . Abkehr zu halten von dem Geist der Jahre
1933 bis 1945. Der deutliche Hinweis darauf , daß man
der Arbeiterschaft die Gleichberechtigung i;i der Ge¬
staltung des wirtschaftlichen Lebens nicht bewilligen
will , zeigt , daß wir Recht haben . Wir wissen , daß
eines eines Tages die Reaktion ihr Haupt erheben
wird und tlaß sie sich dann an die gesetzlichen Be -
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Stimmungen nicht gebunden fühlt und zum Kampf
schreitet , den wir nicht haben wollen .

Wir haben in Artikel 19 der Verfassung klar nieder¬
gelegt , daß , wenn irgendwelche Staatsgewalten sich
anmaßen , an den Grundrechten dieser Verfassung zu
rühren , daß es dann Recht und Pflicht jedes Staats¬
bürgers ist , mit allen zu Gebote stehenden Mitteln
diese Verfassung zu verteidigen . Wir sind nicht ge¬
willt , die Gestaltung des gesellschaftlichen Lebens
von Zufallsmehrheiten abhängig zu machen . Wir wej -
den das .gesamte deutsche Volk , in Bremen ganz be¬
sonders die bremische Bevölkerung mobilisieren , da¬
hingehend , daß sie einzutreten hat für die Gestaltung
des menschlichen Daseins , das das Leben wieder
lebenswe,rt erscheinen läßt . Wir wissen , daß wir auf
diesem Wege gefolgt werden von ' dem größten Teil
der bremischen Bevölkerung . Und wir gehen getrost
in den kommenden Wahlkampf hinein . Und , meine
Herren , ich gebe Ihnen die Versicherung , versuchen
Sie einmal gegenüber den breiten Massen des Volkes
Ihn ' Meinung zu ) vertreten , daß eine kleine Gruppe
von Kapitalisten nach wie vor berufen sein soll , allein
zu entscheiden . Sie werden eines Tages Ihr blaues
Wunder erleben . Wir nehmen den Kampf auf . Wir
haben versucht , in gemeinschaftlicher Arbeit alles zu
tun , was dem Volksganzen dient . Sie haben durch Ihr
Verhalten in den letzten Tagen bewiesen , daß Sie gar
nicht daran denken , mit uns gemeinsam etwas auf zu¬
bauen . Solange sind Sie bereit , mit uns zu gehen , so¬
lange Ihre kapitalistischen Interessen nicht gefährdet
werden . In dem Augenblick aber , wo wir das Mitbe¬
stimmungsrecht der Arbeiterschaft fordern , verwei¬
gern Sie uns die Gefolgschaft . (Zuruf : Herr Rex (CDU .) :
Gefolgschaft ist gut !) . . Tun Sie das getrost , wenn Sie
glauben , damit die Wünsche der bremischen Bevölke¬
rung vertreten können . Wir werden Ihnen beweisen ,
daß die bremische Bevölkerung mehr Einsicht besitzt ,
als die sogenannten bürgerlichen Parteien . Wir wer¬
den Ihnen beweisen , daß unter uns alle aufbauwilJK
gen Menschen der bremischen Bevölkerung mitwir¬
ken werden an der Gestaltung eines neuen Daseins .
(Beifall , Bravorufe und Händeklatschen bei der SPD .)

Herr Degener (CDU . ) : Herr Präsident , meine Da - ,
men und Herren ! Als zu jener Zeit , als unser Land
der amerikanischen Zone zugeteilt wurde , an uns das
Ersuchen ging , dem Land eine -neue Verfassung zu
geben , da hat die Christlich - Demokratische Union sich
auf den Standpunkt gestellt , daß das geschehen müsse
durch eine neuzuwühlende Verfassunggebende Vcr -
Sammlung . (Herr Holtmann (FDP .) : Sehr richtig !)
Auch die FDP . hat sich diesem Standpunkt angeschlos¬
sen . Wir haben unsere Forderung seinerzeit damit be¬
gründet , daß wir erklärten , wir hätten in die Bürger¬
schaft nach den Erfahrungen , die wir in der ganzen
Zeit unserer Tätigkeit in ihr mächten , nicht das Ver¬
trauen , daß sie beim Aufbau der neuen Verfassung
das notige Verständnis für unsere Wünsche zeigen
würde . Die Verhältnisse haben das bestätigt . Wir sind
heute der Auffassung , daß wir vor einer wesentlich
günstigeren Situation ständen , wenn das Werk von
einer Verfassunggebenden Versammlung geschaffen
worden wäre . (Herr Holtmann (FDP .) : Sehr gut .)

Eine Verfassung hat die Aufgabe , die '
richtungge¬

benden Grundsätze für das Gemeinschaftsleben auf¬
zuzeigen . Es ist ganz natürlich , daß bei den Verhand¬
lungen zur Schaffung einer solchen Verfassung die

konservativen , liberalistischen , sozialistischen und an¬
deren Einstellungen miteinander in Widerspruch ste¬
hen . Als es nun galt , in dem Bau die Rechte d ^s ein¬
zelnen Bürgers gegenüber der Gemeinschaft , des
Staatsbürgers gegenüber dem Staat abzugrenzen , da
zeigte sich auch die abweichende Stellung der Parteien
zum Staat , ja darüber hinaus zu den Grundbegrif¬
fen der Demokratie schlechthin . Diese voneinander
abweichenden Einstellungen möchte ich hier kurz
streifen , weil sie geeignet sind , das Verständnis 'zu
vermitteln für die Tatsache , daß zum Gesamtwerk der
Verfassung bei drei Artikeln unsere Zustimmung nicht
vorliegt . Diese drei Artikel müssen als ausschlagge¬
bend von uns für die Gesamtverfassuitg betrachtet
werden . ;

Sie meiile Damen und Herren von der SPD . und
KPD . als Kollektivisten wollen in allen Lebensfragen
die Entscheidung nach dem Willen der Mehrheit tref¬
fen und - sie vertreten , das hat - sidi praktisch in ihrer
ganzen parteipolitischen Arbeit ergeben , einen Aus¬
bau des Gemeinschaftsrechtes , der zu einer laufenden
Einschränkung der persönlichen Freiheit in einem
Maße führen tnuß , das sich nach unserer Ansicht f . i-1
schritthemmend für Kultur und Wirtschaft auswirken
und zu einer immer größeren Macht des Staates führen
muß . In Ihrem Vereinheillichungsu i I leu gehen auch
Werte unter , die bedeutungsvoll und unentbehrliche
Stützen unseres gesellschaftlichen Lehens waren . Ich
meine nicht jene , die auf Grund von Besitz und ande¬
ren Vorrechten zu Klassengegensätzen und sozialen
Ungerechtigkeiten führten , sondern andere , die Träger «
unserer abendländischen Kultur waren . Das trifft
nicht nur auf kultur - , sondern auch auf dem sozialpo¬
litischen Gebiete zu . wo u . a . hei der Sozialversiche¬
rung der Einheitsidee berufsständische Werte geop¬
fert werden sollen , ohne die die in der Vergangenheit
so fortschrittliche Sozialpolitik unmöglich gewesen
wäre . - (Herr Schramm (SPD .) : Wir leben in einer
neuen Zeit !) Darauf komme idi noch . Deshalb holen Sie
alles aus vergilbten Heften hervor !

jeder Staat trägt in sich das Bestreben , seine Macht
ständig zu erweitern . Das Bestreben liegt schon allein
in seiner Verwaltungsbürokratie . Das hat zu einer
ständig steigenden Mechanisierung des menschlichen
Lebens geführt . Ihre Forderung nach dem Staatsmono¬
pol auf dem Schiiigebiet . nach der Verstaatlichung der
Wirtschaft fördern dieses Bestreben nach unserer An¬
sicht über Gebühr . Dazu *! ritt noch das Verlangen nach
der Einheit und Zusammenfassung , wo Dezentralisa¬
tion am Platze ist . I nd das Ganze läuft schließlich
hinaus auf das Bild einer Formalbürokratie , die in
grundlegenden Vorschriften , Verordnungen us » . na
liezu erstarrt . . Das führt schließlich dazu , daß der
Staatsbürger zum Objekt einer überzüchteter ) Organi¬
sation und Verwaltung wird . Das war die eine A'n -
schauu 'ng , die die Zahl , den Willen der Massen in allen
Lebensfragen als ausschlaggebend ansieht . Daneben
herrsrhi noch eine sogenannte „Volksdemokratie " in
Deutschland , die uns . anschaulich im Osten unseres
zerrissenen Vaterlandes veranschaulicht wird . Ihn "
Auswirkungen sind bekannt .

Wir , meine ' Damen und Herren, " bekennen uns zu
einer anderen Art von Dempkraiie , zu der Demokra¬
tie , in deren Mittelpunkt . der Mensch steht , und / war
der einzelne ; Mensch , mit einem größtmöglich denk¬
baren Maß von Freiheit . DaS soll nicht heißen , daß
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wir einer ungebundenen Freiheit das Wort reden . Der
Staat hat nach , unserer Auffassung die Aufgabe , für
Ordnung , Sitte und Sicherheit des gesellschaftlichen
Lebens zu sorgen , den vernünftigen Gebrauch der
Existenzmittel zu sichern und den Schwachen zu
schützen . Er soll schon auf den materiellen Lebensge - :
bieten seine Eingriffe auf das im Interesse der Ge¬
meinschaft liegende unerläßliche Mali beschränken .
Grollte Freiheit aber fordern wir auf dem geistigen
Gebiet . Von dieser Auffassung sind wir bei unserer
Mitarbeit an der bremischen Verfassung ausgegangen ,
ausgegangen mit dem ernsten Willen , jede Konzession
zu machen , die tragbar ist und die zu einer für alle .
Parteien annehmbaren Verfassung hätte führen
können .

Es war umsonst . So ' stehen wir jetzt vor -der Not¬
wendigkeit , ein Werk , an dem wir monatelang unter
/ urüeksiellung zahlreicher Wünsche mitgearbeitet
haben , insgesamt abzulehnen .

Die Verneinung der -Rechte der Eltern , die Schul -
erziehung ihrer Kinder zu bestimmen , bedeutet für
uns die Verweigerung eines der wesentlichsten demo¬
kratischen Grundrechte . Das volle Milbestimmungs¬
recht der Betriebsvertretungen audi in wirtschaftlichen
Kragen , ist für die kleinen Betriebe wirtschaftlich un¬
tragbar und die Wirtschaftsentfaltung hemmend, ^

Lassen Sie lincU zu diesen beulen wichtigen 1' ragen
uus loigende sagen : Wir fordern , daß ttie .Litern üuer
die Schulart , in der ihre Kinder erzogen werden solien ,
seiijer entscheiden . Das nennen wir das demokratische
bchulrectit . Wir sehen dieses Recht als ein l\ aj.,urreciii
an , das vom Staut weder , gegeben noch genommen
Werden kanu . Wir anerkennen aber die Schulaüfsicht
des Staates . Der Organische Aufbau des Schulwesens
muß bis / um letzten Stadium gesichert sein, - bis der
junge Mensch der Schule entwächst und mit den dort
erworbenen Fähigkeiten den Lebenskampf zu beginnen
und zu bestehen vermag . Daran -hat die Gemeinschaf t
nii großes Interesse , weif sie für die Existenzunfähigen
ja sonst die Lasten zu tragen haben würde . Sowohl in
der Monarchie als auch in der Weimarer Verfassung
waren beide Schularten , Bekenntnis - und Gemein¬
schaftsschule , gleichberechtigt . Der Artikel 146 der
Weiniarer Verfassung , der von dem Mitbestimmungs¬
recht der Erziehungsberechtigten • handelt , ist wirklich
zu einem Prüffeld demokratischer Schulauffassung ge¬
worden . Wir sehen jetzt in . den Länderverfassungen
überall da , wo die CDU . die Mehrheit hat , daß neben
den Gemeinschaftsschulen auch die konfessionellen
Schulen zugelassen sind und zwar aüdi als allgemeine
staatliche Schulen . Wenn man uns das Land Baden ent¬
gegenhält , in dessen Verfassung nur von der Gemein -
schaflssdiule gesprochen wird , so muß ich sagen , daß es
sich dort de facto um eine Konfessionsschule handelt ,
da dort 90 Prozent der Lehrer dem betreffenden kön -
fessionell bestimmten Bevölkerungsteil und nur der
Rest anderen Konfessionen angehört , so daß das , was
von uns verlangt wird , dort praktisch Wirklichkeit ge¬worden ist . (Zurufe : Und in Hessen ? ) Ja , in Hessen ist
ebenfalls das Elternrecht gesichert . Deshalb ist es u . E.ein Gebot der Gerechtigkeit , wenn man bei der Schaf¬
fung der bremischen -Verfassung ebenfalls dieses ele¬
mentare Elternrecht sichert . Denn wohin soll es füh¬
len , wenn diese Schulfragen überall zum Streitobjektder Parteien und nach wechselnden Mehrheiten gestal¬tet werden :' Wir sollten im Grunde genommen alle

daran denken , daß wir in den Fragen , die der späteren
reichsrechtlichen Regelung bedürfen , heute nicht Ent¬
scheidungen fällen , die die spätere Regelung durch das
Reidi erschweren . Bis 1938 waren in Bremen konfessio¬
nelle Schulen vorhanden , zum Teil privater Art , zum
Teil aber auch als Staatsschulen . 1938 haben die Natio¬
nalsozialisten die Lage geändert . Man befürchtet in
Bremen * daß die an Bremen angegliederten früheren
preußischen - Gebietsteile uns einmal wieder verloren¬
gehen könnten . Ja , meine ' Damen und Herren , glauben
Sie denn , wenn Sie der Bevölkerung dieser früher
preußischen Gebietsteile die Rechte , die sie früher ge¬
habt haben , nehmen , indem Sie in Bremen jetzt ein an¬
deres Recht setzen , daß Sie sie dadurch arr uns binden
werden ? Nein , das Gegenteil wird der Fall sein .

Sie gehen von dem Grundsatz aus , daß der Religions - .
Unterricht nidit in die Schule hineingehört . Die Schule
ist aber , nicht nur eine Stätte der Wissensvermittlung ,
sondern auch die Stätte der Erziehung und der Cha¬
rakterbildung . Es kommt daher darauf an , daß der
Geist des Elternhauses mit dem Geist der Schule har¬
moniert . Wo aber diese , Erziehungsautoritäten ausein -
anderstreben , wirkt sich das nicht nur auf die Kinder ,
sondern auf das ganze Volk verhängnisvoll aus . Wir
sehen hier eine zusammenhängende Aufgabe von El¬
ternhaus und Schule . Sie aber wollen , daß die Kinder
aus diesem Zusammenhang und Zusammenhalt heraus¬
gerissen und aufgespalten werden sollen (Unruhe
und Zurufe links ) . Sie behaupten , daß durdi Be-
kenntnissdiulen die Kinder aufgespalten werden . Dar¬
auf will ich Ihnen die Antwort nicht schuldig bleiben ,
i s ist richtig , daß noch vor wenigen Jahrzehnten der¬

artige Gegensätze bestanden haben . Sie sind aber
heute gegenstandslos geworden . In diesen Zeiten der
Not stehen doch die Anhänger aller Konfessionen für
gemeinsame Arbeit , mehr als je zuvor , bereit . Das
beste Beispiel ist die CDU . In diesem Zusammenhang' noch eine Bemerkung : Gerade auch in der Zeit der na¬
tionalsozialistischen Herrschaft sind aus diesen Reihen
Gegner öffentlich aufgetreten in einer Zahl , die Sie,
meine Damen und Herren von links , für sidi nicht ent¬
fernt nachweisen können ( Unruhe und Zurufe
links ) .

'Nun , meine Damen und Herren , ich stelle fest :
es gab damals , in der Zeit des Nationalsozialismus , bei '
Ihnen Leute genug , die nicht schnell genug die Ge¬
werkschaften tnöglidist geschlossen in die neue Deut -
sdte Arbeitsfront überführen konnten . Täuschen Sie
uns doch nicht , wir sind uns über diese Zusammen¬
hänge durchaus im klaren ;

Meine Damen und Herren ! Wir haben uns in der
Christlich -Demokratischen Union zusammengefunden
von beiden Konfessionen aus . (Gelächter und Z u -
rufe links : Auf wie lange ? ) — Das werden Sie in Zu¬
kunft schon« sehen ! Wir haben uns zusammengefunden ,
um unter Einschaltung der ethischen Werte des Chri¬
stentums zum Neuaufbau des geistigen Lebens unseres
Volkes entscheidend beizutragen . Darin untersdieiden
wir uns eben von Ihnen , die Sie auf das Ziel ausgehen ,
unsere Schulen diesem Geiste zu entfremden und sie
zur Mittlerin Ihrer materialistischen Geschichtsauf¬
fassung zu machen (Unruhe links ) . Wir haben wirklich
genügend Beweise dafür , daß derartige Ansätze vor¬
handen sind ; wir haben aus der Vergangenheit auch
gelernt ! (Unruhe links und Zurufe : Wir auch !) .

Meine Damen und Herren ! Wir wissen , wohin es
führt , wenn eine Partei , die sich ausschließlich auf den
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Mehrheitswillen stützt und auf geistigem Gebiet mit
Mitteln arbeitet , die vom demokratischen Gesichts¬
punkt aus durchaus nicht tragbar sind . Kommt diese
dann zur ausschließlichen Führung , ruft sie Zustände
hervor , durch die wir in der Vergangenheit genü¬
gend Na'chteile erfahren haben (Unruhe und Zurufe
links ) . Für uns ist das Christentum die Wiege der

.abendländischen Kultur .. Diese abendländische Kultur
hat der Geschichte unseres Volkes ihren Stempel auf¬
gedrückt bis in die unmittelbare Gegenwart hinein , und
wir wollen , daß uns die Schule als der Mittler dieser
abendländischen . Kultur erhalten bleibt . (Herr Senator
T h e i 1 : Niemand von uns hat die Grundsätze ' des
Christentums angegriffen !) . Nun gibt es knum eine
Verfassung , in der die materialistische Denkweise , so
scharf in Erscheinung tritt , wie gerade die uns vor¬
liegende bremische Verfassung . Beweis dafür ist die .
Präambel , mit der die Verfassung eingeleitet wird .
Wir haben versucht , die Präambel so zu gestalten , daß
in ihr Hinweise auf Gott oder Christentum zum Aus¬
druck kämen . Sie haben das abgelehnt . Wenn Sie sich
darauf berufen , daß nur ausgesprochen werden dürfe ,
was eine wissenschaftliehe Wahrheit enthalte , so ist
doch der Schluß nicht schwer , daß Sie damit die Lehre
des Christentums als Irrlehre kennzeichnen möchten .
Das ist letzten Endes doch der tiefere Sinn , wenn Sie
den Wahrheitsgehalt des Christentums anzweifeln
(.1 nru .he und Zurufe links ) . Wir haben in der Ver -

. in " enheit genügend Beweise ,
"dafür erhalten , welche

Stellung Sie zu Kirche und Religion einnehmen (Zu¬
rufe links ) . Ja , wir kennen - die Bestrebungen Ihres
Ri -'ndes religiöser Sozialisten zur Genüge und wissen
■■. . Ii daß in Ihren Reihen Leute sitzen , denen die so -

Seite des Christentums am Herzen liegt . Aber *T1
das kann nicht darüber hinwegtäuschen , daß Sie in der
Schulfraee eine Stellung bezogen haben , die von die¬
sem Geist nichts verrät (Herr Senator T h e i 1 : Das ist
eine Beleidigung für die christlichen Sozialisten !) . Ich
habe keine Beleidigung ausgesprochen und habe auch
nicht die Absicht gehabt , zu beleidigen . Unmißver¬
ständlich möchten wir zum Ausdruck bringen : Wir
stehen grundsätzlich auf dem Standpunkt , daß auf dem
Gebiet der geistigen Entwicklung nicht die Einheit ,
sondern die Vielheit das bessere ist . Tn der Vergangen¬
heit hat sich stets gezeigt , daß auch in der Konfessions¬
schule die Lehrziele genau so gilt erreicht werden wie
in den übrigen staatlichen Schulen , daß die Konfes¬
sionsschulen darin also durchaus nicht hinter den staat¬
lichen Schulen zurückstehen .

Nun zur Frage des Mitbestimmungsrechtes der Be -
l riebsvertrefungen . Herr Stockhinger hat davon ge¬
sprochen , daß gerade wir von der Christlich -Demokra¬
tischen Union eine Haltung einnähmen , die er nicht
verstehen könne , und er hat im Zusammenhang damit
in einer persönlichen Bemerkung über meine gewerk¬
schaftliche Betätigung gesprochen . Dazu möchte ich
sagen , daß ich nicht in der christlichen , sondern in der
freiheitlich -nationalen Gewerkschaftsbewegung tätig
" ewesen bin . Hf ' r ™ Sfockhinger steht ein Urteil über
das . was ich dort geleistet habe , nicht zu . ledenfalls
befinden wir uns von der Christi ich -Demokratischen
Union mit unserer Auffassung über diese Vorfassnngs -

, fragen in sehr guter Gesellschaft .
In der CDU . -Fraktion waren gegen die Bestimmung

i' rifr die paritätischen Rechte von Betriebsführern und
Arbeitnehmern nicht geringe Bedenken . Trotzdem

haben wir die paritätische Wirtschaftskammer gefor¬
dert . Ich habe wie Sie gefühlt und mich für diese For¬
derung eindeutig und mit aller Energie eingesetzt ! Ich
habe in meiner sozialen Arbeit stets für die Rechte der
Arbeitnehmerschaft gekämpft (Zuruf links : das
merkt man !) . Lassen Sie mich doch ausreden , das ist
eine demokratische Tugend .

Meine Damen und Herren ! Ich habe midi gefreut ,
eine Gelegenheit zu finden , die grundsätzlichen Reihte
der Arbeiterschaft hier mit durchsetzen zu können .
Auf dem Weg über die Wirtschaftskanuner soll den
arbeitenden Menschen in der Wirtschaft in den all¬
gemeinen , wirtschaftspolitischen Aufgaben , die volle
Mitbestimmung gegeben

'
werden . Diese Gleichberech¬

tigung ist viel bedeutungsvoller , als jene in einzelnen
Betrieben , wo da oder dort um diese oder jene Tages¬
forderung ein Streit durchgeführt werden nUtg .

Für unsere Stellungnahme zur Ablehnung des
vollen Mitbestimmungsrechtes in den einzelnen Be -
Irieben gilt aber folgendes . Wir sind der Auffassung
daß sich dieses volle . Mitbestimmungsrecht in den
einzelnen Betrieben sehr bald zum Nachteil der Arbeit¬
nehmer auswirken wird . Das liegt daran , daß ein
solches Recht nicht einheitlich vorhanden ist und dal !
das in Bremen wirtschaftlich arbeitende Kapital oder
das Kapital , das für den - wirtschaftlichen Einsatz vor¬
handen ist und auf Verwendung wartet , aus Bremen
abwandern wird , weil der Unternehmer sich einfach
sagt , wenn über mein , unter geltendem Gesetz recht¬
mäßig erworbenes Eigentum ein Betriebsobmann oder
der Betriebsrat mit verfügen soll , dann ' verzichte ich
auf den wirtschaftlichen Einsatz in Bremen und gehe
nach auswärts , wo solche Bestimmungen nicht gelten .
Hinzu kommt , daß wir unsere Wirtschaft ohne Aus -
' • ndskanital überhaupt nicht aufzubauen ve-rmogeh .
Ein - Betrieb , dessen Leitung diesen Einschränkungen
unterworfen ist . wird von fremden Kanitalgebern
kaum als kreditwürdig angesehen werden . Wir fürch¬
ten also , daß ein solches volles Mitbestimmtincsrecht in
diesen einzelnen Betrieben sich wirtschnftshemmend
auswirken muß . In einer Zeit , in der unsere Wirtschaft
in Agonie liegt und es darauf ankommt aufzubauen
und Vertrauen zu erwerben , ist das untragbar .

Alier wir befinden uns nicht in schlechter Gesell¬
schaft , wenn wir das volle Mitbestimmungsrecht ab¬
lehnen . Ihr eigener Parteitag der SPD . in Berlin , der
ja ausschließlich mit wirtschaftlichen Fragen sich be¬
schäftigt hat , hat dieses volle Mitbestimmungsrecht ,
das die . SED . und der Freie Deutsche Gewerkschafts¬
bund verlangt haben , nicht unterstützt , sondern ab¬
gelehnt , und seine Stellungnahme ausdrücklich damit
begründet — und das ist das Interessante — daß nach
seiner Ansicht den Funktionären die nötige Reife dazu
heute noch fehlt . (Herr Degenhnrdt : Hört ! hört !)

. , * '*t >.Meine Damen und Herren ! Diese Behauptung haben
wir gar nicht aufgestellt , sondern wir haben in den
Vordergrund ' gestellt die wirtschaftlichen Schwierig¬
keiten , die sich durch die Einschränkung der Reditc
der Betriebsführung ergeben . Aber wir wiederholen
von der CDU . noch einmal , alles , was wir unter dem
Begriff der Sozialpolitik zusammenfassen und was wir
in den allgemeinen wirtschaftspolitisdien Aufgaben
dem Arbeitnehmer an Rechten in der Mitbestimmung
in späteren Gesetzen ohne Nachteil für die wirtschaft¬
liche Entwicklung ermöglidien und geben können .



266 31 . Juli 1947

werden wir durchführen . (Herr Schramm : Daran
glauben wir nicht !) Sie glauben vieles nicht .

(Vizepräsident Schulze : Herr ' Degener , Ihre drei¬
ßig Minuten sind um .)

Wir werden auch mit entsprechenden Anträgen auf¬
warten . Man soll und kann uns eine soziale Zielsetzung
nicht absprechen . Man kann aber auch nicht von uns
erwarten ; daüß wir uns Maßnahmen schuldig machen ,
die in der jetzigen Notzeit unseres Volkes wirtschafts -
horiimend und zum Schaden der Gesamtheit sich aus¬
wirken müssen . (Beifall rechts .)

Herr Dr . Lueken (BDV .) : Herr Präsident , meine
Damen und Herrerf ! Wir haben jetzt eine Stunde
Vorträge gehört zur Generaldiskussion ' von den Füh¬
rern der beiden Parteien der SPD . und der CDU ., und
haben einen Vorgeschmack bekommen von dem vor
uns liegenden Wahlkampf . Wir haben das Bild ge - ;
sehen eines ideologischen Streites , den wir ja eigent¬
lich heute gar nicht gebrauchen können . Meine Damen
und Herren ! Versuchen wir jetzt realistisch zu han¬
deln , insbesondere vermeiden wir alle unnütze Schär¬
fe . Das Referat vT>n Herrn Dr . Spitta zu Beginn der
heutigen Sitzung bewegte sich auf einem so hohen
Niveau und war sö ungewöhnlich wertvoll , daß wir
bereit sein sollten , diese Linie zu wahren und nicht
hinabzusteigen in die Atmosphäre des politischen .
Wahlkampfes .

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Wir wer ,
den uns bei der Behandlung der vor uns liegenden
Verfassung und der Probleme dieser Verfassung zu¬
nächst und vor allen Dingen der Situation bewußt
sein müssen , in der wir^ uns befinden . Nicht diese
oder jene Grundeinstellung , nicht diese oder jene
Theorie ist maßgebend , sondern die ungeheure Not ,in der sich das ganze deutsche Volk befindet , insbe¬
sondere aber die Unfreiheit , die uns a-uferlegt ist als
einem , von den Siegermächten besetzten Land . Es ist
schon so . daß über das . was wir ' tun können , in der

Ii Zukunft wie in den letzten zwei . Jahren , die Besat¬
zungmächte entscheiden , und es ist deshalb schief .

' / wenh _ wir Tins hier die Kopfe heiß reden über Dinge ,
die letzten Endes angesichts . dieses Gesamtbildes
zweifellos zweitrangiger Natur sind . (Bürgermeister
Kaisen : Sehr richtig ) . Meine sehr geehrten Damen
und Herren ! Die Schaffung den Verfassung hat uns r
neben der Behandlung der Menschenrechte , die .hier
von verschiedenen Seiten in ausgezeichneter Weise .
skizziert worden ist , auch das Bild unseres Staates
vor Augen geführt . Und wenn man von .piner Ver¬
fassung spricht , denkt man - zuerst an das Bild des
Verfassungsaufbaues , das heißt , man denkt daran ,
wo liegt die - Macht im Staat , wie ist die Machtvertei¬
lung gestaltet im Staate . Fast alle Länder haben an
ihrer Spitze ihren Präsidenten , dem bestimmte Rech¬
te zur Seite stehen , die meisten Länder haben zwei
Kammern , die sich gegenüberstehen aus verschiede¬
nen Zusammenhängen , aus verschiedenen Quellen

-zusammengesetzt , um einen Ausgleich der verschie¬
denen Interessen herbeizuführen .

In Bremen , in dieser Verfassung , hat man auf all
das verzichtet und hat die einfachste , wie man früher
sagte , radikalste Form der Volksvertretung gewählt ,
nämlich das Einkammersystem ! Daneben hat man
den Senat , der als Exekutivörgan . dieser einen Kam¬
mer handelt , ein Exekutivorgan , das verpflichtet ist ,nach den Weisungen und Mehrheiisentscheidungendieser einen Kammer zu handeln . In vielen Ländernist ein solches Verfahren für außerordentlich bedenk¬

lich gehalten worden , und man hat deswegen andere
Organe eingebaut . Ein Schutzorgan nach dieser Ver¬
fassung besteht lediglich in dem Recht des Senats ,
Gesetze , mit deren Inhalt er nicht einverstanden ist .
zur erneuten Beschlußfassung zu bringen , bei "der
dann eine qualifizierte Mehrheit . erforderlich ist .
Wir haben natürlich bei den Vorerörterungen , bevor
wir dieser Form zugestimmt haben , bei uns reiflich
überlegt , ob wir damit das richtige treffen . Wir wa¬
ren der Meinung , daß bei der Kleinheit des Landes
ein größerer Apparat wohl kaum angezeigt wäre .
Wir haben aber besonders deswegen zugestimmt , weil
wir das absolute Vertrauen in den gesunden Sinn der
Bremer Bürgerschaft und der Bevölkerung haben , daß
tatsächlich das Wohl der Gesamtheit der entscheidende
Gesichtspunkt bei allen Handlungen ist und Fehler in
kürzester Zeit ihre ' Korrektur finden werden . Ande¬
rerseits haben wir es doch begrüßt , daß im Laufe der
Verhandlungen die Position des Senats geändert wor¬
den ist , und der Senat nicht mehr , wie das anfangs
der Fall war , ein Teil der Bürgerschaft war und nur
Mitglieder der Bürgerschaft aus dieser heraus dazu
gewählt , werden konnten und gleichzeitig Mitglieder
der Bürgerschaft und des Senats sein mußten . Ich
glaube , damit ist die Möglichkeit einer gewissen Kon¬
tinuität der Verhältnisse des Senats begründet , die
uns dringend erforderlich erschien , wenn das Staats¬
schiff nicht Schiffbruch erleiden soll . In der Folgezeit ,
nach der neuen Form der Verfassung , brauchen die
Mitglieder des Senats nicht mehr Mitglieder der Bür¬
gerschaft zu sein . Andererseits aber ist , und hier liegt
das Schwergewicht , die Gesetzgebung in der Hand
der Bürgerschaft als der unmittelbarsten Vertretung
des Volkes und des Volkswillens .

Herr Präsident , meine Damen und Herren ! Dieses
Problem der Gestaltung der verfassungsmäßigen Ver¬
tretung und der verfassungsmäßigen Verwaltung
wird ergänzt durch das Problem der Gerichte . Herr
Bürgermeister Dr . Spitta hat heute morgen außer¬
ordentlich , interessant gesprochen von der Stellung
der Bundesrichter in Amerika und von der hohen
Stellung der Richter in England , wie überhaupt in
den parlamentarisch regierten Staaten , wo der Rich¬
ter der Garant des verfassungsmäßigen Lebens ist .
Iin vorliegenden Verfassungsentwurf ist versucht
worden , den Richterstand . der leider — das muß zu¬
begeben werden — in der Nazizeit sehr stark ver¬
loren hat durch die Zwangseinwirkung der totalitären
Regierung auf die Unabhängigkeit der Richter , im
staatspolitischen Interesse wieder auf feste Füße zu
stellen und ihn in seinem Bestand zu stärken durch
eine Reihe von Bestimmungen der Verfassung , in
denen insbesondere die früher übliche Bremer Rich¬
terwahl wieder eingeführt ist , bei der drei Vertreter
des Senats , drei Vertreter der Bürgerschaft und drei
Vertreter der . Richter das Wahlkollegium darstellen .
Es ist weiter auch die Möglichkeit geschaffen , Richter ,
die ^ ich ihrer Aufgabe als nicht gewachsen erweisen ,
doch noch zu einem späteren Zeitpunkt zu eliminie¬
ren . Es sind weiter Volksrichter vorgesehen , die in
Fortbildung des Schöffen - und Geschworenensystems
nach englisch - amerikanischem Muster eingesetzt wer¬
den sollen . Schließlich soll ein Staatsgerichtshof ge¬
schaffen werden als Garant der Rechtssetzung des
Staates , als die Instanz , deren Entscheidung schließ¬
lich definitiv ist , so auch in den Fällen der sogenann¬
ten Ministeranklage über die Verantwortlichkeit der
Senatoren .
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Das ist der Grundaufbau unserer Verfassung , in
groben Zügen dargestellt . Wir glauben , in diesen Din -
gen , zunächst jedenfalls einmal , abschließend etwas
entwickelt zu haben , was tatsächlich verdient , unter
den Rechtsschutz der Verfassung gestellt zu werden .
Es ist Ihnen allen geläufig , daß eine Verfassungs¬
änderung nach der Verfassung überaus schwierig ist .
Es gibt Fälle , in denen eine Verfassungsänderung
überhaupt nicht

'
in Frage komm ! und unzulässig und

unrechtmäßig sein würde ; das ist eine Verfassungs¬
änderung auf dem Gebiet der Grundrechte oder der
Menschenrechte . Auf andern Gebieten ist die Verfas¬
sung ebenfalls schwer , zu ändern , es sei denn , daß die
gesamte Bürgerschaft die Änderung einmütig

'
be¬

schließt ; also keine Meinungsverschiedenheiten be¬
stehen . Alle andern Fälle bedürfendes Volksent¬
scheides . Infolgedessen sind Veränderungen der Ver¬
fassung überaus schwierig .

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Das ist
auch ein Gründ •'— um das gleich herauszustellen — .
der uns bei der verantwortungsvollen Behandlung
der noch strittigen Fragen

' zu einer gewissen Vorsicht
veranlaßt . Es ist nicht richtig , ineine Damen und
Herren , diese Dinge —- wie das vorhin geschehen
ist — unter Schlagworlen der einen oder andern
Richtung zu behandeln ; dazu sind die Dinge zu ernst¬
haft . Es sind tatsächlich überaus schwierige Probleme ,
sowohl das Problem des Kulturkampfes wie auch das
Problem der - neuen Wirtschaftsordnung — sagen wir
ruhig : der neuen sozialistischen Wirtschaftsordnung .
Unserer Überzeugung nach soll man einen Kultur¬
kampf , unter allen Umständen vermeiden (Zurufe ;
Wollen wir auch nicht ) . Lassen Sie mich , meine Da¬
men und Herren , ruhig sagen , was - ich beabsichtige
/ n sägen . Wir . haben bereits einmal in deutschen
Landen etwas -. Derartiges erlebt und haben genug
davon gehabt , so daß wir eine Wiederholung nicht
wünschen . Wir haben in der Tat große Bedenken da¬
gegen . Und wir . die wir vielleicht etwas anders ein - ,
gestellt sind , sagen Ihnen , daß Sje hier vielleicht
morgen die Leidtragenden sein könnten , während Sie
vielleicht heute Ihres Erfolges sicher zu sein glauben .

Die Gesanatlage in deutschen Landen ist verschie¬
den . Wir hängen jedenfalls nicht — wie es vorhin so
geschmackvoll gesagt worden ist — an den Rock¬
schößen änderer Parteien , sondern lassen uns immer
und überall leiten von unserer eigenen Einsicht , auch
auf andern Gebieten , z . B . dem der sozialistischen
Wirtschaftsordnung . Und da möchte ich sagen , daß
diese Dinge nicht so einfach aus der Pistole geschos¬
sen werden können , sondern daß das wachsen will ,
daß das ar] der Hand von Erfahrungen aufgebaut
werden will .. Und wir sind der Überzeugung , daß die
Dinge auf dem Gebiet der Wirtschaft durchaus im
Fluß sind , und daß man da durchaus nicht dafür einv
(röten kann , ein Definitivum in Form einer Verfas -
sungsbestimmung zu schaffen , wie Sie das wollen .
Das sind Entwicklungen , die weder durch einen ein¬
stimmigen Beschluß dieses Hauses noch durch einen
Volksentscheid entschieden werden können .

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Es wäre
ein großer Fehler , wollte man diese Dinge übers
Knie brechen . Täten Sie es trotzdem , so setzten Sie sich
der Gefahr aus , daß eines Tages die bremische Arbeiter¬
schaft käme und fragte : Wer hat uns denn in diese
Lage hineingebracht ? Es sind nicht die Ideologischen
Gründe , um die es hier geht , es ist auch nicht der
Machtanspruch des "Unternehmertums oder etwas

Ähnliches , was uns hier zu einer Stellungnahme ver¬
anlassen könnte , sondern es ist die Schwere der Ver¬
antwortung , die wir in diesen Fragen zu tragen
haben . Wir erkennen im übrigen durchaus die hohe
Bedeutung der Gewerkschaften ah , und wir stehen
durchaus nicht an . in . dem , was die Gewerkschaften
anstreben , eine - bestimmte Linie des Fortschritts zu
sehen . Wir sind aber anderseits der Meinung , daß
man den Gegebenheiten der Zeit durchaus Rechnung '

tragen muß . Ich brauche bloß ein paar Beispiele
aus der Praxis herauszugreifen , um an ihnen die
Richtigkeit unserer Einstellung zu erweisen . Wir re¬
den in diesen Dingen jä so viel aneinander vorbei .
Denken Sie z . B . an das praktische Beispiel der De -
schimag , der A . G . Weser . Wir haben neulich von der
Unterkommission der Finanzdeputation aus eine Be¬
sieh ligung der Anlagen dort vorgenommen . Es war
wirklich ein grauenhaftes Trümmermeer . » •« > . wir zu
sehen bekommen haben , und das uns tief erschüttert
hat . Wir haben ' bei der Gelegenheit auch die Frage
erwogen : Was soll denn nun werden , wenn die De¬
montage, . wie es die Absicht ist . am 1. Oktober been¬
det sein wird ? Es ist uns gesagt worden : Es bestehen
Pläne von qualifizierten Persönlichkeiten , mit diesem
oder jenem Werk den Versuch eines Neuaufbaues
zu .machen unter Heranziehung schwedischen oder
Schweizer Kapitals . Die Herren , die mit dabei waren ,
werden mir das bestätigen . Stellen Sie ' sich , meine
Damen und Herren , weiter einmal folgenden Fall vor
Augen, " der kürzlich einem hessischen Fabrikanten
passiert ist . Diesem Fabrikanten hatte ein amerika¬
nischer Geschäftsfreund eine ganze Reihe von Care -
Paketen -geschickt mit der Anheimgabe , sie durch die
Betriebsleitung zur Verteilung zu bringen . Dem ist
der Betriebsrat entgegengetreten und hat gesagt : Die
Verteilung ist nicht deine Aufgabe , sie isl unsere
Aufgabe ! Er hatdem amerikanischen Geschäftsfreund
diese Forderung mitgeteilt . Und die Wirkung ? Der be¬
treffende Fabrikant hat daraufhin aus Amerika einen
Brief bekommen des Inhalts : Wir haben von dein
Schreiben Kenntnis genommen und die weitere Zusen¬
dung vonCare - Paketen eingestellt ! (Hört ! Höri ! rechts ;
Unruhe links .) Meine Damen und Herren ! Sie werden
nun sagen : Das war sehr töricht von dem Mann ! Ja ,
ich bin derselben Meinung , selbstverständlich ! Ich will
ja auch nicht von ihm auf andere exemplifizieren ,
sondern wollte den Fall nur so erzählen , wie er mir
kürzlich bei der Erörterung dieser Dinge entgegen¬
gebracht worden ist . Es ist nämlich doch wohl das
wesentliche — und darauf will ich hinaus — in deut¬
schen Landen und insbesondere in Bremen die gei¬
stige Einstellung derer , die wir nun einmal nötig
haben nicht nur für den Wiederaufbau der Deschi -
mag . sondern auch für die Erschließung neuer Kali -
felder z - B . und für die Lösung anderer wichtiger
Probleme unVierer Wirtschaft , daß wir uns da nicht
die '

Schlinge selber um den Hals legen und uns den
Boden unter den Füßen selber wegziehen , damit wir
in der Lage bleiben , das Gute , das wir im Interesse
aller erstreben , äuch möglich zu machen . Es ist auch
nicht von der Hand zu weisen , wenn z . B . in einem
Betriebe ein geheimzuhaltendes neues Patent einge¬
führt werden soll und der Betriebsrat auf Grund
Ihres Antrages davon erfährt , daß dann durch gewollte
oder ungewollte Indiskretion eines Betriebsratsinit -
glifedes die Konkurrenz davon erfährt und dadurch
sich dieser Plan unter Umständen zerschlägt . Das
alles sind jedenfalls praktische Beispiele , die davor
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warnen , in dieser Beziehung die Dinge übers Knie
zu brechen . Ich führe das alles , wie gesagt , nicht aus ,
um ideologisch den Machtstandpunkt der Unterneh¬
mer zu vertreten , sondern um Ihnen vor Augen zu
führen , um was es bei diesen Dingen geht , und dafi
die - Dinge durchaus noch nicht reif sind , um jetzt
schon definitiv geregelt zu werden . Ich erlaube mir ,
in diesem . Zusammenhang darauf hinzuweisen , dafi
auch der Parteivorstand der SPD . in Berlin die glei¬
chen Bedenken geltend gemacht hat . Gehen wir des¬
halb in diesen Dingen lieber schrittweise vor . Auch
in der Frage des Mitbestimmungsrechts des Betriebs¬
rats in personeller Beziehung ist zu bedenken , dafi
unter Umständen hochqualifizierte Personen , die aus
Gründen ihrer rauhen Außenseite vielleicht nicht be¬
sonders beliebt sind , auf diese Weise unter Umstän¬
den gehindert werden könnten , ihre Fähigkeiten zur
Auswirkung zu bringen , da sie durch den Betriebsrat
dann leicht beanstandet werden könnten . Also auch
da wäre es sehr,erwünscht , erst ' praktische Erfahrun - "
gen abzuwarten , zumal ja bei derartigen Meinungs¬
verschiedenheiten beider Teile , also der Arbeitneh¬
mer und der Arbeitgeber , immer die dritte Stelle
fehlt , die die Entscheidung fällt . Es fehlt eben die
Mehrheit , die zu entscheiden hat .

. Nun ist gesagt ' worden : Der Betriebsrat soll bei der
Entscheidung über soziale Fragen das Mitbestim¬
mungsrecht haben . Hier mag der Treuhänder der
Arbeit Vielleicht die geeignete Stelle sein . {Herr
Rafoth : Eine nazistische Errungenschaft !) Na , dann
heifit die Stelle heute anders . Aber wer wäre in den
anderen Fällen Sachkenner genug , um wirklich
Schiedsrichter sein zu können ?

I nd dann , das -r dritte -. Wie ist es praktisch zu hand¬
haben , wenn wirtschaftliche Fragen , z . B . Einführungeines Patentes , bei der es auf unbedingte Geheimhal¬
tung der Konkurrenz gegenüber ankommt , behandelt
werden sollen und dann Vertreter der Arbeiterschaft
zur Entscheidung hinzugezogen werden und die darin
der Gewerkschaft gegenüber verpflichtet sind , vielleicht
über diese Dinge zu reden . Also wer soll bei diesen
Dingen entscheiden . ' Das kommt selbstverständlich
nicht in - Frage , dafi vielleicht ' jemand Patentgeheim -
nisse gar ans Ausland verraten würde . Sie werden
sagen,

'
so töricht sind wir nicht . Im Gegenteil . Sie sind

sachverständig in Belangen des Betriebes und Sie sind
. Mifs tiefste interessiert in Angelegenheiten des Be¬
triebes und bestrebt ; das Beste daraus zu machen . Das
kann Ihnen kein Mensch in Abrede stellen . (Herr
Schramm (SPD .) : Es gibt genug Ingenieure . und
Kaüflentc , die hervorragendes Wissen haben und
durchaus geeignet sind .)' Das ist richtig , aber die Dinge
sind noch nicht soweit , daß wir sie heute in Form einer
Verfassungsbestimmüng zu Buch nehmen können , die
Sie nur im Wege .des Volksentscheides - wieder auf¬
heben können . Das ist doch der Kern der Angelegen¬
heit . Deswegen bin ich nach wie vor der Meinung , das
eilt für diese und für jene vorhin erwähnte Angelegen¬
heit der Schule , wjrsind in Wirklichkeit nicht am Ende
unserer Erörteruniren und ich will '

deswegen auch nicht
iuVlns Horn blasen : Hier SPD ., hier CDU ., hier freie
Wirtschaft , hier Kollektivwirtschaft . Ich unterlasse das
bewnßt . Ich hin der Meinung , wir sind noch nicht am
Ende und es mufi einem Wetr geben , wie wir über die
Schwierigkeiten hinwegkommen und ietzt noch zu
einer Verständigung kommen . Ich halte dafür , daß
die Zustimmung der BDV . auf umfangreichen Ge¬

bieten von - der SPD . - doch anerkannt werden wird .
Sie werden uns zugeben müssen , daß wir es . ge -
wesen sind , die auf dem Gebiet des Schulwesens
immer und immer wieder mit neuen Vorschlägen ge¬
kommen sind , um einen Ausweg zu finden . Wir haben
Ihnen gesagt , wenn Sie Ihre Haltung bezüglich derKon -
fessionsschule nicht aufgeben können , versuchen Sie doch

' auf dem Gebiet der Privatschulen freie Bahn zu schaf¬
fen , was ja auch sonst Ihrer Einstellung gar Sicht zuwider ,
ist , und versuchen Sie es auf dem Gebiet der Wirtschaft ,
indem Sie unseren Vorschlag des modifizierten Mitbe¬
stimmungsrechts in der Verfassung vertreten und da¬
mit große Differenzen aus der Welt bringen , damit es
uris möglich ist , eine Verfassung gemeinsam über die
Bühne '

gehen zu lassen , die dann ohne weiteres die Zu¬
stimmung der Amerikaner finden wird . Sie muß ja erst
nach Washington geschickt werden , wö selbst wieder
wocherilange ' Arbeit nötig ist , um , sie durchzuprüfen .
Wir laufen sonst Gefahr , daß die Verfassung nicht bis
zum 12 . Oktober fertig wird , und ich nehme doch an .
daß der Sinn darin liegt , daß dann , wenn die Verhand¬
lungen , die Fortsetzung der Moskauer Konferenz in
London stattfinden , eine verfassungsmäßig ver¬
tretene Stadt Bremen existiert . (Herr v a n-, H e u k e -
1 u m :. Wir wollen eine bremische Verfassung , keine
amerikanische .)

\ Ich sprach von der/bremischen Verfassung . Ich ver¬
stehe es so :" Die Amerikaner drängen auf die Fertig -

I -Stellung und Annahme unserer Verfassung , weil sie
I keine Verhandlungspartner haben auf deutscher Seite ,

Das alte Deutsche Reich wird von . ihnen nicht aner¬
kannt . Sie bauten auf verfassungsmäßig begründete
Länder , fertig sind die drei Länder Bayern '

. Hessen und
Württemberg - Baden und es fehlt ihnen nur noch das
vierte Land ihrer Zone , dann haben sie ihre Gegen -
kontrahenten . die sie für ihre Abmachungen suchen .
Und deswegen müssen wir fortisr sein . Ich verstehe
sonst nicht , weshalb diese Dringlichkeit .

Und darum , meine Damen und Herren , bitte ich Sie .
steigen Sie nochmals hinein . Versuchen wir nochmals
rein realistisch beide Auffassungen auf einen Nenner
zu bringen . (Beifall rechts .)

Herr Rafoth (KPD .) : Herr Präsident/meine Damen
und Herren ! Wir deutsche ^ Kommunisten erklärten
uns nach dem Zusammenbruch des Krieges , nach dem
Zusammenbruch des staatlichen Lobens in Deutschland
unmittelbar bereit , an dem fortschrittlichen demokra -
• : sch «n Aufbau Deutschlands mitzuarbeiten . Als Söhne
des deutschen Volkes lassen wir uns nicht von lokalen ,
sondern von den gesamtdeutschen Interessen leiten . F»s

'
■ ist unser nationales Unglück , daß es . den fortschritt¬

lichen Kräften weder 1848 noch 1948 gplungon ist . die
demokratischen Rechte und Freiheiten des werktätigen
Volkes verfassungsmäßig festzulegen . Wir wissen , däfl

- Verfassungsfragen Machtfragen sind . 1848 pfropften uns
r' io halbfeudalen preußischen Junker den Staat von
oben auf , in clor Weimarer Renubük waren es die
Herren von Rhein und Ruhr . Krupp . Thyssen .. Rörh -
liufr . die Herren der Truste und Monopole . - Mit de '-
Weimarer Verfassung riefen diese Kriegstreiber 19 "
Hit ' ejr zur Macht , um 1939 den Krieg auszulösen und
unser Volk in dieses Elend hineinzustürzen . Um dkm
deutschen Volke eine friedliche demokratischeFnf " ; ck -
lung zu sichern , ist anläßlich der Ausarbeitung der .Ver¬
fassung die wichtigste Voraussetzung , daß des Volkes
Wille oberstes Gesetz wird . Die Verfassung soll fest -
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legen , wie das Volk leben will . In der augenblicklichen
Lage lassen wir uns von dem Gedanken leiten , daß vor
allen Dingen die Reidiseinhcil im Vordergrund stehen
muß . Die Verfassung , für

'
das Land Bremen kann daher

nur so lange eine vorläufige Lösung sein , bis fest¬
gestellt ist , dafl sie im Einklang mit der zukünftigen
Reichsverfassung steht . Wir Kommunisten erklären ,
daß die Rechte der einzelnen Menschen nur in einem
sozialistischen Deutschland restlos verwirklicht werden
können .. Die Sehnsucht der Menschen nach Gerechtig¬
keit und Freiheit wird nur verwirklicht , wenn - die
Reichtümer der Erde der ganzen Gesellschaft gehören, ',
und die Ausbeutung de~

s Menschen aufgehoben ist . Es
bleibt den deutschen Werktätigen überlassen , darüber
zu entscheiden , wann in Deutschland der Weg zum
Sozialismus beschritten werden kann , pie Kommuni¬
stische Partei ist nun \als erste mit einem Verfassungs¬
entwurf an die Öffentlichkeit " getreten . Im Gegensatz
zur provisorischen Bremischen Verfassung , nach der
wir zwar unser staatliches Leben einrichteten , die aber
yon der Militärregierung nicht genehmigt wurde ,
nahmen die Grundrechte . und Grundpflichten einen
breiten Raum in unserem Entwurf ein . Viele Artikel
des Abschnittes über ,did v Menschenrechte sind , wenn
auch nicht wörtlich , so doch sinngemäß aus unserem
Entwurf übernommen . Die Gleichheit der Menschen
vor dem Gesetz , die Freiheit der Persönlichkeit , die
ungehinderte Religionsausübung, . die Unverletzlich -
keit .der Person sind solche Rechte unserer Bürger . Der
sittlichen Pflicht zur Arbeit und dem Recht auf Arbeit
für jedermann messen 'wir besondere 'Bedeutung bei .
Die freie und uneingeschränkte Meinungsäußerung ,

•wobei wir Wert darauf gelegt haben ", daß dieses Recht
nicht durch irgendeine Dienststellung gekürzt werden
darf , verdienen ebenfalls hervorgehoben zu werden ,
wie das Vereinigungsrecht und ! die Bindung , die für
den Gesetzgeber , Verwaltungsbeamten und Richter an
die Grundrechte unmittelbar besteht . Von außer¬
ordentlicher Bedeutung halten wir den Artikel 19 , der
nach unserem und . dem Entwurf der Sozialdemokrati¬
schen Partei Widerstand zu jedermanns Recht und
Pflicht macht , wenn die in der Verfassung : festgeleg¬
ten Men sehen rech te durch die öffentliche Verwaltung
verfassungswidrig angetastet werden . Wir haben
diesen Vorschlag der Sozialdemokratischen Partei be¬
grüßt und uns mit aller Entschiedenheit für ihn ein¬
gesetzt ; Oer Zweite Haunfteil . der sich mit der Ord¬
nung des sozialen Lebens befaßt , v. ar in vielen Artikeln
Gegenstand grundsätzlicher Erörterungen , wobei die
verschiedenen Auffassungen deutlich ihren Ausdpjjck
fanden . Schon die Bekundung , daß Männer und F *aueh
in der Ehe die gleichen wirklichen Rechte und Pflich¬
ten haben sollen , was für uns eine , Selbstverständlich¬
keit ist . führte zu Meinungsverschiedenheiten , da so¬
wohl die BDV . als auch die FDP . .'reitend machton . daß
(Iii1 Bestimmungen des BGB damit nicht in Einklang
zu bringen wären . — Meine sehr verehrteil Damen
und Herren ! Wir "Kommunisten scheuen uns niemals ,
weder aus formal - juristischen noch sentimentalen
Gründen , dem Fortschritt Tor und Tür zu öffnen , auch
wenn ein Zopf alter Gesetze oder Überlieferungen dem
entgegenstände . Das . Leben hat sich nicht den Gesetzen ,
sondern die Gesetze haben sich dem wirklichen gesell¬
schaftlichen Leben anzupassen , und es zeugt von der
Fortschrittlichkeit und der Klarheit besonders der
sozialistischen Parteien , daß sie das erkennen und ihm '

Rechnung tragen . Die Erziehung und Unterrichtung

. unserer Jugend , wie das Schulwesen überhaupt , waren
der Prüfstein der weltanschaulichen Gegensätze der
sozialistischen zu den bürgerlichen Parteien , besonders
der CDU - Seit den Tagen des um das Wehl Bremens
so verdienten Bürgermeister Smidt ist die Trennung
von Kirche und Staat und weitestgehende Duldsamkeit
in religiösen Fragen eine der schönsten und anerkann¬
testen Tugenden der Einwohner dieses Landes . Sje
heute durch die Forderung .nach Bekenntnisschulen auf
ein fast mittelalterliches Niveau zurückführen zu
« ollen .

1 ist in keiner Weise , vertretbar . Alle . Ausein¬
andersetzungen , darüber , wären jedoch mit einem
Schlage beseitigt , wenn die Trennung von Kirche und
Staat auch bei den Schulen konsequent durchgeführt
würde . Die Bedeutung und der Einfluß der Religionen
allgemein und des Christentums im besonderen müssen
zweifellos in den Schulen behandelt werden . Warum
geschieht dies nicht im allgemeinen Geschichtsunter¬
richt , in den diese Dinge hineingehören ? Die kon¬
fessionellen Wünsche der Eltern mögen in der zusätz¬
lichen Erziehung ihrer Kinder durch Vertreter ihrer
Religionsgemeinschaften ihren Niederschlag finden .
Wir Kommunisten sind der . Auffassung , dafl die starre
und unnachgiebige Haltung der CDU . in dieser Frage
erreichen wollte , in die Bremische Verfassung Artikel
hineinzuzwingen , die der ausgezeichneten Überliefe¬
rung des bremischen Staates in keiner Weise entspro¬
chen , d . h . konfessionelle Gegensätze aufreißen oder
vertiefen , die unter normalen Bedingungen kaum in
Erscheinung treten . (Herr K n u m (CDU .) : Die kon¬
fessionellen Gegensätze sir l̂ i' bcr da .) Die konfessio¬
nellen Gegensätze . Herr Kaum , mögen zwischen den
Kirchen ausgetragen werden , dürfen aber nicht zum
Spielball der Politik werden . Wenn wir die Verhält¬
nisse untersuchen , so könnten wir sozialistischen Par¬
teien analog den Religionsgesellschaften die Forderung
erheben . einen materialistisch - sozialistischen Unterrieht
in den Schulen zu verlangen , und ich darf bemerken ,
daß die sozialistischen Parteien immerhin die . Mehr¬
heit der bremischen Bevölkerung ausmachen . Wir ver¬
zichten bewußt darauf und vertrauen unseren Organi¬
snlienen , die Jugend im sozialistischen Geist erziehen
zu können ohne die Mithilfe der Schule . Wir bedauern ,
daß die CDU . ihrer eigenen Organisation die gleiche
Möglichkeit wahrscheinlich nicht zutraut . Wenn aber
die CDU . hier geltend macht , daß das Elternrecht in
der Wahl der Erziehung der Kinder nicht gewährleistet
se £ so ist das völlig abwegig . Dieses Argument kann
unter keinen Umständen irgendwie , zum Zuge führen .
Die Elfern sollen jederzeit das Recht haben , ihre K ' n -

. der christlich , d . h . nach katholischem oder evange¬
lischem Glaubensbekenntnis , zu erziehen , soweit sie
davon überzeugt sind , daß das richtig sei . Die Voraus¬
setzungen dafür sind zweifellos vorhanden . Die Schule
jedoch , wie Herr Degener in einer der letzten Sitzun¬
gen der Verfassungsdeputation erklärte , dazu veran¬
lassen zu wollen , den gesamten Unterricht mit den
Richtlinien konfessioneller Art in Ubereinstimmung zu
bringen , bedeutet praktisch , die wissenschaftliche Er¬
ziehung der Kinde 'r zugunsten der konfessionellen
Glaubenslehre zu vergewaltigen . (Herr Degen¬
harde : Kreuz , Bomben , Zwirn , der Mensch der kann
sich irrn !)

Meine Damen und Herren , mag vor 2000 Jahren
die Menschheit den . Überlieferungen der Bibel mehr
geglaubt haben als den wissenschaftlichen Forschun¬
gen . Heute glaubt sie den letzten Funden unserer
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Forschung von der Entstehungsgeschichte der Mensch¬
heit , wie sie uns wissenschaftlich dargestellt wird ,
mehr als diesen . Erklärungen *!" Diese Überzeugung
werden Sie uns nicht abstreiten können .

Ich glaube , daß wir diese wissenschaftlichen Er¬
kenntnisse vertiefen und verbessern müssen , um sie
zu nützen zur Bewältigung der vor uns stehenden
Aufgaben : Die Schule hat die Aufgabe , gute und aüf -
rechte Staatsbürger zu erziehen , die Kirche aber ,
treue und standhafte Christen heranzubilden . Wir
wünschen beiden den denkbar besten Erfolg , aber
keine Vermischung ihrer Aufgaben .

Der Artikel 29 über die Privatschulen ist nach
Meinung unserer Fraktion überflüssig .

Die Begründung . daß Priyatschulen notwendig
seien , um in ihnen besondere pädagogische Versuche
durchzuführen , ist für uns nicht stichhaltig für die
Rechtfertigung *

privater Schulen . Wir haben zur öf¬
fentlichen Schulverwaltung jedenfalls ' alles Ver¬
trauen , daß sie die modernsten und besten pädago¬
gischen Grundsätze und Neuerungen erkennt . Eni - ,
scheidende Fortschritte in dieser Beziehung sind in
Bremen ja in uriserji VerStfchsschulen gemacht wor¬
den , die in ganz Deutschland einen sehr hohen Ruf
genossen haben , und diese guten Traditionen Bre¬
mens sin 'd noch keineswegs in Vergessenheit geraten .
Ich möchte sagen . daR die hier , entwickelten weiter¬
gehenden Forderungen der kommunistischen Partei
nicht in allen Fällen Zustimmung fanden . daR wir es
aber trotzdem für möglich halten . daR Bremen in Be¬
zug auf die Gestaltung seiner Schulverhältnisse im
Rahmen der deutschen , Lautier ehrenvoll bestehen
kann . - .

'
[ - . •

*
. - . -

Der Abschnitt „ Arbeit und Wirtschaft " betjtelt, -
bildet für uns eines der Kernstücke der Verfassung .
Der dialektische Materialismus als Grundlage un¬
serer Weltanschauung läßt uns erkennen , daß alle
rechtlichen Bestimmungen nur geringe Bedeutung
haben , wenn/ , ihre wirtschaftliche Untcrmauerung
fehlt . Was nützt das Verbot , unter Brücken zu schla¬
fen und auf Parkbänken zu nächtigen , wenn wir un¬
seren Bürgern keine menschenwürdigen Wohnungen
verschaffen können ? Was nützt die Verbeugung vor
der Leistung der Arbeiter , Angestellten und Beamten ,
wenn wir sie nicht gleichberechtigt mit den Unter¬
nehmern und in den Behörden mit den Amtsleitun¬
gen mitbestimmen lassen ? Die CDU . und BDV . wen¬
den sich direkt und die FDP . durch ihre Stimmenent¬
haltung indirekt gegen dieses Mitbestimmungsrecht .
Ohne alle Beschönigung kann man sagen » daß sie da¬
mit den Standpunkt des Herrn im Hause , ja schlecht - ,
hin des privatkapitalistischen Unternehmertums ver¬
treten . Wir Kommunisten haben unbegrenztes Ver¬
trauen in die Entwicklungsmögliehkeiten der Kräfte
des werktätigen Volkes . Wie immer man die Ableh¬
nung des Mitbestimmungsrechtes in Wirtschaft und
Verwaltung begründet , in seiner praktischen Auswir¬
kung öffnet man dem gemeinschaftswidrigen Profit¬
streben einzelner ' Kapitalisten Tor und Tür . Wir aber
Wullen , daß die Wünsche und Bedürfnisse ' des schaf¬
fenden Volkes allein anderen vorangestellt werden
und erblicken in der Gleichberechtigung der Betriebs¬
räte , als den Beauftragten der Arbeiter . Angestellten
und Beamten , die beste Sicherung gegen Ausbeutung
und imperialistische Machtpolitik . Die gesamte Wirt¬
schaft , ja , praktisch das Dasein unseres ganzen Volkes
beruhd auf der Arbeitsleistung der Werktätigen . Nr
schaffen die Werte , von denen wir leben . Ihnen das

Mitbestimmungsrecht versagen zu wollen , heifit : einen
absolut reaktionären Standpunkt einnehmen . Herr
Dr . Lueken von der BDV . bemüht sieh , .durch eine
Sammlung von Beispielen zu beweisen , daß das Mit¬
bestimmungsrecht in wirtschaftlichen und personellen
Angelegenheiten verfrüht oder überhaupt nicht mög¬lich ist .

Angesichts der ohne Zweifel in einzelnen Fällen sich
ergebenden Schäden und Schwierigkeiten , ja , sogar
Mißgriffe , die das Mitbestimmungsrecht der Betriebs¬
räte in wirtschaftlichen . Sozialen und personellen Fra¬
gen mit sich bringen kann , und angesichts dieser gewiß
zunächst etwas mühsamen Gehversuche eines kleinen
Kindes zu bezweifeln , daß es jemals gehen lernen wird ,
und zu sage "n : Wo bleiben Hie "Schiedsstellen in perso¬nellen und sozialen Fragen ? , das bedeutet letztlich ,
dem einzelnen Unternehmer immerhin das Recht zuzu¬
gestehen , ihn allein in personellen und sozialen Dingen
entscheiden zu lassen . Wir aber glauben jedenfalls , dafi .die gesamte Belegschaff eines Betriebes sehr wohl eher
und besser beurteilen kann , welche personellen Kräfte
dort tätig sein können zum Wohle der GesamIheii . zum
Wohle der Allgemeinheit . Wir wollen vor allem . daR
die Wünsche und Bedürfnisse des arbeitenden Volkes .
daR die Wünsche in bezug äiif den Ausbau und Auf¬
bau der Wirtschaft , die das arbeitende Volk anzumel¬
den * hat , in erster Linie erfüllt werden , und daß das
System der mafilosen Bereicherung der Unternehmer ,
wie wir es vor allein in der Rüstungsindustrie kennen¬
gelernt haben , absfllut der Vergangenheit angehört .
Dafür muß aber eben die Grundlage geschaffen wer¬
den durch die Lösung der Frage des Mi .tbesfimmüil 'g.s
rechtes der Arbeitnehmer in wirtschaftlichem in perso¬
nellen und in sozialen Fragen . Die ÄrbeitnohmerschaH
nur mitbestimmen zu lassen , wie etwa in der Blumen -
Ihal -Aktioh , daR dieser oder jener auf dieses oder
ren .es zu . verzichten hat . das hieRe die Dinge auf den
Kopf stellen . (Zuruf von Dr . Lücken ) .

Herr Dr . Lueken ! Auch da haben Sie mich mißver¬
standen . Das Mitbestimmungsrecht des . Betriebsrates tri
Wirtschaftlicher Beziehung ist eine weitaus andere
Sache als das Mitbestimmungsrecht nur in sozialen Fra¬
gen . Ich glaube midi doch wirklich eindeutig genug
ausgedrückt zu haben in der Formulierung audi unse¬
rer 1, weitergehenden Forderungen . Über das Mit¬
bestimmungsrecht der Betriebsräte , das für uns unab¬
dingbar ist und überhaupt keiner Diskussion mehr be¬
darf , hinaus fordern wir die Unterbindung all dessen ,
w . isOlen \virtsdiaftlichen Wettbewerb und die- freie
Konkurrenz beschränkt in Form der Syndikate , Truste ,
Kartelle und Monopole . Wir glauben , daß die Formu¬
lierung dieser Dinge in dem Verfassungsentwurf noch
nicht klar und eindeutig genug ist . und daß dieser
kreis vmi Un tcrnehnicrv erbänden ausdrücklich ge¬
nannt werden muß : wenn diese genannten Verbände
li ueli vielleicht nicht die einzigen sein werden ) die ver¬
suchen weiden , wiederaufzuerstehen . Deshalb sagen
wir in unserem Antrag ausdrücklich : . ,— von der Art
der Kartelle , Truste und Monopole " .

Darüber hinaus gilt unser Kampf namentlich auch
jenen Betriebsführern und Betriebsinhabern . - die als
Kriegsverbrecher oder als Naziaktivisten festgestellt
worden sind . ''Wir wünschen diesen Kreis von Verbre¬
chern am deutschen Volke mit aller Eindeutigkeit zu
nennen und sie zu treffen , hart und unerbittlich , ohne
daß es ihnen noch gelingen wird , einen Ausweg zu
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finden . Ihre Betriebe sollen sofort enteignet und ihnen

jode Entschädigung versagt werden .

Nun zum Streikrecht . Manch ' einer von uns wird
sicherlich in den Jahren des Nazismus manchmal ge¬
dacht haben , ein scharfer Kampf der . arbeitenden Be¬

völkerung -wü ? dc den Krjeg beenden und uns den Frie¬
den schenken . Aus dieser Erkenntnis heraus wünschen
wir . da (i nicht nur gesagt wird , das Streikrecht der

wirtschaftlichen Vereinigungen wird anerkannt . Diese

Fassung ist uns zu allgemein . Sondern , da Ii gesagt wird ,
das Streikrecht der Arbeitnehmer wird anerkannt . Und
als Zusatz : Die Aussperrung ist rechtswidrig . (Herr
Bote : Nennen Sie das Gleichheit vor dem Gesetz ? )
Das nenne ich durchaus Gleichheit vor dem Gesetz , aus

. dem -einfachen Gesichtswinkel heraus , daß , so wenig
wie solche Kämpfe um Lappalien wegen vom Zaune ge¬
brochen werden , die Aussperrung immerhin "noch eine
Maßnahme ist , die um vieles mehr in die Bedarfs¬

deckung der gesamten Bevölkerung eingreifl (Zw i -
sehen m f rechts : Melir als beim Sireik ? ) . da ja durch
das Mitbestimmungsrecht in den Beirieben , wenn wir
es. verwirklichen , derartige . Kämpfe wahrscheinlich
überhaupt überflüssig werden . Das ist ein weiterer
Punkt , den ineine Fraktion herausgreifen möchte . und
der bei der Gesämtabstimmung eine Rolle spielen wird .

Als dritten wesentlichen Punkt möchte ich eingehen
auf die Verteilung der Gewalt im Artikel 67 . Wer wird
nicht erkannt haben an vielen Beispielen , daß die .
Staatsbürokratie (i immer , das Bestreben hat , eine
größere Machtfülle an sich zu reißen auf Kosten der

Volksvertretung und des Parlaments . Ich erinnere an
die Zeit von Weimar , wo durch Auflösung des Reichs¬
tages durch die Reiehsregierung praktisch , diese Regie¬
rung zum Herrn wurde , während sie doch Diener und
ausführendes Organ des Parlaments sein sollte ; ich er¬
innere an die Notverordnungen auf Grund des Ar¬
tikels 48 . Ich erinnere an den Staatsstreich , der am 20 . 7:
32 die sozialdemokratische preußische Regierung
Braun/Severing absetzte , ohne (hiß der Preußische
Landtag oder der Reichstag dies verhindern konnten .
Wir erheben daher die schön in der großen Franzö¬
sischen Revolution gestellte Forderung : Die Parla¬
mente müssen gesetzgebend und vollziehend zu glei¬
cher Zeit sein . Zu bestimmen aber in Artikel 108, dal !
die . Regierungsmitglieder , die Mitglieder des Senats
unter keinen Umständen Mitglieder der Bürgerschaft
sein dürfen und sein können , gehl unseres Erachtens
weit über das Erträgliche hinaus , was wir billigen ;
können . Wir sind der Meinung , daß eine solche Rege¬

lung , die auch unseres Wissens in .keiner anderen deut¬
schen Landesverfassung und auch in der früheren
ReichsVerfassung nicht enthalten ist und war , eine be¬
sonders krasse Teilung der Gewalten mit sieh bringen
muß . Mehrfach haben wir an dieser Stelle erklärt , dal !
die Verantwortlichkeit der Regierungsmjtglieder der
Fraktion und ihrer Partei gegenüber uns als wesent¬
liches Instrument dünkte , sie von diktatorischen Macht¬
gelüsten abzuhalten . Und das ist auch heute noch unsere
Auffassung . (Präsident : Herr Rafoth , Ihre . Rede¬
zeit ist um .) Als letzten wesentlichen Punkt möchte ich
die Selbstverwaltung der Gemeinden noch einmal Hier
aufrollen . Die Wünsche aus den städtischen Gemeinden
wollen nidit verstummen , wonach diese ihre Selbst¬
verwaltung wiederhaben wollen . Wir schlagen daher
vor , daß diese städtischen Außenbezirke selbst darüber
entscheiden sollen , ob sie in dem Gemeindeverband

der Stadt « Bremen bleiben wollen oder ob sie ' wieder

selbständige Gemeinden mit eigener gewählter Be¬
amtenschaft und selbstgewähltem Bürgermeister zu
sein wünschen . Und ich glaube , dieses Recht der Wahl
der Selbstverwaltung dieser Gemeinden sollte man
ihnen nicht absprechen können und sie würden dann
klar und eindeutig zu erkennen geben , wie sie es mit
ihrer Selbstverwaltung zu halten wünschen . .

Das sind die vier Punkte , bei denen wir schwer¬

wiegende Bedenken dem jetzigen Verfassungsentwurf
gegenüber haben . Nach einem gestern gefaßten Be¬
schluß müssen wir erklären , daß wir die vorliegende
Verfassung in der Gesamtheit ablehnen , wenn diese
wesentlichen Punkte nicht eine solche Berücksichtigung
finden , daß unsere Bedenken dadurch zerstreut wer¬
den (Bravorufe bei der CDU .) .

Im übrigen glauben wir , daß Zustinimungskund -

gebungen von der rechten Seite des Hauses zu früh er¬

folgen , und ich bin der Auffassung , daß im großen
und ganzen in Bremen doch und trotz dieser Unter¬
schiede in den Auffassungen eine Verfassung erarbeitet
und zur Abstimmung gebracht wird , die selbst , wenn
sie nur dieaMehrheit der sozialistischen Parteien in
diesem Hause findet , die gewaltige Mehrheit der .bre¬

mischen Bevölkerung finden wird .

Herr Hollmann ( FDP .) : . Herr Präsident , meine Da¬

men und Herren ! Als im FebruaKdieses Jahres akut

wurde , daß das Land Bremen eine neue Verfassung
haben müsse, - tauchte die Frage , auf , ob diese Ver¬

fassung . von def Bürgersdiau ausgearbeitet werden
soÜte -oder aber , ob

"
eine Verfassunggebende Versamm¬

lung gewählt werden müsse . Seltsamerweise blieben

die CDU . und die EDP . trotz aller gegenteiligen Be¬

mühungen und Argumente auf dem Standpunkt , daß

solbsl
'
vorslündiich . nachdem diese bestehende Bürger¬

schaft nicht dem Willen der Bevölkerung entspricht ,
was zum Teil in dem uns au Ige/ « u ngenen verfehlten

Wahlsystem gelegen hat , eine Verfassunggebende Ver

Sammlung gewählt werden müsse . Alle Argumente von
der Not der Bevölkerung konnten uns nicht beein¬
flussen und wir blieben fest . Seltsamerweise befand
sich unter den Parteien , die diese Forderung der Wahl
einer Verfassunggebenden Versammlung ablehnten ,
die SPD . und die KPD . Wir glauben mit unserem Ver¬
halten fortschrittlich und demokratisch gewesen zu sein .
Ich darf auch darauf hinweisen , Herr Präsident , meine
Damen und Herren , daß unsere Voraussage sich be¬
wahrheitet hat . Es wurde , seinerzeit gesagt , wir müssen
am -!<». Mai wählen . Wir haben sofort gesagt , so schnell
gehl das bestimmt nicht, . wir werden so oder so nich 'l
vo * Oktober die Wahl steigen lassen können . Und Sie
vverden erleben , daß auch im Oktober diese Wahl nicht
stattfinden kann . Wir haben jedenfalls damit bewiesen ,
daß wir an Voraussicht weiterdenken können wie die
Parteien , die den sozialistischen Materialismus und die
Dialektik gepachtet zu haben glauben '.

In 35 Sitzungen hat der von der . Bürgerschaft ein¬
gesetzte Verfassunggebende Ausschuß sidi bemüht , in
ehrlicher » wie ich zugeben will und null ! . Zusammen
arbeit , die , neue Verfassung zu schaffen . In diesen
Sitzungen ist auch klar geworden , daß eine Zusammen
arbeit , eine ehrlidie Zusammenarbeit durchaus möglich
ist , weil sie notwendig - ist . Und die FDP . erklärt nodi -
mals , daß sie nur in der Zusammenarbeit aller demo -
kratisdien Kräfte die Möglichkeit sieht , unser Volk aus
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der Not herauszuführen . Das ' schließt in sich Entgegen¬
kommen und nidit starres Festhalten an Grundsätzen .
Das schließt auch hinwiederum nicht aus , daß bei
wesentlichen grundsätzlichen Fragen etwa die Be¬
völkerung gefragt wird, _was sie darüber denkt . Meines
Erachtens ist deshalb jedes Wort des Vorwurfs gegerr
Parteien , die sich gegen bestimmte Paragraphen der
Verfassung stellen , die auf Grund einer monatclangen
Tätigkeit des Verfassungsausschusses erarbeitet wor¬
den sind , nicht am Platze . Sie erkennen die Zusammen¬
arbeit aller demokratischen Parteien unzweifelhaft ,
wenn Sie den Ersten Hauptteil der Verfassung sich
vor Augen führen . Hier sind Grundrechte vierankert ,
die sich sonst in keiner andereni Verfassung finden ,
wenigstens nicht in dieser Klarheit . Und meine Par¬
tei ist sehr stolz darauf , daß im Artikel 3 und 5 wesent¬
liche Formulierungen unter ihrer Mitwirkung zustande
gekommen sind . Wir glauben auch damit bewiesen zu
haben , daß wir fortschrittlich denken können . Die Ver¬
fassung eines Landes wird gleichgesetzt dem Grund¬
gesetz . Wir wissen aber auch , daß dieses Grundgesetz
nicht in den Gewalten , die den Staat verkörpern , ihre
Anerkennung findet , wir wissen , daß eine Verfassung
nichts nützt , wenn nicht die tatsächliche Macht für den
Geist der Verfassung eintritt . Das wissen wir sehr ge¬
nau , und darum werden wir versuchen , unsere Kraft
daran zu setzen , um das , was in unserm Grundgesetz
verankert ist , auch durchzuführen in den Verwaltunirs -
und den andern Staatsorganen . Wir glauben damit
ebenfalls dem Fortschritt zu dienen .

Ich darf nun zu den Anwürfen des I lernt Stockiii Hier¬
gegen die bürgerlichen Parteien , insbesondere difeFDP . ,
kommen . Es ist gut , daß heute wieder der Grundsatz
gilt : „Eines Mannes Rede ist keines Mannes Rede , man
muß sie hören alle beede !" (Heiterkeit .) Mein verstorbe¬
ner Parteifreund , der oldenburgische Ministerpräsi¬
dent Tantzen , hat einmal auf den Einwand eines Kom¬
munisten erklärt : „Wir gehen mit 80 Prozent .Ihrer
Forderungen einig und nur über die restlichen 20 Pro¬
zent sind wir uns uneinig "

. Und das gleiche haben auch
Blücher und Dr . Külz erklärt . Dieses Verhältnis gilt
auch für unsere Einstellung zur Verfassung : mit SO.Pro -
zent gehen alle demokratischen Parteien mit ihr einig .
Die Schulfrage ist ein Gegenstand der Differenz , wie
ja auch schon Herr Bürgermeister Dr . Spitta sehr rich¬
tig ausgeführt hat . „Und wenn man mit Engelszungen
redete ; so ' würde man doch keine Einigung erzielen .

"
Denn hier handelt es sich um eine Gewissensfrage , und, ,
da ist u . E . jedes weitere Wort überflüssig . Im Jahre
( 030 hatten wir in Bremen 5000 wahlberechtigte Katho¬
liken . Diese haben in Bremen bis 1933 ihre eigenen
Schulen gehabt, , die dann von den Nationalsozialisten
aufgehoben wurden . Nun berufen sich diese Kreise auf
ihren Wiedergutmachungsanspruch . Nun . objektiv ge¬sehen , kann man wirklich nicht jedes Gesetz , das zwi¬
schen 1933 und 1943 geschaffen worden ist , als schlecht
bezeichnen , und die damals ausgesprochene Trennung
von Schule und Kirche ist sicher fortschrittlich gewesen .Und Herr Kaum hat ja auch im Verfassungsausschußerklärt , daß . wenn dieser Paragraph nicht im Sinne der
CDU . angenommen werde , er persönlich lieber die
volle Trennung von Staat und Kirche . Staat und Schule
befürworten werde . N\in ist es so , daß viele Gründe
dagegen sprechen , in Gewissensfragen eine Minder¬
heit überstimmen zu wollen . Wir haben uns deshalb
in dieser Frage , die ja eine Gewissensfrage ist . der
Stimme enthalten . .

Ich komme nun zu dem zweiten Differenzpunkt , zum
§ 47 im 'Zweiten Hauptteil der Verfassung - Hier war " zu¬
nächst auf Grund des SPD . - Vorschlags eine Einigung
erzielt worden . Dann kam aber ein Vertreter der SPD .,
der heute 'nicht mehr Mitglied der Bürgerschaft ist , mit
einem neuen Vorschlag , der ..übenden ursprünglichen
Verfassungsentwurf der SPD . hinausging . U« d da er¬
klärten die bürgerlichen Parteien : Nein ! Es ist ja nun
wirklich kein Geheimnis , daß die FDP . die gebundene
Wirtschaft grundsätzlich ablehnt . Und wenn gesagt
wird , daß diese Ablehnung ein Zeidien von Reaktion
sei . so kann man das sehr leicht widerlegen . Sie , meine
Damen und Herren von links , behaupten , Mächtzu -
samuienbullungen seien dem Gemeinwohl 'schädlich '.
Wenn Sie aber eine -Sozialisierung durchführen wollen ,
dann werden Sie u . a . erleben , daß die Arbeiterschaft
eines Tages händeringend die alten Zustände , zurück¬
wünschen wird . . (Lebhafte Zustimmung rechts . Lachen .
Unruhe und Zurufe links .) Meine Damen und Herren !
Wir sind sozialistischer als die Sozialdemokraten !
(Lachen links . Zurufe : Das waren die Nazis auch !) Herr¬
sch ramm , das ist kein ' Gegenargument , Wir sind auf
jeden Fall sozialistischer , wir sind sozialer als Sie , Sie
wollen die Macht der Monopole und Kartelle selber in
die Harid des Staates überleiten , der von Ihnen regiert
wird und der dann den einzigen Gewalthaber dar¬
stellen wird . (Herr Sdiramm : Das wollen wir ja gar
nicht !) Diese Maditzusammenballung würde jeden
Staatsbürger zum Bettler machen , wie wir es mit Klar¬
heit bei jeder Behörde 1 sehen . Ich persönlich wünsche
jeden Morgen , aufstehen und hinsehen zu können , wo¬
hin ich will , ich persönlich wünsche mir . daß der Staat
mich so wenig gebraucht und mißbraucht wie ich selber
den Staat gebrauche und mißbrauche , und das gleiche
wünsche ich jedem andern Bürger auch . Was es mit
dem Sozialismus auf sich hat . das haben wir ja in der
Nazizeit erlebt , denn Hitler hat ja letzten Endes nur
die Konsequenzen aus dieser -ganzen Entwicklung ge¬
zogen . (Zustimmung rechts . Lachen und Unruhe hnksV .
Lassen . Sie mich darauf hinweisen , meine Damen und
Herren , daß der Sozialismus , wie Sie ihn vertreten ,
canz von selbst zur Diktatur - des Proletariats führt .
Denn solange Sie die Machtverhältnisse , und zwar die
wirtschaftlichen Machtverhältnisse nicht ändern — und
das können Sie nur durch eine Revolution —. solange
werden Sie auch keinen Sozialismus haben . Das säge
ich Tinten , und ich werde es Ihnen beweisen . Denn in
Potsdam wurde nach dem Zusammenbruch damals von
den Siegermächten die Erklärung abgegeben , Deutsdi -
Iand sei zur SflzialLsierung nicht reif . Und diese Erklä¬
rung hat der sozialistisdie Staat Rußland mitunter¬
zeichnet . Lind daraus hat die Sozialdemokratische Par¬
tei die notwendige Folgerung gezogen und am 15 . Juli
erklärt , der privaten Initiative sei jeder nur mögliche
Spielraum zu geben . LTnd deshalb stehen wir auf dem
Standpunkt , daß es nicht angängig ist , auf dem Wege
durch irgendeine Hintertür einem PseudoSozialismus
rlas Wort zu reden '

(Unruhe und Zurufe links ) . Auf
diesem Wege kann also nichts erreidit werden .

Wohl aber erstreben wir eine Reform der Verwal¬
tung , die Rücksicht nimmt auf die uns verbliebene Sub¬
stanz , wozu audi die Arbeitskraft alter gehört . Spar¬
samste Wirtschaft wünschen wir in jeder Hinsicht
sichergestellt zu sehen : darüber können uns keine noch
so eleganten Redewendungen hinwegtäuschen . Und Sie
müssen sich darüber klar sein : Wenn der Staat midi
so uenig gebrauchte und mifibrandite , wie ich ihn,dann
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wäre ich glücklich . Das ist aber ganz etwas anderes "
als Ihr Sozialismus . Sie brauchen nur auf ein Amt zu -
gehen , um das zu erfahren . .

Es ist gesagt worden : Die alten Zeiten kommen nicht
wieder ! Das ist selbstverständlich , das ist eine Binsen¬
wahrheit . Aber aus - der Vergangenheit 'muß man ler¬
nen , und man muß aus seinen fehlem lernen , ja ,
meine Damen und Herren , hat denn die Sozialdemo¬
kratie keine Fehler gemacht seit ihrem Bestehen und .
vor allem ' nicht seit 1918 , dem Jahr der verpaßten
Revolution , diese Partei , die die Revolution auf ihre
Fahne geschrieben hatte ? (Zuruf links : Die freie Wirt¬
schaft hai das Elend gebracht !) Nein , Sie haben selbst
erklärt , daß es die Kapitalgesellschaften , die Kartelle
iiml Monopole gewesen sind . Nun , die wollen auch wir
eliminieren . So ist das, - Herr Schramm ! Ich will die
Debatte hier nicht noch verschärfen , sonst könnte ich
Ihnen an Hand einer Geschichtstabelle seit 1918 be - -
weisen , welche Fehler seit damals Ihre Partei gemacht
hat , so , als 1924 die Gewerkschaften mit den Monopol¬
gesellschaften — — (Lachen und Unruhe links . Herr
Senator Theil : Das ist nationalsozialistisches Pro¬
pagandamaterial !) Nein , Herr Senator , das ist kein
nationalsozialistisches -Propagandamaterial , das ist
entnommen aus dem sozialdemokratischen Lehrma¬
terial (Gelächter links ) . Die SPD . erklärt ja selbst an
anderer Stelle , daß sie große Fehler gemacht habe in
der Vergangenheit . Aber Sie , meine Damen und
Herren , Sie erklären hier mit einer großen Geste :
Wir machen - keine Fehler ! Das wollte ich nur fest¬
stellen .

Meine Damen und Herren ! Wir wünschen , daß alle
Parteien zusammenarbeiten und alle abschließenden
Urteile zurückstellen , bis die jetzt Stattfindenden Ver¬
handlungen vorüber sind . Wir wünschen — und dar¬
in stimme ich mit Herrn Dr . Lueken durchaus über - ~
ein — die Zusammenarbeit aller aufbauwilligen demo¬
kratischen Kräfte zum Wohle unserer Bevölkerung !
(Beifall rechts .)

Präsident : Meine Damen und Herren ! Unsere Gene¬
ralaussprache ist damit erledigt . Ich möchte vorschla¬

fen , daß wir jetzt nicht in die Einzelaussprudie ein¬
treten , sondern daß die Bürgerschaft sich bis 16 Uhr
vertagt . Die Fraktionen winden in der Zwischenzelt
ausgiebig Muße haben , noch zu Einzelfragen Stellung
zu nehmen . — Ich höre keinen Widerspruch : das ist be¬
schlossen .

• , (2*/4 Stunden Pause .)
Wiedereröffnung der Sitzung 16 Uhr .
Herr Schramm (SPD .) : Ich stelle den Antrag ,

- die Sitzung um eine weitere halbe Stunde zu ver¬
tagen , da für meine Fraktion durch den Vorschlag ,
den Herr Bürgermeister Kaisen gemachi hat , eine
neue Situation entstanden ist .
Präsident : Es folgt kein Widerspruch . Dem Antrag

wird ski I (gegeben . Die Sitzung wird bis 16>30 Uhr ver¬
tagt . . ' '

(30 Minuten Pause )
Wiedereröffnung der Sitzung 16 .30 Uhr .
Präsident : Ich bin von den Fraktionen der CDU .

Und der BDV . gebeten worden , die Sitzung um eine
weitere halbe Stunde zu vertagen . Falls kein Wider¬
spruch erfolgt , vertage ich die Sitzung bis 17 Uhr .
Widerspruch erfolgt nicht . Ich vertage die Sitzung bis
17 Uhr .

(30 Minuten Pause )

•Präsident : Die Sitzung ist wieder eröffnet . Meine
, Damen und Herren ! Ich halte mich für verpflichtet ,

der tiürgerschaft das Schreiben der Militärregierung
vom 22 . März 1947 in Erinnerung zu . bringen . Es hat
folgenden Wortlaut :

(Wortlaut siehe Seite 136)
, Meine Damen und Herren ! Ich darf annehmen , daß

wir die weitere Erledigung der Tagesordnung wie
folgt vornehmen : ich rufe die einzelnen Artikel der
\ eriassungsvorlage -auf und stelle die dazu vorliegen¬
den Anträge zur. Verhandlung . Nachdem dann die
ganze Verfassung auf diese Art durchberaten ist ,
werde ich» die einzelnen Hauptteile mit ihren Abschnit¬
ten nochmals aufrufen , damit , falls noch redaktionelle
oder andere Änderungen sich als notwendig erweisen ,
die Bürgerschaft darüber noch beschließen kann . Erst
dann werde ich die Abstimmung über die gesamte Ver¬
fassung vornehmen lassen . Wir werden also abwarten ,
wie sich die Dinge entwickeln , und können dann im
Laufe der wieiteren Verhandlungen oder am Sellinß
die etwa sich noch ergebenden Fragen klären . Ich rufe
jetzt die einzelnen Artikel auf .

Verfassung der Freien Hansestadt Bremen .
Es liegt zur Uberschrift folgender Antrag der

SPD . vor :
Die Überschrift der Verfassung erhält folgenden

Wortlaut : „Landesverfassung der Freien Hansestadl
Bremen " .
Der Antrag wird angenommen .

Erster Hauptleil . Grundrechte und Cirundpllichten .
Artikel ' 1 .. Artikel 2 . . Artikel 3 ., Artikel 4 . , Artikel

,5f, Artikel 6 ., Artikel 7 ., Artikel 8.
Herr Rex (CDU .) : Herr Präsident, , meine Damen

und Herren ! In Artikel 8 hätten wir gern im letzten
Satz eingefügt das Wort „vorübergehend "

, so. daß der
Satz la'uten würde :

„Durch Gesetz kann ausnahmsweise aus zwingen¬
den Gründen des Gemeinwohls die Wahl eines be
stimmten Berufs vorübergehend eingeschränkt wei¬
den .

"
i

'
■ '

Der Antrag wird angenommen :
Artikel 9 :, Artikel 10 ., Artikel 11

" Artikel 12 ., Artikel
13 .. Artikel 14 ., Artikel 15 ., Artikel 16 ., Artikel 17 . . Ar¬
tikel 18 ., Artikel 19 .r Artikel 20 ..

Zweiter Hauptteil . Ordnung des sozialen Lebens .
I 1. Abschnitt : Die Familie .

Artikel 21 ., Artikel 22 .. Artikel 23 ., Artikel 24 .. Arti¬
kel 25.

2. Abschnitt : Erziehung und Unterricht .
Artikel 26. , Artikel 27 ., Artikel 28.
Frau Senator Popall (KPD .) : Ich möchte bitten , den

Artikel dahingehend abzuändern , daß es heißt :
Das gesamte Schulwesen -ist staatlich .
Herr Bürgermeister Dr . Spitta (BDV.) : Ich möchte

bitten , diesen Antrag nicht anzunehmen . Er würde be¬
deuten , dal ! alle Schulen bis zum Stenographieunter¬
richt und Musikunterricht , also ^alle Schulen , staatlich
l >elrieben >werden sollen . Außerdem ist essso , daß wir
eine erhebliche Zahl von Schulen als Gemeindeschule .n
haben , z . B . in Bremerhaven , und ich würde große Be¬
denken haben , wenn hier 'nun generell gesagt wird :
Das gesamte Schulwesen ist staatlich .
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Herr Senator Paulmann (SPD .) : Ich , schließe mich .
den ' Ausführungen Herrh Bürgermeisters Spitta . an .
Eine derartige Bestimmung scheint mir untragbar .
Es würde z . B - bedeuten , wenn Gewerkschaften eine
gewerkschaftliche Schule wünschen , daß dann eine sol¬
che . Schule staatlich sein müßte . Eine solche Entwick¬
lung wäre nicht zweckmäßig .

rlgrr Hollmann (FDP .) : Ich stimme den Ausführun -
.. gen der Vorredner zu .

Präsident : Dann lasse ich über den Antrag von Frau
Senator Popall „ Das gesamte Sdiulwesen >ist staatlich "
abstimmen . Wer diesem Antrag zustimmen -will , bitte
ich , sich vom Platz zu .erheben . — Das ist ' gegen die
Stimmen der kommunistischen Fraktion ahgelehnt .

Artikel 29.

Präsident : Dazu liegt folgender Antrag der BDV.
vor . Der gesamte Artikel 29 soll folgende Fassung er¬
halten :

Privatschulen bedürfen , der Genehmigung des
Staates . Das Nähere bestimmt das Gesetz unter Be¬
rücksichtigung des Willens der Erziehungsberech¬
tigten .
Herr Bote , wollen Sie eine Begründung geben ?

Herr Bote (BDV.) : Ich wollte keine Begründung
geben . Es istdarüber heute so oft gesprochen worden ,
daß sie sich erübrigt . ,
. Präsidentr Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor .
Wer dem Antrag von -Herrn Bote . zustimmen will , den
bitte ich , sich vom Platz zu erheben .

. Das ist mit den Stimmen der SPD ., KPD . und FDP .
abgelehnt . . .

Herr Senator Paulmann (SPD . ) : Ich wollte zu Artikel
29 in Verbindung mit Artikel 32 sprechen .

Präsident : Es ist nicht erforderlich , zu Artikel 29
zurückzugehen .

Artikel 30 . , Artikel 31 ., Artikel 32 . ,
Dazu liegt folgender Antrag des Herrn Bote vor :
Wir beantragen den Wortlaut des Abs . 1 , Artikel 32

wie folgt : • ■ V *

Die allgemeinbildenden öffentlichen Schulen sind
Gemeinschaftsschulen mit bekenntnismäßig nicht ge¬
bundenem Unterricht in .biblischer Geschichte auf
allgemein christlicher Grundlage .
Herr Senator Paulmann (SPD .) : Herr Präsident ,

meine Damen und Herren ! . Der Artikel 32 der . bre¬
mischen Verfassung greift sehr weitgehend in das
Schulwesen der Zukunft ein . Ich gebe Herrn Holl¬
mann recht , daß es sich hier um eine Gewissensfrage
handelt . Aber ich bin im Gegensatz zu Herrn Holl¬
mann der Meinung , daß uns das nicht hindern darf ,
■eine allgemeine gesetzliche Regelung zu finden . Um
diese zu finden , haben wir uns in einer großen Anzahl
von Sitzungen auf . das eifrigste bemüht . Wir haben
bei all diesen Verhandlungen weitgehend unsere per¬sönliche Meinung zurückgestellt und haben uns be¬
müht , die Dinge auf der Basis der Gerechtigkeit lind
soweit - irgendwie mit den staatlichen Interessen ver¬
tretbar auf den Grundsätzen der Toleranz aufzu¬
bauen .

Die Verhältnisse in Bremen sind grundlegend ver¬
schieden von den - Verhältnissen , wie sie in den an¬
deren Ländern des Deutschen Reiches vorgeherrscht
haben , und noch vorherrschen . Diese besonderen Le¬
bensverhältnisse ergeben sich aus der historischen
Entwicklung unseres Schulwesens . Ich will nidit im
einzelnen darauf eingehen , inwieweit dieses Schul¬
wesen wegen seiner freiheitlichen Linie dem Schul¬
wesen anderer Länder ein Vorbild gewesen ist und
auch . hoffentlich in Zukunft wieder sein wird . Ich will
nur ganz kurz einmal darstellen , wie die Verhältnisse
reih rechtlich und sachlich liegen und weshalb wir zu
Formulierungen gekommen sind , die leider in den
übrigen Fraktionen nicht die Billigung gefunden ha¬
ben , die wir erwartet Laben .

Ich.darf darauf verweisen , daß wir in Bremen Staats¬
schulen seit etwa 120 Jahren haben . Bis zu diesem Zeit¬
punkt waren die Träger des Schulwesens private Un¬
ternehmer odex die einzelnen Kirchspiele unserer
Stadt . Im Laufe der Zeit hat sich diese Trägerschaft
als unzureichend erwiesen und der Staat hat die Not¬
wendigkeit eingesehen , von Sich aus staatliche Schu¬
len zu errichten . Auch derzeit hat die Frage des,Reli¬
gionsunterrichts ki den bremischen Schulen eine Rolle
gespielt und sie ist in einem Sinne entschieden wor¬
den , der schon bei dem Bericht über das bremische
Schulwesen im November von mir herausgestellt
wurde . .

Bürgermeister . Smidt , einer der größten Bürger¬
meister unserer ■Stadt , hat damals den Unterriehl in
den staatlichen Schulen so bezeichnet , daß er sagte :
Es handelt sich um einen allgemeinen Unterricht in
biblischer Geschichte und es wäre höchst tadelnswert ,
die konfessionellen Unterscheidungen zum Gegen¬
stand des Unterrichts zu machen . Diese Basis ist in
dem bremischen staatlichen Schulwesen uneinge ;
schränkt gehalten worden .

Der Grund dafür , daß sich dieser einer der größten
Bürgermeister unserer Stadt so entschieden hat , liegt
darin , daß wir in Bremen im Unterschied zu anderen
Ländern andere kirchliche Verhältnisse haben , Es
gibt in Bremen keine Kirchen in dem Sinne einer
übergeordneten Glaubenseinheit , sondern die bre¬
mischen Kirchen , die bremischen Kirchspiele , waren
die Träger des jeweiligen Glaubensbekenntnisses . Es
bestand innerhalb dieser Kirchspiele die Glaubens¬
freiheit , die von der einzelnen Personalgemeinde in
ihrem Sinne so oder anders festgelegt wurde .

Diese Vielfalt der Bekenntnisse hat Bremen dei\
Ruf einer freiheitlichen Stadt eingetragen . Und Bre¬
men ist . deshalb auch sehr häufig der Zufluchtsort für
solche Pfarrer geworden , die sich in engen , konfessio¬
nell gebundenen Verhältnissen in anderen Teilen
des deutschen Landes nicht halten konnten und ein
Asyl und eine Freistätte in unserer freiheitlichen
Stadt suchten .

Dieser Tendenz hat Bremen seit 120 Jahren , die
Treue bewahrt , und ich bin davon überzeugt , daß
große Teile unseres Bürgertums auch heute noch zu
den Grundsätzen dieser religiösen Freiheit stehen . Sie
brachte es mit sich, daß wir hier in Bremen einen nach
Konfessionen nicht gebundenen biblischen Geschichts¬
unterricht haben .

Es ist unser Wunsch , daß diese Grundlage erhal¬
ten bleiben möge in unserem Schulwesen .

Im Laufe der Zeit hat sich ein gewisser Säkularisie -
rungsprozefi vollzogen . Eine Kirchspielschule nach" der
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anderen , ist eingegangen und von den staatlichen Or¬
ganen übernommen in eine Staatssdiule verwandelt
worden . Sie kennen ' die Namen , die daran erinnern :
Stefani - , Remberti - , Domschule und wie sie alle hei¬
ßen . Gleichzeitig aber hat sich auf dem Gebiete des .
höheren Schulwesens und des Priwtsdijilwesenä der
gleiche Prozeß vollzogen . In immer stärkerem Maße
wurden die privaten Schulträger abgelöst . Die Schu¬
len wurden zu einer staatlichen bzw . städtischen An¬
gelegenheit , so daß wir mit dem Abschluß des Jahres
1935 nur noch vereinzelt Privatschulen halten . Als wir
nach dem Zusammenbruch die Schulverwaltung über¬
nehmen mußten , bestanden keine Privatschulen mehr .
Ich muß aber auf eine Tatsadie besonders hinweisen ,
das ist der Umstand , daß der in den Schulen erteilte
Unterricht in biblischer Geschichte doch auf einer all¬
gemein protestantischen Grundlage beruhte ; u nd da Ii
es deshalb für diejenigen Bevölkerungsteile , die an¬
dersgläubig sind — in erster Linie die katholische
Minderheit — keine Möglichkeit gab , innerhalb der
Staatsschule einen mit ihren Glaubenssätzen überein¬
stimmenden Religionsunterricht zu erhalten . Sie wur¬
den auf den Weg der Privatschülen verwiesen . Diese
katholischen Pcivatschulen haben bis 1938 bestanden »
bis ihnen die nationalsozialistische Regierung , die
finanzielle Unterstützung entzog . Ein Rechtsverhält¬
nis zwischen dem bremischen Staat und der katho¬
lischen Kirche bestand im allgemeinen nicht . Erst im
Jahre 1933 ist eine Fixierung in Form eines Ver¬
trages vorgenommen worden . Das geschah im An¬
schluß an das zwischen dem Nationalsozialismus und
dem Heiligen Stuhl in Rom abgeschlossene Reichs¬
konkordat . Aber schon vorher bekamen diese katho¬
lischen Privatschulen weitgehende staatliche Zu¬
schüsse und zwar ging das soweit , daß fast 93% der
gesamten Schulkosten vom Staat getragen - wurden .
Die Summe , die während der Zeit -von 1924, also nach
der Inflation , bis zum Jahre 1938 an die katholischen
Kirehengemeinden für Zwecke der katholischen Pri¬
vatschülen gezahlt worden ist . betrug über 2 632 000
RM ( Hört ! Hört ! links ) . An diese Subventionen wurde
derzeit eine Bestimmung geknüpft : Nadi Inkraft¬
treten des Reichsschulgesetzenlwurfs sollten die ka¬
tholischen Gemeindeil , gehalten sein , die Schul¬
gebäude auf den Staat zu übefieignen .

Das Reichsschulgesetz ist nicht zustande gekommen .
Sie ersehen daraus , die ungeheuren Schwierigkeiten
der Materie . Uiid es ist nicht etwa die Schuld der So¬
zialdemokratie , daß dieses Gesetz nicht zustande ge¬
kommen ist , sondern die Schuld lag durchaus auch auf
der anderen Seite , denn in den Reichstagen zwisdien
1918 und 1933 hat eine sozialdemokratische Mehrheit
nicht bestanden (Sehr richtig ! links ) . Ks war keine
Möglichkeit , eine Mehrheit für ein Reiclisschulgcsetz ,
das den Grundcharakter der . Schule gesetzlich fest¬
legen sollte , zu finden . Aus diesen Gründen der Er¬
wartung des ■Rcidisschulgcsetzes wurden diese Unter ?
Stützungen eben festgelegt . Und wenn die katho¬
lischen Sclmlgemeindon beschlossen haben , ihre For¬
derung als Wiedergutmachungsanspruch gegenüber
dem nationalsozialistischen Staat anzumelden , so ist
die Grundlage der damaligen Abmachung heute ent¬
fallen .

(Präsident : Herr Senator . Ihre 10 Minuten Rede¬
zeit sind um ! — Herr Rafoth : Ja , es gibt keine
Sonderrechte mehr ! — Heiterkeit ) .

Ich will mich kurz fassen . Es liegt nun so, daß nach;,
1938 bzw . nadi dem 1 . Januar 1947 ehemals preußische

? Gebietsteile in das Land Bremen eingegliedert wor -
. den sind , und in diesen ehemals preußischen Gebieten
. bestanden in bezug auf die Konfessionssdiulen an¬
dere Verhältnisse . . Es ist also Aufgabe der neuen Ver¬
fassung , ein absolut einheitliches Schulredit für das
Land Bremen zu schaffen (Sehr richtig ! links ) . Wir
haben uns bemüht , dieses einheitliche Schulgesetz zu
finden . Wir haben konzediert , daß es für die evan -

- gelisdien Volksteile bei dem bisherigen Rechtszu¬
stand eines konfessionell nicht gebundenen Religions¬unterrichts , der selbstverständlidi auf ' allgemein
christlicher Grundlage erteilt wird , verbleiben soll ,und daß dem katholischen Bevölkerungsteil innerhalb
der staatlidien Sdiule dasselbe Recht gesidiert wer¬
den soll , das dem evangelisdien Bevölkerungsteil zu¬
stand . Das hat die CDU . aber abgelehnt (Hört Hört !
links ) . Sie hat deshalb die Schuld , wenn nunmehr ein
solcher Unterricht nicht erteilt -werden „kann . (Herr
Degener : Darüber reden wir später noch !) . Wir sind
darum gar nidit bange ; aber beklagen Sie sich nach¬
her nicht über den Ausgang der Angelegenheit .

Dann zur • Frage , ob gesdilossene konfessionelle
Schulen wieder eröffnet werden sollen . Audi hierin
Sind wir für den kathölisdien Bevölkerungsteil den
bürgerlichen Parteien weitgehend entgegengekom¬
men , und wir haben konzediert , daß wir bereit seien ,
auf der Basis der Privatsdiule , allerdings ohne staat -
lidie Unterstützung , diese Schulen wieder zu errich¬
ten . Das hat aber zu gleichen Teilen für die katho¬
lischen wie für die evangelischen Yolksteile zu gel¬ten . Wir wollen den Wahrheitsgehalt der Sdiulen
nicht antasten , müssen vielmehr verlangen , daß die

i Schulen in der Ausbreitung der wissensdiaftlidien
Erkenntnisse frei sind . Das ist für uns eine grund¬
sätzliche Frage . -Aus siaatspolitisdien Rücksichten be¬
stehen wir auf die Gemeinschaftsschule . Denn es ist
Aufgabe der Staatssdiule . das Einigende über das
Trennende zu stellen , und in dieser . Notzeit erst
recht . Dieser Grundsatz wird in weitesten Kreisen
der Bevölkerung anerkannt und unterstützt werden .

Wir wissen, , daß die Vertreter der Konfessionssdiu¬
len , in erster Linie die CDU ., mancherlei Bedenken
gegen die Gemeinsdiaftsschule haben . Herr Dcgcncr
hat wieder erneut darauf hingewiesen , daß die Kohr
fcssionssdiule eine erhöhte Sicherheit gegen Gefah¬
ren , die das Leben mit sidi bringt , böte . Das ist eine
Behauptung , die idi nicht unwidersprochen hingehen
lassen kann .

Alle Zerschlagung der katholischen Konfessions -
schülen durch den Nationalsozialismus hat den Kardi¬
nal Innitzer nidit davon abhalten können , mit den
Nazis zusammenzugehen . Ich will nicht untersuchen ,ob der ^Nationalsozialismus in einem katholischen
oder p

'rötestantische 'ii Gebiert groß geworden ist , aber
ich weiß dm die engen Beziehungen , die heute noch
zwischen dem faschistischen Spanien und der katho¬
lischen Kirche bestehen und weiß auch um die Greuel ,
die heute noch dort gesdiehen . Idi habe nidit gehört ,dal * zum Beispiel - die katholische Kirche während der
Nazizeit Katholiken wie Hitler und Goebbels und wie
sie alle . heißen , aus ihrer Gemeinschaft ausgestoßen
hat . (Lebh . Zustimmung ' link vi Man soll uns nicht
damit kommen , daß die Religion und damit auch die
Konfessionssdmle die alleinige Sicherung des Staates
sei . . . -• .

'
.•„ • " '

Kant hat einmal gesagt , daß die Moral vor der Re¬
ligion stehe und sich nicht darauf ergäbe . Dein habe
ich kein Wort hinzuzufügen (Lebhafter Beifall links ) .
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Frau Senator Popall (KPD .) : Herr Präsident , meine
Herren und Damen ! ich möchte hier wirklich keinen
Kulturkampf . eröffnen , möchte aber doch zum Aus¬
druck bringen , dali wir nicht erst heilte , sondern schon
jmmfer für die Trennung der Kirche und Staat einge¬
treten sind , und mithin treten wir auch für die Tren¬
nung von Kirche und Schule ein . Wir sind der Meinung ,
dal ) Kirche und Schule zwei ganz verschiedene Auf¬
gaben haben , und erheben deshalb auch heute wieder
unsere , alte Forderung nach der Gemeinschaftsschule ,
in der alle Kinder,aller Konfessionen gleichzeitig und
zusammen unterrichtet werden . Diese Gemeinschafts¬
schule wünschen wir als weltliche Schule ohne Religi¬
onsunterricht . Es tut mir leid , sagen zu müssen , daß
wir uns in dieser Frage von den Auffassungen des
Herrn Senators Paulmann und seiner Partei untere
scheiden . Herr Senator Paulmann hat von dem Kom -
promifivorschlag gesprochen , den er den Leuten von
der CDU . und von der BDV. -gemacht hat ? ' Wir haben
schon bei den Beratungen im Verfassungsausschuß
ganz deutlich zum Ausdruck gebracht , daß uns diese
Kompromißvorschläge viel zu weit gehen , und ich
mödite folgendes sagen : Die weiteren Verhandlungen
haben ergeben , daß selbst der Vorschlag , erstmalig
in Bremen an der Gemeinschaftsschule katholischen
Religionsunterricht zu erteilen , von der CDU . abge¬lehnt wurde . Wir vermögen eigentlich nicht einzuse¬
hen , weshalb nicht auch die SPD . heute wieder auf ih ro
alte Forderung zurückgeht nach der weltlichen . Selmle .Wir würden es jedenfalls sehr begrüßen , wenn wir in
dies'er Frage konform gehen könnten . Wir sind bereit ,den 3 . Absatz des § 32 anzunehmen , in dem gesagtwird , daß Kirchen , Religions - und Wel/ansdiauungs -
gemeinschaften das Recht haben , außerhalb der Schul¬
zeit in ihrem Bekenntnis oder in ihrer Weltanschau¬
ung diejenigen Kinder zu unterrichten , deren Erzie¬
hungsberechtigte dies wünschen . Wir sind der Mei¬
nung , daß die Erteilung von Religionsunterricht keine.
Aufgabe der Schule , sondern der Kirche ist .

Meine Herren und Damen ! Wir sprechen soviel von
Gemeinsamkeit , von Zusammenarbeit , von Einheit ,von Tinserin Kampf für die Einheit Deutschlands .Wenn man aber einmal die Notwendigkeit dieser Ein¬
heit erkannt hat , dann ist es auch notwendig , ganzfrüh — man kann nicht früh genug damit anfangen —
die Menschen dazu zu erziehen , und nach unserer Mei¬
nung ' soll man schon in ^der Schule damit anfangen .Wir möchten alles vermeiden , daß schon in der Schule
ein Spaltpilz sich entwickelt und daß religiöse Aus¬
einandersetzungen in der Schule unter den Kindern
hervorgerufen werden . Ich möchte noch einmal das
unterstreichen , was Herr Senator Paulmann hier
gesagt hat : Wir müssen alles Einigende pflegen und
alles Trennende vermeiden ! Deshalb sind wir der
Meinung , daß ganz klare Fronten geschaffen werden
müssen , und wir müssen ganz klar die Aufgäbender Schule trennen von den Aufgaben der Kircheund die Kinder verschonen mit Auseinandersetzungen ,die auch heute leider wieder unter den Erwachseneneine große Rolle spielen . Wir schlagen deshalb vor ,dem Artikel 32 folgenden Wortlaut zu geben :

Die allgemeinbildenden öffentlichen Schulen sind
Gemeinschaftsschulen .

Kirchen , Religions - und Weltansdiauungsgemein -
schaftefa haben das Recht , außerhalb der Schulzen inihrem Bekenntnis oder in ihrer Weltanschauung die¬

jenigen Kinder zu unterweisen , deren Erziehungs¬
berechtigte dies wünschen .
Im ersten Absatz wären also die Worte „mit be -

kenntnismäßig nicht gebundenem Unterricht in Bibli¬
scher Geschichte " und der zweite Absatz ganz zu strei¬
chen ; der dritte Absatz soll aber bestehen bleiben . Ich
möchte bitten , diesen Antrag zur Abstimmung zu
stellen . ;

Herr Kaum (CDU .)
'
: Herr Präsident , meine Damen

und Herren ! Nachdem mein Parteifreund Degener be¬
reits im wesentlichen auf alles das eingegangen ist ,
was wir zum zweiten Hauptteil der Verfassung unter
den Abschnitten Erziehung und Unterricht und Arbeit
und Wirtschaft zu bemerken haben , möchte ich doch
noch auf einige Unstimmigkeiten eingehen , die in dem
letzten Vermittlungsvorsclilag enthalten sind , den uns
die SPD . am 29 . 7 . überreicht hat , und wovon Herr Se¬
nator Paulmann eben auch gesprochen hat . Daß das
natürliche Recht der Eltern über die Erziehung ihrer
Kinder entscheidend als Grundlage für die Gestaltung
des Schulwesens von uns befrachtet wird , brachte Herr
Degener Bereits zum Ausdruck . Als Mitglied des Kir¬
chentages der Bremischen Evangelisehen Kirche er¬
kläre ich , daß die Bremische Evangelische Kirche in
dieser Frage den gleichen Standpunkt vertritt wie die
Vereinigte Evangelische Kirche Deutschlands . Die von
der SPD . vorgeschlagene neue Fassung des Artikels 29
bringt nach unserer Auffassung das - natürliche Eltern¬
recht als - ein demokratisches Grundrecht nicht genü - "
gend klar zum Ausdruck . Fassen Sie sich hier bjtte
kurz und klar , wenn Sie es ehrlich damit meinen , und
wir gehen in diesem Punkt überein .

Unklar scheint mir dann allerdings die vorgeschla¬
gene neue Fassung des Artikels 32, der die Grundhal¬
tung des Geistes in der von der bPD . erstrebten '.Ein¬
heitsschule behandelt , sowie die Art des llaligionSun -
lerrichts , den Sie für die katholischen Kinder inii „Re¬
ligionsunterricht nach den Gründsätzen der Katholi¬
schen Kirche " bezeichnen , sofern .die Erziehungsberech¬
tigten der betreffenden Kinder . es wünschen ; für die
Kinder evangelischer Eltern nennen Sie »diesen Reli¬
gionsunterricht „Biblische ■Geschichte auf "allgemein
christlicher - Grundla 'ge"

. Sie schicken jedoch ausdrück¬
lich voraus , daß dieser biblische Geschichtsunterricht
konfessionell nicht gebunden sein -soll , was Sie damit
begründen , daß * in Bremen im Gegensatz zu den an - ,deren Ländern des Deutschen Reiches eine einheitliche
evangelische Kirche nicht vorhanden sei . Herr Senator
Paulmann behauptet , daß die Kirchengemeinden Per :
sonalgemeinden mit eigener Glaubensfreiheit seien
und daß die Evangelische Kirchenkanzlei nur eine
organisatorische Zusammenfassung -der Gemeinden ,
flicht aber eine „Kirche im wirklichen Sinne " darstelle .
Als Vertreter des Kirchentages muß ich Ihnen erklä¬
ren , daß unsere, . Bremische Evangelische Kirche fol¬
gende Bekenntnisgrundl '

age hat :
Die unantastbare Grundlage der Bremischen tVan -

gel ischen Kirche ' ist das Evangelium von Jesus Chri¬
stus , Wie . es in der Heiligen Schrift bezeugt und . in den
Bekenntnissen der Reformation neu ans Licht getreten
ist .

"
(Herr Senator P a u 1 m a n n :

'" Wieviel Gemein¬
den sind dagegen ? )
, Eine einzige Gemeinde ! Ich brauche sie nicht zu nen¬

nen , sie ist Ihnen bekannt , Herr Senator ! (Herr Sena¬
tor Paul mann : Also keine Einheitskff die ) . Und
zwar eine Kirche , der ich im Kirchentag ebenfalls ent -
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gegengetreten bin . Diese Bekenntnisgrundlage ist in
einer Präambel zur Verfassung der Bremischen Evan - "

gelischen Kirche festgelegt und gehört in dieser Form
mit zum bindenden Bestandteil dieser Verfassung . Auf
Grund dieses gemeinsamen Bekenntnisses ist unsere '

Bremische Evangelische Kirche Mitglied der Vereinig¬
ten Evangelischen . Kirche Deutschlands geworden .
(Herr Stockhinger (SPD .) : Damit ist eine jahr¬

hundertealte Tradition gebrochen !)
Die von Ihnen angeführte Glaubensfreiheit ist somit '

in klarer und eindeutiger Weise an Jesus Christus als
Herrn dieser Kirche gebunden .

Im übrigen haben Sie rneines Erachtens sich als poli¬
tische Partei zu weit auf ein Gebiet vorgewagt , dessen
Klarstellung voll und ganz den der Kirche eigenen
Körperschaften überlassen bleiben muß . Die Bremi¬
sche Evangelische Kirche hält sich in vorbildlicher
Weise der Politik der Parteien fern , da sie niemandem
vorschreibt , welcher Partei ihre Mitglieder anzuge¬
hören haben . Ich labe zu wiederholten Malen in den
Ausschußsitzungen zum Ausdruck gebracht , daß so¬
wohl Christentum als auch Kirche völlig überpartei¬
lichen Charakter haben . (Herr Schramm (SPD .) :
Nicht immer .

' Siehe Kirchenzeitung !)
Ich meine daher , daß Sie auf die große Zahl derjeni¬

gen Ihrer Wähler Rücksicht nehmen sollten , die An -
hänger der Kirche und durchaus Christen sind . (Herr
Stockhin ger (SPD . ) : Darum eben Glaubensfrei¬
heit !)

In der Begründung zur neuen Abfassung des Arti¬
kels 32 gehen Sie ferner von dem Grundsatz aus , daß
der wissenschaftliche Wahrheitsgehalt des Unter¬
richts nicht durch kirchliche Dogmen gemindert wer¬
den dürfe . Hierzu muß ich Ihnen nun erklären , wiei >e -
reits im Verfassungsausschuß , daß das biblische Chri¬
stentum keinerlei Entdeckungen wissenschaftlicher
Forschung als im Widerspruch zum Glauben stehend
zu fürchten braucht .

Überall dringen Christen in Gottes Schöpfung und
in ihre Geheimnisse ein . Und immer , wo der mensch¬
liche Geist in diese Geheimnisse eindringt , wird sich
der wirkliche Forscher in Ehrfurcht vor dem Schöpfer
beugen . Die durch Kant und Schleiermacher geschaffe¬
nen Begrenzungen sichern dem Glauben und der For¬
schung ein Nebeneinander in Freiheit und Würde .
Eine Zeit , in der uns -die Atomforschung an die Grenze
der Materie überhaupt gebracht hat , ist nach meiner
Auffassung nicht geeignet für materialistische An¬
griffslust in der Naturkunde . Im Gegenteil , gerade die
jüngsten Entdeckungen in der Wissenschaft sind es .
die ernster Betrachtung der neuen Welträtsel bedür¬
fen .

Jedenfalls steht soviel fest , daß wir in der Erziehung
der heutigen Jugend einen neuen , absolut festen
Grund legen müssen . Es läßt sich nicht leugnen , und
damit komme ich auf einen Zwischenruf von Herrn
Stockhinfer . daß der Kirche die Ehre gebührt , als

» Mutter der Schule in den deutschen Ländern bezeich¬
net zu werden . (Herr Rafoth (KPD . ) : Das Kind ist
inzwischen erwachsen !)

Über tausend Jahre hat sie die Bildung vermittelt .
Erst im Laufe des 18 . Jahrhunderts machte der Staat
ein Recht auf die Schule geltend , ja er . trat teilweise
der Kirche sogar - feindselig gegenüber '

. Die Schule der
Neuzeit ist keine kirchliche ) sondern eine staatliche
Einrichtung . Der Staat ordnet die Schulpflicht an und

hat die Schulaufsicht . Da der übergroße Teil der bre¬
mischen Elternschaft jedoch christlich eingestellt ist ,
sollten wir nach - dem demokratischen Brauch dieser
Einstellung Rechnung , tragen , indem wir auf über¬
parteilicher Ebene das Christentum als Grundele¬
ment der neuen Jugenderziehung in der Schule aner¬
kennen . Ein Herauslassen des christlichen Gutes aus
der _Bildungsarbeit würde ein weitgehender Eingriff
und Mißgriff sein , der schwere politische Folgen nach
sich ziehen könnte . Ich habe bereits in der Schulde¬
batte am 30 . Januar nachdrücklich zum Ausdruck ge¬
bracht , daß die .Kirche in der Vergangenheit Fehler be - *

gangen hat , indem sie vor allen Dingen das soziale
Problem sehr vernachlässigt hat . . Auch zum Militaris¬
mus hat die Kirche früher häufig eine verkehrte Hal¬
tung eingenommen . Allerdings müssen sich alle Glie - •

- der der verschiedenen Kirchen die Präge vorlegen , ob
sie selber durch Passivität die Dinge nicht auch haben
treiben lassen , anstatt im Räume der Kirche gegön
Mißstände zu protestieren . Es hat in der heutigen
evangelischen Kirche ein Neubeginn eingesetzt , und es
sollte nun an der Zeit sein , daß endlich Schule und
Kirche aus der alten Verkrampfung in eine neue ver¬
trauensvolle Zusammenarbeit hineinkommen . Daß
dem Staat die Verantwortung der Untcrrichtsgestal - .
tung überlassen bleiben muß , haben wir vorbehaltlos
atierkannt . Andererseits darf jedoch ohne schwerste
Schädigung auch des Staates die religiöse Erziehung
nicht zurückgesetzt werden . Die Kirche muß als staat¬
lich anerkannter > Bildungsträger mitwirken zum
Wohle der . Allgemeinheit .

Ich möchte daher namens der Fraktion der CDU .
doch nochmals die Mitglieder der SPD .- und KPD .-
Fraktionen bitten , auf Grund meiner Darlegungen
ihre Haltung einer Prüfung zu unterziehen und die
tragenden und erhaltenden Kräfte ; des Christentums
bei der Erziehung unserer bremischen Jugend auf
überparteilicher Grundlage anzuerkennen . (Beifall
bei der CDU .) . — . (Herr Stockhin ger (SPD .) : Wa r -
utn haben Sie dann unserem Kompromiß nicht zuge¬
stimmt ? )

'
,_;

Herr Grabau (FDP .) : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Die Freie Demokratische Partei wollte
von Anfang an . daß die Verfassung festgelegt würde
von einer vom Volke ueugewählten Bürgerschaft . Da
dies nicht anerkannt wurde , hat die FDP, , sich getreu
ihrer demokratischen Grundhaltung den Mchrhcits -
I " -- ' IiHissen gefügt und an der Ausarbeitung der Ver¬
fassung mitgearbeitet und nicht zum letzten dazu bei¬
getragen , Einigkeit aller Parteien zu erzielen in
allen Fragen bis auf zwei , wovon .eine die Schule ist ,
die Schulfrage . Es hat daher nach Ansicht der FDP .
über diese Frage nunmehr das Volk und nicht diese
Versammlung hier zu entscheiden . (Zuruf von der
SPD . : Sehr gut ) . Wenn man uns von der FDP . seitens
der CDU . und der BDV . den Vorwurf machen wird ,
daß man erklärt , daß wir am Dienstag in der Sitzung
der Fraktionen eine andere Haltung eingenommen
haben , so erkläre ich hiermit namens meiner Frak¬
tion , daß heute morgen die ernste Stunde , die wir ge¬
habt haben in den interfraktionellen Besprechungen ,
uns dazu bewogen hat . diese unsere Stellungnahme
endgültig einzunehmen . (Bravo -Rufe seitens der SPD .)
Das Schicksal Bremens , der Wiederaufbau unserer
Freien Hansestadt und das Vorwärtskommen unserer
Heimat liegt uns Freien Demokraten ganz besonder >-
am Herzen . Und das haben wir heute morgen mit
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wenigen , aber ernsten Worten gehört und haben
nicht unsere Ohren dafür verschlossen gehalten . Im
übrigen aber , meine Damen und Herren , erklären
wir , daß die Freie Demokratische Partei gegen jede
Subvention ist . • .

Herr Bote (BDV .) : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Wir haben nicht" die Absicht , hier heute
noch einmal zu dieser Frage zu sprechen , da sie nach
unserer Meinung bereits erschöpfend behandelt wor¬
den ist . Aber wir möchten doch vermeiden , daß dural

» Ausführungen der Art , wie sie Frau Senator Popall
gemacht hat , Zweifel über unsere Einstellung zu den
Schulfragen entstehen . Wir haben gerade so wie da¬
mals bei der Schuldebatte uns für die Gemeinschafts¬
schule in Bremen entschieden und zwar mit bibli¬
schem Geschichtsunterricht auf christlicher Grundlage .
Und darum verstehe ich nicht , warum Herr Senator
Paulmann und die SPD ., die , doch für die Gemein¬
schaftsschule mit biblischem Geschichtsunterricht auf
christlicher Grundlage eintreten , unsem Antrag ab¬
lehnen . Ich habe doch gar nichts weiter beantragt als
den Zusatz : „Auf allgemeiner christlicher Grundlage " ,
weiter nichts . Weiter haben wir erklärt , wenn der
katholische Volksteil über diese Wünsche hinaus seine
alten konfessionellen Schulen wiederhaben wolle , so
würden wir dem nicht entgegenstehen . Wir haben
also unsere Meinung nicht geändert . Dies festzu¬
stellen , halte ich für meine Pflicht . Im übrigen - möchte
ich zur Frage des biblischen Geschichtsunterrichts
sagen , daß wir zu Herrn Senator Paulmann das Ver¬
trauen haben , daß der Unterricht in der rechten Weise
erteilt wird . Aber Herr Senator Paulmann wird nicht
immer der Leiter unseres bremischen Schulwesens
sein , und auf Grund von Erfahrungen haben wir
Areranlassung , zu befürchten , ' daß nicht alle Lehr¬
kräfte biblischen Gesdiiditsunterricht auf diristlieher
Grundlage erteilen werden . Daher unser Zusatzan¬
trag ' . " - - - • v

Der Antrag Bote wird abgelehnt .
Der Antrag Popall wird abgelehnt .

Artikel 33. , Artikel 34, Artikel 35 . , Artikel 36. . ,
3* Abschnitt : Arbeit und Wirtsdiaft . .

Artikel 37 ., Artikel 38 ., Artikel 39„ Artikel 40 ., Ar¬
tikel 41 .

Hierzu liegen zwei Anträge vor . Antrag der SPD . :
In Zeile 3 ist zu streidien : „ im Lande Bremeif " ,

dafür ist zu setzen : „ in der Freien Hansestadt Bre -
nien " .
Antrag der KPD . :

Die Aufrediterhahung oder Bildung alfer die Frei¬
heit des Wettbewerbs beschränkenden privaten Zu¬
sammenschlüsse in der Art von Monopolen , Konzcr -
nen , Trusten . Kartellen und Syndikaten ist in der
Freien Hansestadt Bremen untersagt . .Unternehmen ,
die soldien .Zusammenschlüssen . angehören , haben
mit Inkrafttreten dieser Verfassung daraus auszu¬
scheiden .

Durch Gesetz können nach gutachtlicher Äußerung
der Wirtschaftska 'mpier Ausnahmen zugelassen
wenden .

Herr Rafoth (KPD .) : Herr Präsident , meine Damen
und llei ren ' Unsere Fraktion stimmt dem Antrage der
SPD . zu , statt „ Land, Bremen " zu sagen „Freie Hanse¬

stadt Bremen "
, da ' wir uns ja entschlossen haben , uns

als Freie Hansestadt Bremen zu bezeichnen . Es handelt
sich praktisch ja nur um eine redaktionelle Änderung .
Nicht so liegen die Dinge aber bei der Angelegenheit ,
die der Gegenstand unseres Antrages ist . Da wünschen
wir , daß in die ursprüngliche Fassung .dieses Artikels ,
durdi die die Besdiränkung des Wettbewerbes ver¬
boten wird , rhineingebracht wird die. Begriffsbestim¬
mung der Monopole , Kartelle , Syndikate und Truste .
Wie wir in der GcneraLuisspradie sdion zum Ausdruck
gebracht haben , wünschet ) wir , daß diese Monopol -
unternehmungeil besonders genannt werden , obgleich
wir nicht \ erkennen , das eifte derartige Aufzählung
einer bestimmten Gruppe von Unternehmungen even¬
tuell dazu führen kann , daß eine solche Vorsdirift um¬
gangen wird . Um dieser Gefahr zu begegnen , sprechen
wir in unserm Antrage ausdrücklich von def Art die¬
ser Unternehmungen und führen sie erst dann einzeln
auf , damit auch Unternehmungen , die sich etwa in Zu¬
kunft zusammensdiließen werden , erfaßt werden kön¬
nen , soweit sie eben das Ziel haben , den Wettbewerb

.einzuschränken und übermäßige Gewinne daraus zu
erzielen . Wir glauben , daß die durdi unsern Antrag
vorgeschlagene klare Formulierung dieses Artikels sich
als geeignet erweisen wird , derartige Versuche end¬
gültig auszuschalten .

Herr Stockhinger (SPD . ) : Herr - Präsident , meine Da¬
men und Herren ! Es ist wohl nicht nötig , den Antrag -
der SPD . noch besonders zu begrüAden ; es handelt sich
um e"ine rein redaktionelle Änderung , der wohl alle
Fraktionen zustimmen werden . Was den - Antrag der
KPD . betrifft , so '-hat seine Begründung durch Herrn
Rafoth uns 'zwar nicht davon überzeugt , daß ejne solche
Katalogisierung der zu treffenden Unternehmungen
eine Verbesserung der .ursprünglichen Bestimmung ' be¬
deutet,,wir sehen aber auch keine Gefahr darin und
werden deshalb dem Antrage zustimmen .

Herr Bürgermeister Dr . Spitta (BDV .) : Herr Präsi¬
dent , meine Damen und Herren ! Wenn ich recht unter¬
richtest bin , tritt die KPD . für eine sdiärfere Begriffs¬
bestimmung der in Frage kommenden Unternehmun¬
gen ein . Ich möchte aber nicht verfehlen , darauf hinzu¬
weisen , daß der zweite Absatz des" Artikels 41 be¬
stimmt : „Durch Gesetz können nach gutachtlicher
Äußerung der Wirtschaflsk ^ rnmer Ausnahmen zu-

.gelassen .werden .
Herr Holtmann (FDP .) : Herr Präsident , meine Da¬

men und Herren ! Bei den Beratungen im Verfassungs -
ausschuß war man sich darüber einig geworden , daß
die in der Verfassung genannten privaten Zusammen
schlösse die von Herrn Rafoth herangezogenen wirt¬
schaftlichen Maditgebilde umfassen sollten . Wir
drücken deshalb unser Erstaunen ans , daß jetzt ein
solcher Zusatzantrag kommt . Wir sind ganz gewiß ge -
gpn das . Bestehen solcher wirtschaftlichen Machtge¬
bilde , weisen aber darauf hin , daß Preisabrriadiungen
nicht in jedem Fall den herangezogenen Kartellen
gleichgesetzt werden können . Seinerzeit war . im Yer -
fassungsaussdiufi absolute Einigkeit darüber , und es
wurde auch protokollarisch festgelegt , daß diese wirt¬
schaftlichen Maehtgebilde eliminiert werden miilüei :
und .zwar unter allen Umständen . Wenn aber KPD .
und SPEj. jetzt Wert darauf legen,, daß diese wirt¬
schaftlichen Maditgebilde - nun auch noch katalogisier t
werden sollen , und da ja ( In ich Gesetz nach gutachl -
lidicr Äußerung der Wirtschaftskammer Ausnahmen
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' 4 ' -
zugelassen werden können , so würden . wir diesem
Antrag zustimmen können . Ich weise aber darauf hin .
daß zu diesen Ausnahmen unter allen Umständen die
sogenannten Betriebsgemeinschafteh - gehören . Den
kleinen und mittleren Gewerbe - und Handelsbetrie¬
ben , die,doch in der Verfassung ausdrücklich als för -
derttngswürdig genannt werden , muß die Möglichkeit
gegeben werden , durch diese schwere Zeit hindurch¬
zukommen . (Herr Stockhinger : Sehr richtig !)
' Der Antrag der SPD . wird , angenommen .

Der Antrag der KPD . wird angenommen .

Artikel 42 . . , - :
.

* '
^

Präsident : Dazu liegt folgender Antrag der KPD :
vor : i

Durch Gesetz sind in Gemeineigentum zu über¬
führen :

a ) bleibt so

b ) bleibt So :
\ m

c) Unternehmen , deren Inhaber Kriegsverbrecher
oder Naziaktivisten sind .

Herr Rafoth (KPD .) : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Audi über diesen Antrag ist von uns
bereits in der Generaldebatte gesprochen worden .
Wir sind der Auffassung , dafi dieser besondere Per¬
sonenkreis , der ja vals Kriegsverbrecher - und Nazi¬
aktivisten bereits eindeutig festgelegt worden ist ,
auch in der Verfassung auf jeden Fall genannt wer¬
den muß und durch sie getroffen und enteignet wer¬
den sollte , da es in fast allen Fällen feststeht , da \\ die
von ihnen erzielten Gewinne , die vor allem in der
Rüstungsindustrie erzielt worden sind , aus Stener -
mitteln des Volkes stammen .
"* Herr Stockhinger (SPD .) : Herr Präsident , meine Da¬
men und Herren ! Wir können uns der Auffassung der
KPD . nicht anschließen . Es kann nicht Aufgabe einer
Verfassung ein , für alle 1 Ewigkeit von Kriegsverbre¬
chern und Naziaktivisten zu reden , sondern das ist
Aufgabe des Gesetzes , insbesondere des Gesetzes zur
Befreiung von Militarismus und Nazismus .

Herr Hollmann (FDP .) : Herr Präsident , meine Dä -
men und Herrjen ! Wir waren uns im Verfassnngsaus -
schuß doch schon einig geworden , daß der Artikel 154
der Verfassung in diesem Fall doch völlig ausreicht ,
der wie folgt lautet : „Zur Befreiung des deutschen
Volkes vom Nationalsozialismus und Militarismus und
zur Beseitigung ihrer Folgen können während einer
Übergangszeit durch Gesetz Rechtsvorschriften . er¬
lassen werden , die von den Bestimmungen der Ver¬
fassung abweichen "

.
" Wir halten diese Ubergangs - und

Schlufibestimmungen für durchaus ausreichend . Man
sollte den Begriff der . Kriegsverbrecher und Nazi¬
aktivisten doch nicht durch die Verfassung verewig
gen . Wir werden deshalb dem Antrag der - KPD . un¬
sere Zustimmung versagen .

Herr Rafoth (KPD .) : Da es sich nach unserer Auf¬

fassung um wesentliche Fragen handelt , möchte ich
den Antrag zu Artikel 42 zurückziehen , ebenfalls zu
Artikel 44 .

Artikel 43 , Artikel 44 .

Präsident : Der Antrag der KPD . ist damit zurück¬

gezogen und gegenstandslos geworden .

. Artikel 45 , Artikel 46 , Artikel 47 .

Präsident : Dazu liegt folgender Antrag Bote vor .

Wir beantragen den Wortlaut des Abs . 2 , Artikel 4"

wie folgt :
Die Betriebsvertr .e.tungen sind , dazu berufen, , im

Rahmen der Gesetze und Betriebsvereinbarungen
in allen wirtschaftlichen , sozialen und personellen

. Fragen des Betriebes mitzubestimmen , in sozialen
Fragen gleichberechtigt mit dem Unternehmer .

Weiter liegt ein Antrag der SPD . vor :
Artikel 47 . Absatz 3 soll lauten : . .das Nähere , re -

. gelt das Gesetz über Betriebsvertretungen . In die¬
sem sind die öffentlich - rechtlichen Befugnisse der
zuständigen Stellen des Landes und der Gemein¬
den , sowie die parlamentärische Verantwortlichkeil
bei den Behörden und bei den Betrieben , die in öf¬
fentlicher Hand sind , zu wahren .

Herr Bote , wollen Sie Ihren Antrag begründen ?

Herr Bote (BDV .) : Das ist nicht nötig .
' Präsident : Will jemand zu dem Antrag der SPD .

sprechen ?

Herr Stoekhinger (SPD . ) : Wir wollen nur formu¬
lieren , welches Gesetz gemeint ist , und zwar soll es
das Gesetz sein , das geschaffen werden soll über die
Betriebsvertretungen . Weiter besagt die Änderung
nichts .

Herr Hollmann (FDP .) : Di ' - FDP . stimmt der von
der BDV . beantragten Änderung zu . Wir sind nicht
der Auffassung , daß der Artikel 47 der Vorlage un¬
sere Zustimmung finden kann , geben vielmehr der

• von Herrn Bote vorgeschlagenen Fassung den Vor¬
zug aus den von mir Vorhin bereits dargelegten
Gründen .
'

Herr . Meyer II (SPD .) : Herr Präsident , meine Da¬
men und Herren ! Mit den Ausführungen , die Herr
Hollmann eben gemacht lyit , sind wir wohl zu jenen
berühmten 2 Prozent gekommen , oder 1% Prozent ,
über die wir uns nicht einig sind . Für uns ist eigent¬
lich unerklärlich -, daß wir uns gerade über dieses hal¬
be Prozent nicht einig sind . Denn das sind im Grunde
Formulierungen , die wir schon 1919 in der Boichs -

Verfassung getroffen haben und das sind wesentliche

Fragen der Neugestaltung unserer Wirtschaft , wie
wir sie in Zukunft vorzunehmen gedenken . Die Frage
des wirtschaftlichen Mitbestimmungsrechtes ist die
tragende Frage der politischen Eidwicklung unserer
demokratischen Verhältnisse der Zukunft . Ohne wirt¬
schaftliches Mitbestimmungsrecht der Arbeiter und
Angestellten wird es keine Sicherung der politischen
Demokratie geben . Das hat uns die Vergangenheil
deutlich bewiesen . Wir erachten es allerdings für eine
wesentliche Voraussetzung , dafi in der Verfassung das
Wort . .gleichberechtigt

" niedergelegt wird in seinem
Absatz 2 , ohne die einschränkende Formulierung , die
Herr Bote beantragt hat . Wir selbst sagen in dem
neugebildeten Absatz 5 , das Weitere regell das Ge¬
setz über die Betriebsvertretungen . Wir geben damit
zu erk &nnen , daß in diesem . Gesetz über die Betriebs¬
vertretungen die Mitbestimmung im einzelnen gere¬
gelt wird und wir fordern nicht etwa , dafi berechtigte
Wünsche aligelehnt werden , wie das hei den Erörte¬
rn ngon etwa im Hinblick auf die kleinen und Mittel¬
betriebe schon gesagt worden ist . Wir selbst wissen ,
daß die Dinge bei den kleinen und Mittelbetrieben
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anders liegen und sind der Meinung , daß dafür auch
entsprechende Bestimmungen im Gesetz getroffen
werden können .

"
Deswegen verlangen wir , daß das

Wort „gleichberechtigt
" in diesem engen Zusammen¬

hang in dem Gesetz über , die Betriebsvertretungen
aufgenommen wird , damit nicht etwa ein findiger
Jurist herausbekommen könnte , daß das Wort „gleich¬
berechtigt " in der Verfassung fehlt und die Bestim¬
mungen des Alisführungsgesetzes es nicht hinzufügen
könne . Deshalb bitten wir , unserem Antrag zuzu¬
stimmen .

Herr Rafoth (KPD .) : Da aus der Fassung des
jetzigen Entwurfes , „das Streikrecht der wirtschaft¬
lichen Vereinigung wird anerkannt " nicht genügend
klar zu 'erkennen ist , um welches Streikrecht es sich
handelt , bitten wir zu formulieren :

. .Das Streikrecht der Arbeitnehmer wird anerkannt "
und dem 4 . Absatz anzufügen : .

.
'
.Die Aussperrung ist rechtswidrig " .

Herr Hollmann (FDP .) : Der Antrag der KPD . über¬
rascht uns sehr . Streikrecht ist Streikrecht . Nun
wünscht man mit einem - Male , daß die Aussperrung
gesetzwidrig sein soll , trotzdem sie ja nichts anderes
bedeutet als Streik der Unternehmer . Wir können
uns nicht hinstellen und die Unternehmer als . Staats¬
bürger zweiter Klasse behandeln . Das dürfen Sie
nicht von uns verlangen, , ohne daß wirains den . Vor¬
wurf zuziehen , zweierlei Recht - heranzuziehen . Daher
lehnen wir den Antrag ab .

Der Antrag Bote wird abgelehnt .
Der Antrag der SPD . wird angenommen .

"
Artikel 48 , Artikel 49 . Artikel 50 . Artikel 5t .
Präsident : Die KPD . beantragt , bei Artikel 51 im

3 . Absatz hinzufügen :
Das Streikrecht der Arbeitnehmer wird aner¬

kannt , die . Aussperrung ist rechtswidrig .

Herr Stockhinger (SPD .) : Wir müssen den Antrag
Rafoth in zwei Abteilungen behandeln . Einmal will
er geändert haben den unklaren Begriff der wirt¬
schaftlichen Vereinigung . Wir sind dabei bereit , der
KPD . entgegenzukommen , wollen über den Begriff
klarer formulieren und bitten daher zu setzen : „Das
Recht der gewerkschaftlichen Streiks wird gewähr¬
leistet " .

Darüber hinaus lehnen wir den anderen Antrag Ra¬
foth ab . - Wir folgen da der Schlußfolgerung Herrn
Hollmanns . Wir können nicht verstehen , daß ein Teil
der Bevölkerung ein Sonderrecht erhält , das der 'an¬
dere nicht erhalten soll . Man kann verfassungsmäßig
nicht niederlegen , daß dem UnteVnehsäer das Aus¬
sperrungsrecht verboten wird .

Herr Bote (BDV ) : Ich verzichte nach den vorher¬
gehenden Ausführungen . . *■

Herr Rafoth (KPD .) : Wir sind einverstanden mit
der Änderung , die die SPD . vorschlägt , daß das
Streikrecht der Gewerkschaften anerkannt wird , und
bitten den 4 . Alisa ! /, in unserem Antrag zu streichen .

Herr Holtmann (FDP .) : Herr Präsident , meine Da rnien und Herren ) Wir bedauern außerordentlich leb¬
haft , uns diesen Argumenten nicht anschließen ziu
können . Gemeint ist mit diesem Antrag , daß die wirt¬
schaftlichen Unternehmungen der Arbeitnehmer das

Streikrecht haben (Herr Stockhinger : Sehr rich¬
tig ) . Dann formulieren Sie das doch klar ! . (Herr
Stockhinge - r : Die Gewerkschaften !) Aber genau
so wie die ' Gewerkschaften das Streikrecht haben ,
müssen auch die Arbeitgeber das <Streikrecht haben .
Daran ist nicht zu rütteln .

Herr Heldmann (BDVO, : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Uber diese Frage haben wir lins
in der Verfassungsdeputation eingehend ausgespro¬
chen , so daß ich midi wirklich wundern muß , daß sie
jetzt hier wieder aufgerollt wird . Streikrecht ist nach
den heute geltenden Maßstäben das Kampfmittel der

wirtschaftlich Schwachen . Wenn aber die wirtschaft¬
liche Entwicklung so weitergeht "wie jetzt , dann wer¬
den bald die ' Unternehmer die wirtschaftlich Schwa¬
chen sein , und dann muß auch ihnen das Streikrecht
zugesprochen werden . Ich bin der Meinung , daß wir
bei der Schaffung des Verfassungsentwurfs das Wort
„wirtschaftliche Vereinigung 1' mit voller Absicht ge - '
wählt haben , um die Möglichkeit offenzuhalten , daß
auch eine Organisation der Unternehmer in den Streik
treten kann . Der Begriff „ wirtschaftliche Vereini¬
gung " umfaßt auch die Gewerkschaften . Diese Formu¬
lierung sollte doch vollauf genügen . Ich sehe nicht
ein , warum man den andern Gruppen , die nicht Ge¬
werkschaften , aber auch wirtschaftliche Vereinigungen
sind , das Recht nehmen will , auch in den Streik zu
treten .

Herr Degener (CDU . ) : Herr Präsident/meine Da¬
men und Herren ! Herr Heldmann hat recht . Wir ha¬
llen uns über die Fragen des Streikrechts im Verfas¬
sungsausschuß eingehend unterhalten . Ursprünglich
war schon im Verfassungsausschuß die Forderung ge¬
stellt worden , wie sie heute von der KPD . vorgetragen

. worden ist . Da dann aber im Verfassungsausschuß der
Standpunkt geltend gemacht worden ist , daß die Ver¬
einigung der Unternehmer den Gewerkschaften
gleichgestellt werden müßten , hat man die Formu¬
lierung „wirtschaftliche Vereinigung "

gewählt . Ich bin
der Meinung , daß diese Formulierung , auf die sich der
Verfassungsausschuß nach eingehender Beratung ge¬
einigt - hat , berechtigt ist . und daß wir daran nichts
mehr ändern sollten , zumal auf Grund der Verfü¬
gung , die uns vorhin vom Herrn Präsidenten bekannt -
gemacht worden ist ,

^wesentliche Änderungen an der
Verfassung ja nicht mehr vorgenommen werden dür¬
ren . Das ist notwendig , wegen der Tatsache , daß der
AussclinIi , der den Verfassungsentwurf ausgearbeitet
hat . in einer andern Zusammensetzung seine Be¬
schlüsse gefaßt hat . als sie hier in der Bürgerschaft
vorhanden ist .

Herr Rafoth (KPD .)1: Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Diese Diskussion ' ist das beste Beispiel
einmal Für die Unduldsamkeit der bürgerlichen Par¬
teien , dann aber auch dafür , wie mangelhaft sie diese
Materie beherrschen . .Ich möchte sie dahin belehren ,
daß das Streikrecht der Gewerkschaften , also der Ar¬
beitnehmer , etwas durchaus anderes , ist als das so¬
genannte Streikrecht der Unternehmer . Wenn die
Unternehmer das Slreikrecht in Anspruch nehmen ,
dann beanspruchen sie damit ' das Recht der Aussper¬
rung der Arbeiter , was bedeutet , daß sie das Recht
beanspruchen , die Arbeiter daran zu hindern , für die
Bedürfnisse der schaffenden Bevölkerung zu arbeiten
und zu wirken . Deshalb treten wir für . das Streikrecht
der Gewerkschaften ein . lehnen aber das Recht der
Arbeitgeber , die Arbeiterschaft auszusperren , ganz
entschieden und grundsätzlich ab .
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Herr Senator van Heukelum (SPD .) : Herr Präsi¬
dent , meine Damen und Herren ! Es gibt eine geschrie -.
bene und eine ungeschriebene Verfassung . Man muß
die Dinge absolut historisch - sehen . In der Geschichte
der Verfassungen haben die Unternehmer für sich das
Recht der Aussperrung immer in Anspruch genom¬
men, , und strittig war immer nur das Streikrecht der
Arbeiterschaft , und das soll jetzt in der Verfassung
verankert werden . Uber das Aussperrungsrecht der
Unternehmer brauchen wir uns gar nicht zu unter¬
halten , das haben sie immer gehabt . Aber je mehr wir
einer gewerkschaftlichen Gestaltung . der Gesellschaft
entgegengehen , um so mehr , müssen auf beiden Seiten
die Verantwortlichkeiten wachsen (Zustimmung ) . Da¬
rum müssen diese Fragen immer wieder mit aller
Gründlichkeit behandelt werden . Und wenn auf bei¬
den Seiten dieses Grundrecht mit der gebotenen Ver¬
antwortlichkeit gehandhabt wird , dann wird das Wohl '
des bremischen Staates am besten gewahrt (Beifall ) .

Herr Dr . Neumann (FDP .) : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Ich begrüße die Worte von Herrn .
Oberbürgermeister van , Heukelum . In der Tat ge¬
währleisten die Grundsätze aller demokratischen Ver - ,
fassungen das Koalitionsrecht sowohl der Unternehmer
wie der Arbeitnehmer , und es wird in diesen Ver¬
fassungen auch das Streikrecht der wirtschaftlichen
Vereinigungen nicht verneint . Sollte die Formulie¬
rung abgelehnt werden , so bekäme der Artikel x51
einen ganz anderen Sinn . Daß das Sireikrecht der
wirtschaftlichen Vereinigungen , also der Gewerkschaf¬
ten und der Arbeitgeber , mit aller Verantwortung
gehandhabt werden muß , ist eine Selbstverständlich¬
keit und hoffentlich immer nur als eine ultima ratio .
Ich bitte an diesem Wortlaut nichts zu ändern .

Herr Hollmann (FDP .) : Herr Präsident , meine Dar
men und Herren ! Gestatten Sie mir , noch einmal kurz
auf diesen Gegensand einzugehen . Die Verfassung ga¬
rantiert das Privateigentum an den Produktionsmit¬
teln . Wenn nun die Tendenz , die soeben Herr Räfoth
geäußert hat , ihren Niederschlag fände in der Ver - '
fassung bei der Frage der Aussperrung , so würde sich
diese Garantie grundsätzlich ändern . Ich habe vorhin
schon einmal betont , daß eine solche Änderung nur
auf dem Wege der Revolution möglich sein würde .
Deshalb bitten wir , es bei dem Wortlaut des , wie ich
betonen möchte , einstimmig im Verfassungsausschuß
angenommenen Artikels sein Bewenden halsen zu
lassen . - y.

Der Antrag Stockhinger wird angenommen . (Unruhe
und Zurufe rechts ) .

Herr Hollmann (FDP .) : Ich,stelle den Antrag ,
daß die Verfassungsdeputation noch einmal zu¬
sammentritt .

' Herr Degener (CDU .) : Ich glaube , es ist übersehen
worden , über den Artikel 47 im ganzen abzustimmen .

Präsident : Herr Degener ! Wenn keine Änderungen
beantragt werden , dann gelten die einzelnen Artikel
ohne weiteres als angenommen , dann bleibt es - bei
der Fassung der Vorlage . Das trifft auf die Absätze
1 und 2 des Artikels 47 zu . Nur der Absatz 3 hat eine
Änderung erfahren , und darüber ist abgestimmt
worden .

Heri ; Degener (CDU .) : Wenn Absatz 3 geändert
wird , dann bedeutet das doch nicht , daß der ganze

Artikel 47 angenommen ist . Das muß nachdrücklich
festgestellt werden . .

" *
Präsident : Eigentlich 1 müßte ' es umgekehrt sein .

Wenn Herr Degener einen einzelnen Absatz ablehnt ,
dann braucht er doch nicht den ganzen Artikel abzu¬
lehnen . Denn wenn er aus der Änderung eines Ab¬
satzes den Schluß zieht , den gesamten Artikel ab¬
lehnen zu müssen , dann erkennt er doch an , was in
dem vorhin angenommenen Artikel zum Ausdruck
kommt .

Herl Degener (CDU .) : Ganz so ist es denn doch nicht .
Wenn hier von verschiedenen Seiten Abänderungs -
anträge eingehen mit der Begründung , daß die Frak - ,
tiöneri dem Absatz 2 des Artikels 47 nicht zustimmen ,
könnten , und wenn dann die gleichen Fraktionen einer
Abänderung zustimmen , die sie bei einem andern Ab¬
satz fiir richtig halten , dann muß klar festgestellt wer¬
den , mit welcher ^Mehrheit der übrige Teil des Artikels

"angenommen wird . ; -

Präsident : Die Verfassung muß noch von der Militär¬
regierung genehmigt werden , und deshalb müssen wir
absolute Klarheit über die Abstimmung haben . Ich lasse
also jetzt über Artikel 47 abschnittsweise abstimmen .

* Artikel 47 , Absatz 1 , wird einstimmig angenommen .
Artikel 47 , Absatz 2 , wird mit den Stimmen der SPD .

mid der KPD . angenommen .
1 Präsident : Artikel 47 , Absatz . 3 , ist in der abgeänder¬
ten Form bereits angenommen . Damit ist also der ge¬
samte Artikel 47 angenommen mit den Stimmen der
SPD . und der KPD .

• Artikel 48 . Artikel 51 . - . 1

Herr Dr . Neumann (FDP . ) : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Nachdem wir auf Artikel 47 zu¬
rückgekommen sind , möchte ich fragen , ob die SPD .
noch darauf besteht , das Streikrecht der Gewerkschaf¬
ten zu sichern . Wenn das der Fall ist , so hat sich eine
grundsätzliche Änderung der betreffenden Verfassungs¬
bestimmung ergeben . Wir stehen auf dem Standpunkt ,
daß das Koalitionsrecht der Arbeitgeber genau so ge¬
wahrt werden muß wie das der Arbeitnehmer .

Präsident : Uber Artikel 51 ist bereits abgestimmt
worden . Es kann nachher noch einmal über den Ar¬
tikel 51 gesprochen werden ; jetzt will ich nicht darauf
zurückgreifen . - .

Artikel 52. Artikel 53 .

Artikel 54 . Artikel 55 . Artikel .56 . Artikel 57. Ar¬
tikel 58. - ■ ,

4. Abschnitt : Kirchen und Religionsgesellsdiaften .
Artikel 59 . Artikel 60 . Artikel 61 . Artikel 62 . Ar¬

tikel 63.

Frau Senator Popall (KPD .) : Ich bitte , in diesem Ar¬
tikel das Wort „Schulen " zu streichen , damit die Frage
der Bekenntnisschule aus der Verfassung heraus¬
genommen und hierüber besonders abgestimmt wird .

Herr Bote (BDV ) : Ich möchte bitten , daß die Bürger ¬
schaft das Wort „Schule " stehen laßt . Es ist kein Grund
vorhanden , das zu streichen .

Der Antrag Popall wird abgelehnt .
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Dritter Hauptteil :

Aufbau and Aufgaben des Staates .

1 . Abschnitt : Allgemeines .

fl Artikel 64 . Artikel 65 . Artikel 66 . Artikel 67.

Präsident : Da liegt ein Antrag der KPD . vor .
den Artikel 67 ganz zu streichen .
Der Antrag der Kl ' l ) . wird abgelehnt .

• Artikel 68.
2 . Abschnitt :

Volksentscheid , Landtag und Landesregierung .

I. Der Volksentscheid .

Artikel 69 . Artikel 70. Artikel 71 . Artikel 72 . Ar¬
tikel 73 . Artikel 74.

II . Der Landtag (Bürgerschaft ) .

Artikel 75 . Artikel 76. Artikel 77 ., Artikel 78 . Ar¬
tikel 79. Artikel 80 . Artikel 81 . Artikel 82, Artikel 83.
Artikel 84. Artikel 85. Artikel 86 . Artikel 87 . Artikel 88.
Artikel 89. Artikel 90. Artikel 91 . Artikel 92 . Artikel 93.

Präsident : Da liegt ein Antrag der SPD . vor :
In der vierten Zeile ist hinter dem Wort „ werden "

ein Punkt zu setzen . Die Worte „es sei denn , daß
es sich um Wiedergabe von Ehrverletzungen han¬
delt " sind zu streichen

Herr Lücke (SPD .) : Die jetzt vorliegende Fassung
des Artikels '93 stützt sich auf das Reichspressegesetz
von 1874, das im Augenblick in der deutschen Presse
zum Teij noch Gültigkeit hat . Diesei Gesetz ist 1933
.null \ oii den Nationalsozialisten übernommen worden, ,
nur die Paragraphen 7 bis 8 sind damals in dem neuen
Schriftleitergesetz neu - formuliert worden . Inzwischen
haben sich die Verhältnisse auf dem Gebiet der deut¬
schen Presse , wie Sie wissen , . grundlegend geändert .
Die Militärregierung hat erst nach '

geraumer Zeit den
Deutschen die Möglichkeit gegeben , wieder eigene
Presseorgane zu schaffen,und sie hat dabei sowohl nach
der personellen wie sachlichen Seite hin die schärfsten
Bedingungen gestellt , die überhaupt einer Berufs¬
gruppe in Deutschland gestellt worden sind . Die
deutsche Presse beruht und soll beruhen auf der Tat¬
sachen - und wahren Berichterstattung . Der Grundsatz ,der in der englischen Presse und in der Presse der Ver¬
einigten Staaten gilt , daß die Berichterstattung wahr -
heitsgebunden und nur der Kommentar frei ist . der
soll in Zukunft auch für die deutsche Presse gelten .
I ; ud wenn das so ist , dann kann man die Bericht¬
erstattung über Vorgänge , die hier in der Bürgerschaft
vor sielt gehen , nicht nach irgendeiner Richtung hin ein¬
schränken . Die Berichterstattung muß und soll wahr
bleiben oder ich will lieber sagen : sie soll wahrhaftigbleiben , solange das Streben nach Wahrheit einge¬schränkt ist . Das kann aberzieht seiu . wenn dieser
einschränkende Satz , der den Echlufi des Artikels 93
ausmacht , bestellen bleibt . Infolgedessen beantragenwir , diesen Satz zu streichen .

Herr Degener (CDU .) : Wir haben im Verfassungs -
ausschuß 'auch über diese Bestimmung eingehend ge¬sprochen , und wir waren der Meinung , wenn in diesemHause einmal Behauptungen beleidigender Natur auf¬

gestellt werden , sei es nicht zweckmäßig , durch Presse¬
berichterstattung diese vor die breite Öffentlichkeit zu
tragen . Es ist richtig , daß , erweist sich später eine
solche Behauptung als falsch , die Zurücknahme der Mit¬
teilung erzwungen , vielleicht auch ohne Zwang erreicht
werden kann . Im allgemeinen aber hat die Zurück¬
nahme einer solchen ehrbeleidigenden Behauptung , die
sehr schnell ihre Wellen schlägt , nicht den Erfolg wie

"""die erste Meldung an sich. Es bleibt an dem Betreffen¬
diii doch ein , manchmal nicht unerhebliches Maß von
Makel haften . W îr glauben , im Interesse der Sauber¬
keit der Parteipolitik und im Interesse der Betroffenen -
an der allen Fassung festhalten zu sollen , und wir
möchten bitten , nachdem diese Auffassung auch imVer -
fassungsaussdiufi einmütig vertreten wurde , den Ar¬
tikel in der jetzt vorliegenden Formulierung beizu¬
behalten . Herr Lücke hat sich ja als Mitglied des Ver¬
fassungsausschusses und uls Pressemann dagegen ge¬
wandt , und ich habe ihm den guten Rat gegeben , im
Interesse der Sache sich überstimmen zu lassen . Das .

v ist auch geschehen .
-Herr Raföth (KPD .) : Audi in unserer Fraktion ist

dieser Artikel besprochen worden . Wir haben die glei¬chen Bedenken geltend gemacht , die Herr Lücke vor¬
getragen hat .

' Ohne die Argumente von Herrn Dege -
rier von der Hand weisen .̂ u wollen , muß man doch
sagen , daß . die Presse nicht für hier eventuell auf¬
gestellte , sich später eventuell als falsch heraus¬
stellende Behauptungen verantwortlich gemacht wer¬
den kann . Das Recht der wahrheitsgetreuen Bericht¬
erstattung aber dahin einzuschränken , scheint uns un¬
tragbar und mit der Meinungsbildung und der Presse¬
freiheit nicht vereinbar . Wir stimmen daher dem An¬
trag der SPD . zu .

Herr Lücke (SPD .) : Die Ausführungen des Herrn
Degener können nicht überzeugen . Es ist doch so : Ich
habe gesagt , der Journalist von heute muß wahrheits¬
getreu berichten dürfen . Wenn er das nicht tut , dann
liegt es bei den Juristen bzw . dem jetzt von diesem
Berufsstand geschaffenen neuen Pressegesetz , in dem
Falle , daß er von der wahrheitsgetreuen Berichterstat¬
tung abweicht , die entsprechenden Maßnahmen zu tref -

. fen . Im übrigen kann ich aus meiner persönlichen Er¬
fahrung sagen : Ein Journalist , der das nicht tut , wird
am längsten Journalist gewesen sein .

Der Antrag der SPD . wird angenommen .
Artikel 94 . Artikel 95 . Artikel 96. Artikel 97 . Ar¬

tikel 98 . Artikel 99 . Artikel 100 . Artikel 101 . Artikel 102.
Artikel 103. Artikel 104.

Herr Rafoth (KPD .) : Im Artikel 104 wird - dem Se¬
nat d ^ s Redit eingeräumt , gegen Besdilüsse der Bürger - .
schaff Bedenken zu erheben . Dieses Redit können wir
dem Senat nidit abspredien . Zweifellos ist es denk¬
bar , daß der zuständige Senator bei einem Beschluß
der Bürgerschaft nicht anwesend war und deswegen
seine sadilichen Einwendungen auch nicht , vorbrin¬
gen konnte . Daß diese Bedenken automatisch eine
nodimalige Behandlung in der Bürgersdiaft nadi
sich ziehen , ist ebenso verständlich . Weswegen man
aber den Bedenken des Senats jene Kraft einräumen
soll , . daß mit einer qualifizierten Mehrheit , und
wenn auch mit der Mehrzahl der gesetzlichen Zahl
der Abgeordneten,dieser Beschluß erneut zu fassen ist ,
können wir nicht einsehen , und wir sind nicht bereit ,
dein Senat diese weitgehenden Rechte zuzugestehen ,
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die wir ausschließlich der Volksvertretung selbst zu¬
gestehen körfhen . Bedenken , jawohl . Das ist das gute
Recht - 'der Exekutive . Aber wenn Bedenken erhoben
werden , nur um . qualifizierte Mehrheitsbeschlüsse zu
erreichen , dann können wir das nicht gutheißen und
bitten daher , den dritten Satz des Artikels 10 -t zu
streichen , in dem es heißt : „Beharrt die Bürgerschaft
auf ihrem Beschluß , so kommt er nur zustande , wenn
ihm bei der abermaligen Beschlußfassung mehr als
die Hälfte der gesetzlichen . Mitgliederzahl der Bürger
schaft zugestimmt hat .

"

Herr Heldmann (BDV . j : Herr Präsident , meine Da¬
men und Herren ! Ich glaube , Herr Rafoth sieht die
Sache etwas falsch . Der Senat setzt sich ja normaler¬
weise so zusammen wie die Bürgerschaft . Wenn trotz¬
dem einmal der Senat anderer Ansicht sein sollte wie
die 'Bürgerschaft , so wird das doch immer sachlich be¬
gründet sein . Dann aber ist es doch sicherlich '

^gerecht¬
fertigt , daß nunmehr eine qualifizierte Mehrheit der
Bürgerschaft darüber zu befinden .hat . - also mindestens .
50 Prozent der gesetzlichen Mitgliederzahl der Bürger¬
schaft . • • '

. Herr Holtmann (FDP .) : Herr . Präsident , meine Da¬
men und Herren ! Wir waren uns bei unseren Bera¬
tungen im Verfassungsausschuß darüber einig , daß der
Senat in seiner Zusammensetzung im wesentlichen der
Zusammensetzung der Bürgerschaft zu entsprechen hat .
Wenn nun in der 'Bürgerschaft einmal durch eine Zu¬
fallsmehrheit ein Zufallsbcsdiluß zustände kommen
sollte , der dem Senat schwere Bedenken verursacht ,
so muß dieser ^Beschluß gewissermaßen revidiert wer¬
den können dadurch , daß er der Bürgerschaft zur er¬
neuten Stellungnahme zugeht , und zwar mit der Maß¬
gabe , daß der Beschluß dann clurch ' eine Mehrheit von
mehr als der Hälfte der gesetzlichen .Mitgliederzahl der
Bürgerschaft bestätigt werden muß , wenn er Gültig¬
keit haben soll . Diese Regelung ist von allen Frak¬
tionen , die im Ausschuß vertreten waren , angenommen
worden , und wir haben keinen Anlaß , den so zustande
gekommenen Paragraphen Umzustoßen oder ihn etwa
dem Volksentscheid zu unterbreiten bzw . erneute
Verhandlungen darüber zu pflegen . Ich bitte also , den
An ( rag der KPD . abzulehnen .

Der Antrag der KPD . wird abgelehnt . (Zurufe :
Können wir nicht Schluß machen ? — Fs ist 7 Uhr !)

Präsident : Ich wollte noch eben die Artikel 103 und
106 erledigen . ■

Artikel 105.
Präsident : Dazu liegt folgender Antrag der SPD .

vor : •

Es ist ein neuer Absatz 6* anzufügen : „Die Bür¬
gerschaft hat das Recht, , parlamentarische Unter¬
suchungsausschüsse einzusetzen . Diese Ausschüsse
und die von ihnen ersuchten Behörden können in
entsprechender Anwendung der Strafprozeßord¬
nung alle ( erforderlichen Beweise erheben , auch Zeu¬
gen und Sachverständige vorladen , vernehmen , be¬
eidigen und das Zeugniszwangsverfahren gegen sie
durchführen . Das Brief - , Post - , Telegraphen - und

' Fernsprechgeheimnis bleibt jedoch unberührt . Die
Gerichts - und Verwaltungsbehörden sind verpflich¬
tet , dem Ersuchen dieser Ausschüsse um Beweis¬
erhebung Folge zu leisten . Die Akten der Behör¬
den sind ihnen auf Verlangen vorzulegen .

"

Herr Schramm (SPD .) : Herr Präsident , meine Da¬
men und Herren ! Meine Fraktion hat den Wunsch ,
dem Artikel 105 den soeben .vom Herrn Präsidenten
verlesenen Zusatz zu geben . Wir sind zu dem Autrage
gekommen , weil die Bürgerschaft schon wiederholt
parlamentarische Untersuchungsausschüsse eingesetzt
hat — z . B . anläßlich *der Hochwasser - und Brücken¬
katastrophe und in der Weserflug -Angelegenheit .
Aber nur wenn diese Untersuchungsausschüsse sich
mit behördlichen Maßnahmen zu befassen hatten ,
ging die Sache glatt ; in der Angelegenheit Weserflug ,
bei der private Interessen im Spiel standen , ging es
nicht so glatt von statten , weil die Herren Direktoren
jede Aussage verweigerten mit dem Hinweis darauf ,
daß der Ausschuß zu derartigen Vernehmungen keine
verfassungsrechtlichen Befugnisse habe . Um diesem
Übelstand abzuhelfen , haben wir diesen Zusatz be¬
antragt :

Herr Müller (CDU .) : Herr Präsident , meine ? Damen
und Herren ! Ich möchte , daß dieser Antrag den Frak¬
tionen ' noch einmal , zugeleitet wird , damit sie
Stellung nehmen können . (Z u r u f : Der Antrag liegt
ja seit heute Mittag 'gedruckt vor !) .

Herr Rex (CDUJ : Dip Fraktjqnsmitglieder kennen
diesen Antrag ja noch gar nicht . Darum ist es not¬
wendig , daß die Herren sich seinen Inhalt erst einmal
ansehen . i

Präsident : Gut . dann kommen wir morgen auf den
Antrag zurück .

Artikel 106.
Präsident : Damit sind wir am" Schluß unserer heu¬

tigen Verhandlungen angelangt . Soweit ich die Ge¬
schäftslage übersehen kann, . glaube ich , wird es mög¬
lich sein , daß wir morgen früh nicht schon um
9 Uhr , sondern um 10 Uhr wieder zusammentreten .
Ich vertage also die Sitzung auf morgen früh 10 Uhr .

Schluß der Sitzung 19 .10 Uhr .
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